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Rheinland-Pfalz bleibt die gro¬ 

2,2 Millionen junge Men¬ 

ße Drehscheibe des US-Mili- 

schen in der BRD haben 

tärs. Von hier wird die halbe 

keine abgeschlossene Be¬ 

Welt bombardiert. 

rufsausbildung. 
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Entweder die oder wir! 


D ie hauptsächlich von Angela 
Merkel, der Eisernen Lady des 
Kapitals, imperial und gnaden¬ 
los geforderten, und von der griechi¬ 
schen Regierung unterwürfig gegen 
das eigene Volk beschlossenen Spar¬ 
maßnahmen beginnen zu greifen - vor 
allem in die Taschen derer, die sowie¬ 
so schon nichts haben. Mit dem Spar¬ 
paket vom Februar 2012 wurde der 
Mindestlohn von 751 auf 586 Euro ge¬ 
senkt, das Arbeitslosengeld von 461,50 
auf 322,34 Euro gekürzt und dazu die 
Lohnzuschüsse abgeschafft und die 
Löhne der Staatsbediensteten ganz 
eingefroren. Lohnverhandlungen dür¬ 
fen nicht mehr auf Branchen-, sondern 
nur noch auf Betriebsebene geführt 
werden. Die Renten wurden um rund 
ein Fünftel gekürzt. Inzwischen gibt es 
in Griechenland auch keine Medika¬ 
mente mehr auf Krankenschein. Wer 
Medikamente braucht, muss selbst in 
Vorkasse treten. Ob die Krankenkas¬ 


sen das Geld nachträglich erstatten 
können, steht in den Sternen. 

Nun stürmten am Dienstag in der ver¬ 
gangenen Woche erstmals wütende 
Rentner im Gesundheitsministerium 
das Büro des zuständigen Ministers 
und riefen lautstark: „Wie sollen wir 
unsere Medikamente bezahlen?“ Die 
verzweifelten Rufe der zornigen Rent¬ 
ner blieben ungehört, Minister Andre¬ 
as Lykourentzos hatte sich schon vor¬ 
her aus dem Staub gemacht. 

Doch nicht nur die Rentner protes¬ 
tieren. Vergangenen Samstagabend 
haben rund 30 000 Menschen in der 
nordgriechischen Hafenstadt Thes¬ 
saloniki gegen das drohende neue 
drastische „Sparpaket“ in Höhe von 
vermutlich noch einmal mehr als 11,5 
Milliarden Euro protestiert. Viele der 
Transparente, die von den Demonst¬ 
ranten im Demonstrationszug hoch¬ 
gehalten wurden, trugen die Losung: 
„Umsturz! Entweder die oder wir“. 
Die Demonstrierenden warfen der 


neuen Regierung unter dem konser¬ 
vativen Regierungschef Antonis Sa¬ 
maras vor, den „Befehlen der Geld¬ 
geber-Troika zu gehorchen und das 
Land und seine Menschen in die Ka¬ 
tastrophe zu führen“. 

Der EU-Ratspräsident Van Rompuy 
äußerte sich am Tag zuvor nach ei¬ 
nem Gespräch mit dem griechischen 
Ministerpräsidenten Antonis Samaras 
sehr lobend bezüglich der bisherigen 
„Anstrengungen“, dem griechischen 
Volk die Lasten der kapitalistischen 
Krise aufzubürden. Doch das reicht 
ihm und seinen Auftraggebern noch 
längst nicht: „Diese Anstrengungen 
müssen gemeinsam mit weiteren Re¬ 
formen fortgesetzt werden.“ Jetzt müs¬ 
sen noch Sonderwirtschaftszonen her, 
wie es sie schon in der Volksrepublik 
China, Indien, Nordkorea, Russland, 
Vietnam, Moldawien, in den Vereinig¬ 
ten Emiraten und in Polen gibt. Dort 
herrschen die unmenschlichsten Ar¬ 
beitsbedingungen. Der Präsident des 


Bundesverbandes der Deutschen In¬ 
dustrie, Hans-Peter Keitel, kann sich 
sowohl den Austritt Griechenlands 
aus der Euro-Zone vorstellen, wie 
auch eine „Art Sonderwirtschaftszo¬ 
ne ... für zehn Jahre, mit Steueranrei¬ 
zen und ohne hinderliche Bürokratie“. 
Damit könnten „attraktive Bedin¬ 
gungen“ für Investitionen aus dem 
Ausland geschaffen werden. Keitel 
forderte jedoch auch seine schwarz¬ 
gelbe Regierung zu mehr Sparan¬ 
strengungen auf. Denn „Deutschland 
spart nun wirklich nicht ambitioniert. 
Da strengen sich viele andere Euro- 
Länder deutlich mehr an“. Nötig sei 
auch hierzulande „eine Agenda 2020“. 
Offenbar will er sobald wie möglich 
auch hier den abhängig Beschäftigten, 
den Arbeitslosen, den Rentnerinnen 
und Rentnern noch tiefer in die Ta¬ 
schen greifen. 

Die oder wir! Manfred Dietenberger 


Mit Schreiben vom 6.9. hat die Euro¬ 
päische Kommission die von der Eu¬ 
ropäischen Linkspartei (EL) angemel¬ 
dete EU-Bürgerinitiative zur Schaf¬ 
fung einer europäischen öffentlichen 
Bank, die auf soziale, ökologische und 
solidarische Entwicklung ausgerichtet 
ist, abgelehnt. Laut dem Brüsseler Ab¬ 
lehnungsschreiben gibt es in den EU- 
Verträgen für die Schaffung einer 
Bank, die „eine Verhaltenslogik der 
Solidarität zwischen den Mitglieds¬ 
staaten“ fördern und es ihnen erlau¬ 
ben würde, Mittel zu sehr niedrigen 
Zinsraten für Vorhaben der sozialen 
und ökologischen Entwicklung zu be¬ 
kommen, keine juristische Grundlage. 
Deshalb liege der Vorschlag der EL 
„außerhalb der Befugnisse“, der EU- 
Kommission. 

Pierre Laurent, Generalsekretär der 
Französischen Kommunistischen 
Partei und Vorsitzender der Euro¬ 
päischen Linkspartei hat als einer 


EL-Bürgerinitiative abgelehnt 

Keine öffentliche europäische Bank 


der Initiatoren des Antrags auf diese 
Bürgerinitiative erklärt, dass die Be¬ 
gründung der EU-Kommission zur 
Ablehnung des Vorschlags „erschre¬ 
ckend“ ist. Die „geheiligten Dogmen, 
welche die Entscheidungen der EU 
leiten und die Völker Europas jeden 
Tag ein wenig mehr in den Abgrund 
führen“, verhinderten jeden neuen 
Vorschlag im Dienst der Völker. Des¬ 
halb sei die „Neubegründung der Zie¬ 
le“ der EU mehr denn je erforderlich, 
um einen Weg aus der Krise zu finden. 
Gemeinsam mit den Parteien der Eu¬ 
ropäischen Linken und der Gesamt¬ 
heit der politischen, gesellschaftlichen 
und gewerkschaftlichen Kräfte, die ei¬ 
nen wirklichen Ausweg aus der Krise 
suchen, werde er bestrebt sein, mit an¬ 
deren Mitteln weiter für eine andere 
Konzeption eines Europa im Dienst 
der Bürgerinnen zu wirken. P.P. 

Siehe auch Kolumne, Seite 8 



Laut der EU-Kommission (hier Präsident Barroso) gibt es in den EU-Verträgen 
für die Schaffung einer Bank, die „eine Verhaltenslogik der Solidarität zwi¬ 
schen den Mitgliedsstaaten“ fördern und es ihnen erlauben würde, Mittel zu 
sehr niedrigen Zinsraten für Vorhaben der sozialen und ökologischen Entwick¬ 
lung zu bekommen, keine juristische Grundlage. 


Thema der Woche 


Rassistische 

Flüchtlingspolitik 

Musste es erneut zu einem Flücht¬ 
lingsdrama auf dem Mittelmeer kom¬ 
men, damit der bürgerlichen Öffent¬ 
lichkeit die Perfidie der europäischen 
und insbesondere der deutschen 
Flüchtlingspolitik bewusst wird? 

Wir Kommunistinnen sind schon lan¬ 
ge gegen die „Festung Europa“ aktiv. 
Aber auch bei den unmittelbar davon 
Betroffenen regt sich Widerstand: 
Asylbewerberinnen in Deutschland 
starten zu einem „Marsch auf Berlin“. 

Seiten 7, 8 und 9 



Immernoch gegen den Wind 

4. Kulturforum der DKP 

16./17. November 2012 in Hannover 



Eingangsstatements von Dietmar 
Dath und Dr. Diether Dehrn 
Workshops: Gemeinsam gegen kultu¬ 
rellen Kahlschlag/Deutsche Leitkul¬ 
tur/Das politische Lied heute/Bildbe¬ 
trachtung 

Konzert: Hannover hört Rot - mit DGB- 
Chor Hannover, Peter Schenzer + Dirk 
Wilke (Ex Rotdorn), Oma Körner Band, 
Diether Dehrn und Michael Letz. 

Infos und Anmeldungen unter: 

einheiztext@t-online.de 
Lesen Sie auch das Interview 
auf Seite 11 


UZ-Extra zum 
Aktionstag 

Für den Aktionstag „UmFairteilen“ am 
29. September erscheint die nächste 
UZ-Extra und wird in den nächsten 
Tagen bei jenen Organisationsgliede¬ 
rungen der DKP sein, die sie bestellt 
haben. 
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Kommentar / Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Ausbildungsplatzgarantie für Alle! 

Hunderttausende von Jugendlichen wurden abgehängt 


Castkolumne von Manfred Dietenberger 


Die Große Armutskoalition steht 
schon vor den Wahlen 


Die Situation im August 2012 

Zahlen der Bewerber/-innen 





Bewerber-Innen 

Bewerber - 
Innen ohne 
Ausbildungs¬ 
platz 

Gemeldete 
Bewerber - 
innen 

versorgte 

Bewerber¬ 

innen 

davon mit 
Alternative 
zum 30.9. 

unversorgte 
Bewerber - 
Innen 

Bundesgebiet 

gesamt 

541 581 

450.721 

56.079 

90.860 

146,939 

Veränderung zum 
Vorjahresmonat 

+17.333 

(+3,3%) 

+14.270 

(+3,3%) 

+3.185 

(+6 t 0%) 

+3.063 

(+3,5%) 

6.248 

Bundesgebiet 

West 

4S2SS8 

(+3.6%) 

382740 

(+3,8%) 

49 816 
(+7.9%) 

70 248 
(+2,4%) 

120.064 

Bundesgebiet Ost 

88.376 

(+1.7%) 

67 804 
(+0.1%) 

6.245 

(-6,6%) 

20,572 

(+7,3%) 

26,817 


Abweichungen in der Summe entstehen durch fehlende Zuordnung Ost / West 
Letzte Spalte: Summe aus unversorgten Bewerber/-innen und Bewerber/-innen 
mit Alternative zum 30.9. 

Quelle: Bundesagentur für Arbeit, August 2012 



Die von SPD und Grünen begonne¬ 
nen, von lautem Beifall von CDU/ 
CSU und FDP erst bedacht und spä¬ 
ter weitergeführten Renten- und an¬ 
dere „Reformen“ führen in ihrer voll 
beabsichtigten Konsequenz dazu, 
dass weit mehr als ein Drittel aller 
Vollzeitbeschäftigten in Zukunft auf 
eine Rente unterhalb der Grundsi¬ 
cherung kommen wird. Sie werden 
nach dem Berufsleben direkt in die 
Altersarmut gedrückt. Der wie so 
oft schon immer erfolgreich im Hin¬ 
tergrund wühlende Reiner Zufall 
sorgte dafür, dass die „Zuschussren¬ 
te“ Ursula von der Leyens und die 
„Solidar-Mindestrente“ Sigmar Ga¬ 
briels fast deckungsgleich sind. Bei¬ 
de Modelle sind verdammt ähnlich 
und kommen auf den gleichen Be¬ 
trag von 850 Euro. 

Auch die Bedingungen für den Be¬ 
zug dieser Mindestrente sind bei 
beiden Konzepten so gestrickt, dass 
möglichst Wenige sie erfüllen: Von 
der Leyen setzt: 35 Jahre in „Voll¬ 
zeit“ und anfangs fünf Jahre (später 
ansteigend bis 35 Jahre) Riester-Ver¬ 
tragsdauer als Bedingung für Leyens 
„Zuschussrente“. 40 Jahre „Vollzeit“- 
Arbeit und 30 Jahre Beitragsleistung 
verlangt die SPD-Hürde. 

Der einzige wesentliche Unter¬ 
schied der beiden „Reformentwür¬ 
fe“ ist, dass die Sozialministerin ihre 
„Zuschussrente“ über die Solidarge- 
meinschaft der Rentenversicherten 
finanzieren will und die SPD ihre 
„Solidar-Mindestrente“ aus Steuer¬ 
mitteln. Während eine Erhöhung der 
Rentenbeiträge von Unternehmern 
und Beschäftigten „paritätisch“ fi¬ 
nanziert würde, müssten für eine 
Betriebsrente ä la SPD die Beschäf¬ 
tigten allein aufkommen. Die SPD 
hält - wie von der Leyen auch - stur 
an der weiteren Absenkung des Ren¬ 
tenniveaus von derzeit 51 Prozent 
auf 43 Prozent eines Durchschnitts- 
Bi , 


kämen, liegt kaum über der bei der 
„Zuschussrente“. Beide Vorschläge, 
„Solidar-Rente“ und „Zuschussren¬ 
te“ von maximal jeweils 850 Euro 
sind nichts als der miese Versuch, den 
gesellschaftlichen Skandal der mas¬ 
senhaften Altersarmut zu übertün¬ 
chen bzw. sozial zu bemänteln. 

Von 850 Euro kann niemand aus¬ 
kömmlich leben. Beide Vorschläge 
gehören deshalb auf den Misthaufen 
der Geschichte, denn sie haben mit 
Lebenswirklichkeit der Millionen, 
die durch Niedriglohn und prekäre 
Beschäftigung in die sichere Alters¬ 
armut gezwungen werden, nichts zu 
tun. Dass die SPD dann auch noch an 
der Rente erst ab 67 festhalten will, 
wen wunderFs? Nicht erst seit heute 
besteht eine informelle Fraktionsge¬ 
meinschaft zwischen der SPD-Füh- 
rung und dem von der Leyen-Flügel 
der CDU. So steht diesmal die große 
Koalition schon, bevor überhaupt ge¬ 
wählt wurde. Christian Lindner, Chef 
der Liberalen, in NRW bringt es ge¬ 
nau auf den Punkt: „Die Bundes¬ 
arbeitsministerin hat offenbar den 
Ehrgeiz, Steigbügelhalterin einer 
großen Koalition ohne Angela Mer¬ 
kel zu sein.“ 


G erade hat das neue Ausbildungs- 
jahr begonnen. Die Unterneh¬ 
mer und mit ihnen der ge¬ 
schäftsführende Ausschuss des Kapitals 
samt der von dort gefütterten Presse 
verkünden unisono, wie komfortabel 
doch derzeit die Lage für Ausbildungs¬ 
platzsuchende sei. Der längst prophe¬ 
zeite Fachkräftemangel habe jetzt die 
Betriebe erreicht und viele Unterneh¬ 
men suchten händeringend nach Aus¬ 
zubildenden. 

Gleichzeitig sind 2,2 Millionen junge 
Menschen im Alter zwischen 20 und 34 
Jahren ohne eine abgeschlossene Be¬ 
rufsausbildung. Diese Gruppe nahm 
jetzt eine neue Studie des deutschen 
Gewerkschaftsbundes (DGB) unter 
die Lupe. Inzwischen, so wurde festge¬ 
stellt, gibt es seit mehr als einem Jahr¬ 
zehnt in unserem Berufsbildungssys¬ 
tem einen konstant hoch bleibenden 
Sockel von abgehängten Menschen im 
Alter zwischen 20 und 34 Jahren. 

15 Prozent dieser Altersgruppe haben 
keinen Berufsabschluss, das sind rund 
über zwei Millionen junge Menschen. 
Der Trend zur immer höheren Qualifi¬ 
kation in der Arbeitswelt macht es für 
ungelernte Menschen immer schwie¬ 
riger dauerhaft auf dem Arbeitsmarkt 
eine reale Chance zu haben. 

Ungelernte bleiben 
billige Arbeitskräfte 

Von den 2,2 Millionen junger Ausbil¬ 
dungsloser sind nur 1,2 Millionen er¬ 
werbstätig. Diese jungen ungelernten 
Arbeitenden sind überdurchschnittlich 
häufig von prekären Arbeitsverhält¬ 
nissen betroffen. Viel zu oft landen sie 
notgedrungen in Mini- und Gelegen¬ 
heitsjobs. 17,7 Prozent der ungelernten 
Jungarbeiter arbeiten in geringfügig, 
mies bezahlten Beschäftigungsver¬ 
hältnissen. Bei den Gleichaltrigen mit 
Berufsabschluss sind es 5,4 Prozent. 
Die Perspektive von jungen Menschen 
ohne Ausbildung ist ein Leben in pre¬ 
kären Arbeitsverhältnissen, was in al¬ 
ler Regel dazu führt, dass sie kaum in 
der Lage sind, selbst ihren Lebensun¬ 
terhalt zu verdienen. Gerade hat Bun¬ 
desarbeitsministerin Ursula von der 
Leyen auf die sichere, millionenfache 
Altersarmut von Normalverdienern 
hingewiesen. Erst recht gilt dies für 
die Geringverdiener. 

Auch Bildung schützt 
vor Armut nicht 

Sämtliche Prognosen sagen voraus, 
dass der Bedarf an ungelernten Ar¬ 
beitskräften in der Wirtschaft weiter 
sinken wird. Anders als es uns vorge- 
gaukelt wird, ist aber Bildung auch kei¬ 
ne Garantie, nicht über kurz oder lang 
zum Präkariat zu gehören. Die Studie 


belegt dies eindrücklich: 81,9 Prozent 
der Jungarbeiter ohne Berufsausbil¬ 
dung haben einen Schulabschluss, das 
sind rund 1,8 Millionen junge Men¬ 
schen. Davon verfügen 800 000 so¬ 
gar über einen mittleren oder höhe¬ 
ren Abschluss. Noch einmal: überra¬ 
schend viele Ungelernte bringen alle 
schulischen Voraussetzungen mit, um 
sofort - glaubt man der bürgerlichen 
Propaganda - eine betriebliche Aus¬ 
bildung beginnen zu können. In Wirk¬ 
lichkeit ist es für diese Jugendlichen 
nach der Schule aus mit der Bildung, 
sie fallen dann aus dem System. Die 
kapitalistische Realwirtschaft verwei¬ 
gert trotz gegenteiliger Beteuerungen 
eine auskömmliche Arbeit und damit 
Zukunft. 

Selbst der Nationale Bildungsbericht 
spricht von der faktischen Abschot¬ 
tung der Hälfte der Ausbildungsberufe 
für junge Hauptschulabsolventen. Statt 
einer betrieblichen Ausbildung bleibt 
vielen dieser Schulabgänger nur übrig 
sich durch einen wahren Dschungel 
von oft sehr zweifelhaften, sogenann¬ 
ten „Maßnahmen“, sprich Einstiegs¬ 
qualifizierungsmaßnahmen oder Prak¬ 
tika durchschlagen, um sich von Maß¬ 
nahme zu Maßnahme durchzuhangeln. 
Was die rund 300 000 Jugendlichen die 
dort, abseits der Arbeitslosenstatistik, 
in sogenannten Warteschleifen zwi¬ 
schen Schule und Berufsausbilldung 
geparkt werden auch machen, sie wer¬ 
den als Stigmatisierte danach aufs Ab¬ 
stellgleis gestellt. 

Weiter hat die Studie auch ergeben, 
dass sogar 16,1 Prozent der Ausbil¬ 
dungslosen Abiturienten sind. Frap¬ 
pierendes Ergebnis der Studie ist auch, 
dass beide, der Abiturient mit Hoch¬ 


schulreife und der Schulabbrecher, oft 
ohne Ausbildungsplatz bleiben. 

Ausbildungsbereitschaft 
auf Tiefststand 

Zwischen dem lauten Jammern der 
Unternehmen über den Fachkräfte¬ 
mangel und der Ausbildungsbereit¬ 
schaft der Betriebe klafft eine be¬ 
trächtliche Lücke. Die Quote ausbil¬ 
dender Betriebe liegt mit 22,5 Prozent 
auf einem historischen Tiefststand. 1,8 
Millionen junge Menschen, haben ei¬ 
nen Schulabschluss, aber keine abge¬ 
schlossene Ausbildung. Gäbe es den 
Facharbeitermangel, müssten diese 
Jugendlichen eigentlich ein riesiges 
Potential für die Betriebe sein. 

Wenn junge Menschen dauerhaft auf 
dem Arbeitsmarkt eine Chance haben 
sollen, brauchen sie eine mindestens 
dreijährige Berufsausbildung. Bei den 
Berufsfachschulen in Baden-Württem¬ 
berg bleibt das den jungen Auszubil¬ 
denden zum Beispiel leider verwehrt. 
Deshalb hat jetzt der Deutsche Ge¬ 
werkschaftsbund (DGB), die Gewerk¬ 
schaft Erziehung und Wissenschaft 
(GEW) und der Kooperationsverbund 
Jugendsozialarbeit anlässlich des Be¬ 
ginns des neuen Ausbildungsjahres am 
1. September eine Ausbildungsplatzga¬ 
rantie für alle jungen Menschen vor¬ 
geschlagen. Die faktische Abschottung 
der Hälfte der Ausbildungsberufe für 
niedrigere Bildungsabschlüsse muss 
ein Ende haben. 

Alle jungen Menschen müssen durch 
eine Berufsausbildung die Chance ha¬ 
ben, selbst ihren Lebensunterhalt zu 
bestreiten. Eine verlorene Generation 
können und wollen wir uns nicht leis¬ 
ten. 

Friedberg Dietmann 



„Ein-Euro-Job“- Praxis vor Gericht 

Verantwortung soll auf Beschäftigten abgewälzt werden 


Vor etwa einem Jahr hat die Staatsan¬ 
waltschaft Essen ihre Strafbefehle u.a. 
wegen des rechtswidrigen Einsatzes 
von Zusatz-Beschäftigten (sogenannte 
„Ein-Euro-Jobber“) durch die Jugend¬ 
werkstatt des Caritas-Stadtverbandes 
Haltern erlassen. Der Geschäftsfüh¬ 
rer Wilhelm Grave erhielt wegen Be¬ 
truges und Beihilfe zum Betrug eine 
Geldstrafe in Höhe von 4 900 Euro. 
(Die UZ berichtete mehrfach über 
diesen Fall.) 

Am 27. August 2012 wurde vor dem 
Amtsgericht Marl der Widerspruch des 
Arbeitspädagogen Rolf T. verhandelt. 
Dieser hatte wegen Beihilfe zum Be¬ 
trug eine Geldstrafe in Höhe von 800 
Euro erhalten. Die Staatsanwaltschaft 
Essen hatte ihm unterstellt, von dem 
rechtswidrigen Einsatz der Arbeits¬ 
gelegenheiten gewusst und diesen mit 
dem Geschäftsführer Wilhelm Grave 
abgesprochen zu haben. Rolf T. soll 
gewusst haben, dass es der Geschäfts¬ 
führer der Jugendwerkstatt unterlas¬ 
sen hatte, die Vestische Arbeit (die 
ARGE im Landkreis Recklinghausen) 
in den Monatsberichten darauf hinzu¬ 


weisen, dass die Arbeitsgelegenheiten 
außerhalb der Förderbedingungen ein¬ 
gesetzt waren. 

In der Verhandlung hatte sich das 
Amtsgericht Marl darauf konzentriert, 
diese Behauptung unter Beweis zu 
stellen. Die Aussagen der erschienen 
Zeugen konnten dies jedoch nicht be¬ 
legen. Trotzdem wird demnächst eine 
weitere Verhandlung anberaumt. 
Nach Auffassung der Initiative „So¬ 
lidarisches Recklinghausen“ wäre je¬ 
doch eine Bestrafung des Arbeitspäd¬ 
agogen Rolf T. in keiner Weise ge¬ 
rechtfertigt. Deren Sprecher Detlev 
Beyer-Peters erhebt diesbezüglich Vor¬ 
würfe: „Die Staatsanwaltschaft Essen 
hat die genauen Abläufe vor, während 
und nach dem illegalen Einsatz der Ar¬ 
beitsgelegenheiten nur unzureichend 
geprüft. Sie hat sich - wie schon die 
Vestische Arbeit - fast ausschließlich 
auf die Aussagen des Geschäftsführers 
Wilhelm Grave verlassen, statt die tat¬ 
sächlichen Verantwortlichkeiten in der 
Jugendwerkstatt in Haltern zu klären. 
Damit hat es sich die Staatsanwalt¬ 
schaft verdammt einfach gemacht und 


bestraft ausgerechnet den Beschäftig¬ 
ten, der sich am Wenigsten vorzuwer¬ 
fen hat.“ 

Die Vestische Arbeit hatte Anfang Ok¬ 
tober 2009 eine Prüfung der Vorwürfe 
der Linken Gruppe im Kreistag ver¬ 
anlasst. Im Rahmen dieser Prüfung 
habe der Geschäftsführer der Caritas- 
Werkstatt die Verantwortung für den 
rechtswidrigen Einsatz der Arbeitsge¬ 
legenheiten voll und ganz auf den An¬ 
leiter Rolf T. abgeschoben und sogar 
behauptet, dass diesem deswegen acht 
Monate nach seiner Einstellung wie¬ 
der gekündigt worden sei. Detlev Bey¬ 
er-Peters regt sich darüber regelrecht 
auf: „Was für eine Feigheit. Da wird ein 
Beschäftigter eingestellt, dessen Lohn 
sechs Monate lang überwiegend durch 
die Rentenversicherung gefördert wor¬ 
den ist. Drei Monate nach Ende der 
Förderung und beim Abschluss der 
Umbaumaßnahme am Prosper-Hos¬ 
pital wird dieser fristlos entlassen. 

Die Initiative macht darauf aufmerk¬ 
sam, dass der Einsatz von Zusatz-Be¬ 
schäftigten bei Sanierungs- und Re¬ 
novierungsarbeiten durch die Jugend¬ 


werkstatt gang und gäbe war. Noch 
bevor der Arbeitspädagoge Rolf T. 
eingestellt worden war, sei der Umbau 
des Schwesternwohnheimes des Sixtus 
Hospitals zur Geschäftsstelle des Hal- 
terner Stadtverbandes der Caritas mit 
dem Einsatz von Arbeitsgelegenheiten 
abgeschlossen worden. 

Dies ist vor dem Amtsgericht in Marl 
auch von ehemaligen Zusatz-Beschäf¬ 
tigten bestätigt worden. Wenige Tage 
nach der Einstellung von Rolf T. seien 
alle Vorbereitungen für den Umbau 
des Schwesternwohnheimes des Pros¬ 
per-Hospitals getroffen worden. Rolf T. 
sei erst zwei Wochen nach Beginn der 
Umbauarbeiten als Anleiter zuständig 
gemacht worden. Nur seine Vorgesetz¬ 
ten konnten wissen, dass dieser Ein¬ 
satz von Arbeitsgelegenheiten nicht 
dem Förderbescheid der Vestischen 
Arbeit entsprach. Denn diese hätten 
die Förderanträge gestellt und den 
Bewilligungsbescheid erhalten. Eben¬ 
falls hätten nur diese Kenntnis davon 
gehabt, dass vier Monate vor der Ein¬ 
stellung von Rolf T. die Vestische Ar¬ 
beit „erhebliche Bedenken“ gegen den 


Einsatz von Arbeitsgelegenheiten bei 
Umzügen und Renovierungen geltend 
gemacht habe und deswegen der ent¬ 
sprechende Förderantrag zurückgezo¬ 
gen worden sei. 

Während der Anleiter Rolf T. in den 
Qualifizierungsnachweisen und Ziel¬ 
vereinbarungen wahrheitsgemäße 
Aussagen zum Einsatz der Arbeitsge¬ 
legenheiten auf der Recklinghäuser 
Baustelle getroffen habe, hätte Herr 
Grave in den Monatsberichten an die 
Vestische Arbeit wahrheitswidrige An¬ 
gaben gemacht. Herr Grave habe da¬ 
mals mehrfach die Baustelle in Reck¬ 
linghausen besichtigt und dabei auch 
direkt mit Zusatz-Beschäftigten ge¬ 
sprochen. 

Die Initiative „Solidarisches Reckling¬ 
hausen“ stärkt daher dem Arbeitspäd¬ 
agogen Rolf T. bei seiner Entscheidung 
den Rücken, vor Gericht keinem fau¬ 
len Kompromiss zuzustimmen. Die 
Initiative hofft, dass die Staatsanwalt¬ 
schaft ihren Strafbefehl gegen Rolf T. 
neu überdenkt und sich das Amtsge¬ 
richt Marl die Mühe gibt den Fall in¬ 
tensiver zu beleuchten. Gerd Ziegler 
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Der „Falschmünzer Europas“ 

Die EZB, die Anleihen, die Inflation und die Euro-Rettung 



Protestcamp vor der EZB in Frankfurt am Main. 


„EZB-Chef Draghi - In Deutschland 
verflucht, in (Süd-)Europa gefeiert“, 
die Bild-Zeitung hatte tief in die pro¬ 
pagandistische Munitionskiste gegrif¬ 
fen. Die Absicht der EZB Staatsan¬ 
leihen aufzukaufen sei „so aberwitzig 
falsch“, sie stelle „die Euro-Rettung auf 
den Kopf“. „Ein schwarzer Tag für den 
Euro und für uns alle.“ Da mochte auch 
die „Welt“ nicht zurückstehen: „Die 
Gefahren dieser Politik sind gigan¬ 
tisch.“ Das große Problem sei die „Um¬ 
verteilung des Wohlstands vom Nor¬ 
den in den Süden.“ Aber auch für die 
„Süddeutsche“ hat die EZB „rote Li¬ 
nien überschritten“, sie finanziere „un¬ 
solide Staaten“ durch „das Drucken 
von immer neuem, von immer mehr 
Geld“. In der von Alexander Dobrindt 
beherzt gepflegten CSU-Sprache wur¬ 
den dann daraus, Draghi werde in die 
Geschichtsbücher als „Falschmünzer 
Europas“ eingehen. 

Trotz dieses Sperrfeuers verabschie¬ 
dete Europas „Falschmünzer“ am 
letzten Donnerstag das angekündigte 
OMT-Programm (Outright Monetary 
Transaktion), also der definitive oder 
unbegrenzte Aufkauf von Staatsan¬ 
leihen. Das hört sich dramatisch an. 
Zumindest für die Zeitgenossen von 
der Inflationsbekämpfungsfront. Die 
Realität dürfte deutlich bescheidener 
ausfallen. Der Aufkauf von Staatsan¬ 
leihen ist keineswegs ungewöhnlich. 
Wozu haben Staaten Notenbanken? 
Auch die EZB hatte unter Trichet mit 
ihrem SMP-Programm Staatsanlei¬ 
hen aufgekauft, ohne das daraufhin 
die Preise durch die Decke schossen. 
Aber angeblich gibt es in der Bundes¬ 
republik ein kollektives Inflationstrau¬ 
ma, dem die galoppierende Inflation 
1922/23 zu Grunde liegen soll. Das ist 
mittlerweile 90 Jahre her und die Zahl 
jener, die diese radikale Geldentwer¬ 
tung bewusst miterlebt, bzw. -erlitten 
haben, dürfte sich im überschaubaren 
Rahmen bewegen. Dennoch ist Infla¬ 
tion, glaubt man den monetaristischen 
Massenmedien, ein nahezu mystisch 
aufgeladener Begriff für das „aberwit¬ 
zig Falsche“, sozusagen der worst case 
der Finanzpolitik schlechthin. Und die 
EZB ist, laut Bild, gerade dabei, die¬ 
sen Alptraum Wirklichkeit werden zu 
lassen. 

Nüchtern betrachtet liegen die Din¬ 
ge, wie meistens, nicht ganz so simpel. 
Die Probleme beginnen ja schon mit 
der Frage, was unter Inflation zu ver¬ 
stehen ist. Wie fast alles in der Öko¬ 
nomie (einer Klassengesellschaft) ist 
auch dies kein neutraler, über den In¬ 
teressen stehender, technischer Begriff, 
sondern eine sozioökonomische Ange¬ 
legenheit. So stehen üblicherweise die 
Warenpreise, wozu natürlich auch die 
der Ware Arbeitskraft gehören, im Fo¬ 
kus der Kritik. Sie möglichst konstant 
zu halten ist die wichtigste und einzige 
Aufgabe der Notenbank. Zumindest 
nach Lesart des deutschen Mainstream 
und der Bundesbank. Die inflationä¬ 
re Entwicklung der Vermögenspreise, 
wie beispielsweise beim DAX, wird 
dagegen geradezu euphorisch gefei¬ 
ert. Der deutschen Kritik an der EZB- 
Entscheidung liegt im Kern die mo- 
netaristische Vorstellung zu Grunde, 
dass Geldmenge und Warenmenge in 
einer direkten Beziehung zueinander 
stehen. Das „Drucken von Geld“ also 
funktional preistreibende Wirkungen 
(bei den Warenpreisen) hätte. Wie an 
der Preisentwicklung der letzten Jahr¬ 
zehnte leicht zu erkennen ist, ist dies 
grober Unfug. 

Das Trauma von 1922/23 

Die im Vergleich zur Warenmenge 
mit Abstand schneller anwachsende 
Geldmenge trifft eben nicht auf eine 
Ansammlung gleichartiger Marktteil¬ 
nehmer vom Schlage des Homo Oeko- 
nomicus, den uns die Volkswirtschaft 
so gern präsentiert, sondern munitio- 
niert die spezifischen Interessen des 
anlagesuchenden Casinokapitalismus 
mit immer mehr Liquidität auf. Den ra¬ 
sant steigenden Profiten des entgrenz- 
ten, global agierenden Kapitals ste¬ 
hen stagnierende, bestenfalls schwach 


wachsende Arbeitslöhne und entspre¬ 
chende Kaufkraft gegenüber. Die Re¬ 
alwirtschaft bietet schon lange keine 
ausreichende Anlagemöglichkeit für 
die immer gigantischeren Kapitalsum¬ 
men mehr. Der Casino-Aus weg erfor¬ 
dert exponentiell steigende Einsätze, 
um das Pyramidenspiel am Laufen zu 
halten. Und eben reichlich Geld. Ent¬ 
sprechend laufen die „Notenpressen“. 
Die Inflation 1922/23 war ebenso we¬ 
nig ein finanztechnisches Versagen 
wie die „Falschmünzerei“ heute. Es 
ging schlicht um die Finanzierung des 
Ersten Weltkrieges. Die großdeutsche 
Idee bestand im Kern darin, dem be¬ 
siegten Erbfeind, wie schon 1870/71, 
die Kriegskosten aufzubürden. Bis 
es soweit war, wollte man die Forde¬ 
rungen der Kriegsindustrie mit Kre¬ 
diten aus der breiten Bevölkerung 
(Kriegsanleihen) strecken. Die deut¬ 
sche Großbourgeoisie war schon da¬ 
mals außen vor. Bekanntlich scheiterte 
das Unternehmen. Zu den aufgelaufe¬ 
nen eigenen Kriegsanleihen addierten 
sich nun die Reparationsforderungen 
der Alliierten, die allerdings in Gold, 
Devisen oder Sachgüter bedient wer¬ 
den wollten. Das von Friedrich Ebert 
ohne Wahl und Abstimmung ernannte 
„Kabinett der Wirtschaft“ unter dem 
parteilosen „Wirtschaftsexperten“ 
Wilhelm Cuno, ein frühe Ausgabe der 
Herren Monti und Papadimos, begann 
nun die Lohn-, Kredit-, und Geldver- 
mögensansprüche mit Hilfe der rasant 
steigende Importpreise wegzuinflatio- 
nieren. Der Krieg wurde so von den 
arbeitenden Menschen, dem Kleinbür¬ 
gertum und dem Mittelstand bezahlt. 
Großgrundbesitzer und Industriekapi¬ 
tal bleiben außen vor. 

Hieß das Deutsche Trauma damals 
Versailles, so heißt es heute Griechen¬ 
land. Etwas Griffiges muss schon her, 
wenn ein Sündenbock gebraucht wird. 
Wieder geht es um die Wette auf die 
„Einigung Europas“ (unter deutscher 
Vorherrschaft) und wieder geht es 
darum, wer die „Kollateralschäden“, 
und - wenn es schief läuft - die Verlus¬ 
te zahlt. Mittlerweile sind nicht nur die 
„Kollateralschäden“ in den zur Euro- 
Peripherie aufgehübschten Vasallen¬ 
staaten beträchtlich, auch die auflau¬ 
fenden Risiken der Zentralmacht sind 
gewaltig. Ifo-Chef Hans Werner Sinn 
hat aktuell 778 Mrd. Euro zusammen¬ 
addiert, auch wenn es nur zu Teilzu¬ 
sammenbrüchen kommt, dürften noch 
ein paar Euro dazukommen. Auch 
diesmal möchten die Nutznießer der 
Veranstaltung wohl nicht so gern dabei 
sein, wenn die Rechnung präsentiert 
wird. So tritt neben den faulen Ouzo- 


Griechen der bekanntlich „unser Oma 
ihr klein Häuschen“ schon fast versof¬ 
fen hat, der „verfluchte Südeuropä¬ 
er“ Draghi, der ihm darauf auch noch 
„die erste und die zweite Hypothek“ 
ausstellt. So weiß der rechtschaffene 
Deutsche, wenn es irgendwann kracht, 
an wen er sich zu wenden hat. 

Das Ende der Europa-Romantik 

Ginge es tatsächlich um etwas Ähnli¬ 
ches wie die gern gestreute Europa- 
Romantik suggeriert, hätten die Eu¬ 
ropäischen Staaten samt ihrer Zen¬ 
tralbank den Willen zu kooperativer 
Zusammenarbeit betonen und jeden 
Versuch durchkreuzen müssen, eine 
ökonomische, monetäre wie politische 
Spaltung Europas zuzulassen. Gerade 
die infolge der Krise drastisch anstei¬ 
genden Staatsschulden hätten ein Mo¬ 
tiv für den gemeinsamen Kampf um 
die Minimierung der Refinanzierungs¬ 
kosten sein müssen. Das Gegenteil ist 
der Fall. Unter der Deckung der Paten 
der Spekulationsmafia regiert schlich¬ 
te Machtpolitik bis hin zur offenen Er¬ 
pressung. 

Das Duo Merkel/Steinbrück hatte 
gleich zu Beginn der Krise die Maske 
der „Solidarität“ fallen gelassen und 
energisch auf die im Maastricht-Ver¬ 
trag verankerte „No-Bailout“-Regel 
gepocht. Erst als die ersten Staaten 
vor der Pleite standen und der ganze 
schöne Exporthinterhof drohte aus¬ 
einanderzufliegen, drehte die Kanz¬ 
lerin bei. Seither besteht die Berliner 
Europa-Politik aus dem Versuch, die 
globale Konkurrenzfähigkeit Europas 
unter deutscher Dominanz mit auste- 
ritätspolitischen Mitteln zu maximie¬ 
ren, sowie die dazu als Hebel erforder¬ 
lichen „Rettungs“-Kosten zu minimie¬ 
ren. Letzteres scheiterte blamabel an 
der krisenverstärkenden prozyklischen 
Wirkung der eigenen Sanierungsrezep¬ 
te. Damit ist die Rettungsstrategie der 
letzten zweieinhalb Jahre krachend ge¬ 
scheitert. Statt Wiederherstellung der 
Konkurrenzfähigkeit: Deindustrialisie¬ 
rung, Massenarbeitslosigkeit und na¬ 
tionaler Ausverkauf. Die Staaten, die 
vor der Pleite standen, wurden immer 
mehr und immer größer. Die Rettungs¬ 
schirme immer gigantischer, letztlich 
unfinanzierbar. So blieb am Ende nur 
die Zentralbank. 

Wer nun hofft, die Wende des 4. Sep¬ 
tember bedeute eine Änderung der 
deutschen Europa-Strategie, dürfte 
enttäuscht werden. Das Problem liegt, 
wie immer im Kleingedruckten, in den 
Konditionen des OMT-Programms. 
Die EZB kauft Anleihen nicht direkt, 
sonder nur auf dem Sekundärmarkt. 


Sie schaltet also die Spekulation nicht 
aus, sondern versucht Wirkung indi¬ 
rekt über den Markt zu erzielen. Damit 
kommt neues Geld ins System. Sehr 
zur Freude des Casino, wie man an der 
Explosion der Kurse sehen kann. Zum 
anderen kauft die EZB Anleihen nur 
von Staaten, die sich den (vor allem 
von der Bundesregierung bestimmten) 
Austeritätsforderungen der Rettungs¬ 
schirme EFSF/ESM unterworfen ha¬ 
ben. Das OMT-Programm wird damit 
zu einer Art monetären Verlängerung 
der bei Spanien und Italien erheblich 
zu kleinen Rettungsschirme. Damit 
stellt sich die EZB nicht nur hinter die 
Krisenanalyse der Bundesregierung, 
nach der es sich bei der Euro-Krise 
um eine „Staatsschulden-Krise“ han¬ 
delt. Sie teilt auch deren Strategie der 
„schwäbischen Hausfrau“, nach der nur 
radikales Schrumpfen der Ausgaben¬ 
seite die Balance des Budgets wieder 
herstellen kann. Ja, mehr noch einen 
Nettoschuldenabbau möglich machen 
soll. Kein Wunder, dass es die deutsche 
Seite, bei pflichtschuldigen Protesten 
ihres Bundesbankers bewenden ließ. 
Das Berliner „Rettungs“-Regime 
bleibt unverändert, es erhält nur weite¬ 
re Munition. Denn mit der Akzeptanz 
der EFSF/ESM-Regeln waren Krisen¬ 
staaten auch jetzt schon vom Anlei¬ 
he-Markt. Wenn nun den „Rettungs“- 
Fonds das Geld ausgeht, gibt es die 
EZB, die „Second-Hand“-Anleihen 
aufkauft, und damit den Erstkäufern 
eine sichere Marge garantiert. Kein 
Wunder, dass das Casino jubelt. Hier 
sitzen die eigentlichen Krisengewinn¬ 
ler. Weniger beim OAED, dem grie¬ 
chischen Arbeitsamt, wie uns die na¬ 
tionalistische Kampfpresse weiß ma¬ 
chen möchte. Ein Anstieg der Inflation 
ist durch das OMT-Programm wohl 
kaum zu erwarten. Jedenfalls nicht, 
was Löhne und Warenpreise anbetrifft. 
Wer sollte substantiell höhere Löhne 
durchsetzen? Zwar gibt es auch jetzt 
einen externen Inflationsdruck über 
Rohstoffe, Agrarerzeugnisse und 
Energie, trotzdem blieb die Inflations¬ 
rate auch im letzten Quartal exakt auf 
dem Sollwert. 

Alternativen 

Natürlich wäre auch eine andere Posi¬ 
tionierung der EZB denkbar gewesen. 
Sie hätte die Spekulation konsequent 
ausschalten und den Refinanzierungs¬ 
druck von den Krisen-Staaten nehmen 
können. Damit und mit einem umfas¬ 
senden Investitions- und Aufbaupro¬ 
gramm, sowie einem Abbau des deut¬ 
schen Außenhandelsüberschusses 
durch signifikante Lohnsteigerungen, 
der Abschaffung des Niedriglohnsek¬ 
tors sowie der Sanierung der Renten- 
und Sozialkassen wäre durchaus eine 
gewisse Reformperspektive realisier¬ 
bar erschienen. Allerdings fehlt zu 
Letzterem das gesellschaftliche Sub¬ 
jekt. Die deutsche Sozialdemokratie 
hat den Kurs der durch innere Ab¬ 
wertung, Prekarisierung, Sozialabbau 
und Rentenklau gestützten Exportof¬ 
fensive in seinen wesentlichen Ele¬ 
menten ja nicht nur ins Werk gesetzt, 
sondern vertritt ihn bei allem verba¬ 
len Make-up bis heute. Ähnliches gilt 
auch für die Austeritätsdiktate. Heute 
sind die Steinmeiers und Steinbrücks in 
Deutschlands „Haupt-Oppositionspar¬ 
tei“ vor allem dabei „Kurs“ zu halten. 
Nicht einmal die Idee einer Alternative 
ist erkennbar. Von der Fähigkeit dazu 
ganz zu schweigen. Damit wäre auch 
eine stabilitätsförderndere EZB-Stra- 
tegie letztlich ohne realwirtschaftliche 
Basis geblieben. Die Probleme hätten 
sich auch so reproduziert. Der deutsche 
Imperialismus vermag die politische, 
wirtschaftliche, soziale und ideologische 
Spaltung Europas, seines Hauptabsatz¬ 
gebietes, offenkundig nicht zu verhin¬ 
dern. Nun scheint auch die EZB die 
monetäre nicht verhindern zu können. 
Unter dieser negativen Dynamik al¬ 
lerdings, ist Inflationsfurcht zumindest 
nicht völlig von der Hand zu weisen. 
Der „verfluchte Falschmünzer“ ist zu¬ 
mindest schon einmal markiert. 

Klaus Wagener 


„Enttäuschender Auftakt“ 
der AWO-Tarifverhand- 
lungen in NRW 

Die erste Runde der Tarifverhandlun¬ 
gen für die über 30 000 Tarifbeschäf¬ 
tigten der Arbeiterwohlfahrt (AWO) 
in Nordrhein-Westfalen ist in Düssel¬ 
dorf ohne Ergebnis geblieben. Von 
Arbeitgeberseite wurde kein Angebot 
vorgelegt. Die Verhandlungsführerin 
der Vereinten Dienstleistungsgewerk¬ 
schaft (ver.di), Sylvia Bühler, sprach 
von einem „enttäuschenden Auftakt“. 
Man habe der Arbeitgeberseite deut¬ 
lich gemacht, dass die Gewerkschaft 
möglichst schnell eine gleiche Bezah¬ 
lung für die Angestellten bei der AWO 
und im öffentlichen Sektor durchset¬ 
zen will. „Die Lohnunterschiede von 
bis zu 4,8 Prozent zwischen Sozialbe¬ 
trieben der AWO und öffentlichen 
Einrichtungen müssen aufgehoben 
werden“, sagte Bühler. 
ver.di will für die AWO-Beschäftigten 
in der Altenpflege, in Kitas, Beratungs¬ 
stellen, der ambulanten Pflege und in 
der Betreuung in Offenen Ganztags¬ 
schulen eine Erhöhung der Entgelte 
um 6,5 Prozent, mindestens jedoch um 
200 Euro durchsetzen. Auszubildende 
sollen 100 Euro monatlich mehr und 
eine Übernahmegarantie bekommen. 
Für ver.di-Mitglieder will die Gewerk¬ 
schaft zusätzliche freie Tage aushan¬ 
deln. Der Tarifvertrag soll eine Lauf¬ 
zeit von einem Jahr haben. 

Zudem wolle man mit der Arbeiter¬ 
wohlfahrt auch darüber reden, wie 
unsichere, prekäre Arbeitsverhältnisse 
vermieden werden können. „Unnöti¬ 
ge Befristungen und erzwungene Teil¬ 
zeitarbeit passen nicht zu einem Wohl¬ 
fahrtsverband mit sozialem Gewissen“, 
sagte Bühler. Die Tarifverhandlungen 
werden am 1. Oktober in Essen fort¬ 
gesetzt. 

„Luxus-Ghettoisierung“ 

Der nordrhein-westfälische Baumi¬ 
nister Groschek hat die hohen Mie¬ 
ten in Großstädten kritisiert. In der 
Westdeutschen Allgemeinen Zeitung 
warnt er vor einer sogenannten „Lu¬ 
xus-Ghettoisierung“. Normalverdie¬ 
ner könnten sich in Städten wie Köln, 
Düsseldorf und Münster die Mieten im 
Zentrum kaum noch leisten. Hinter¬ 
grund ist die ständig sinkende Anzahl 
von Sozialwohnungen gerade in Bal¬ 
lungszentren. Düsseldorfs Oberbür¬ 
germeister Elbers machte laut WDR 
den Vorschlag: „Wer nicht genug Geld 
habe, um in Düsseldorf wohnen zu 
können, könne ja ins niederrheinische 
Umland ziehen.“ 

Bei den Arbeitsbedin¬ 
gungen ansetzen 

ver.di warnt angesichts der aktuellen 
Zahlen des Statistischen Bundesam¬ 
tes zu Niedriglöhnen vor einer weite¬ 
ren Spaltung am Arbeitsmarkt. „Es ist 
skandalös, dass sich in einem reichen 
Land wie der Bundesrepublik Niedrig¬ 
löhne immer weiter ausbreiten“, sag¬ 
te die stellvertretende ver.di-Vorsit¬ 
zende Andrea Kocsis. „Wir brauchen 
dringend einen allgemeinen gesetz¬ 
lichen Mindestlohn von mindestens 
8,50 Euro und eine neue Ordnung am 
Arbeitsmarkt, die Schluss macht mit 
erzwungener Teilzeitarbeit und Mini¬ 
jobs und die befristete Beschäftigung 
sowie Leiharbeit drastisch zurück¬ 
drängt“, so Kocsis. 

Nach der jüngsten Erhebung des Sta¬ 
tistischen Bundesamtes arbeitet inzwi¬ 
schen jede und jeder fünfte Beschäftig¬ 
te zu Niedriglöhnen. Bei sogenannter 
atypischer Beschäftigung, also Befris¬ 
tungen, Teilzeit, Leiharbeit und Mini¬ 
jobs, wird fast jeder zweite Job niedrig 
entlohnt. „Angesichts dieser Zahlen ist 
es offensichtlich, dass der Kampf gegen 
Altersarmut nicht erst im Rentenalter, 
sondern direkt bei den Arbeitsverhält¬ 
nissen ansetzen muss - und zwar von 
Anfang an“, sagte Kocsis. „Nur siche¬ 
re und gerecht entlohnte Arbeit bietet 
Beschäftigten die Möglichkeit, für das 
Alter vorzusorgen. Insofern sind die 
aktuellen Vorschläge von Bundesar¬ 
beitsministerin von der Leyen zur Zu¬ 
schussrente oder der SPD zur Solidar¬ 
rente unzureichend, weil sie letztlich 
die Ursachen für Altersarmut nicht 
beseitigen und sogar ein völlig indis¬ 
kutables Niedrigst-Rentenniveau fest¬ 
schreiben.“ 
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Neues vom NATO-Flugzeugträger 

Rheinland-Pfalz bleibt Kriegsgebiet 



Foto: U.S. Air Force photo by Airman ist Class Matthew B. Fredericks 

A-io-Thunderbolt-ll-Piloten der 81. Kämpfer-Schwadron verlassen in Spangdahlem Airbase ihre Flugzeuge nach einem 
Einsatz in Afghanistan. 


„Essen anders gesehen“ 

Am 8. September veranstaltete das Es¬ 
sener Friedensforum zusammen mit 
der VVN-BdA eine Stadtrundfahrt un¬ 
ter dem Motto „Essen anders gesehen“. 
Besucht wurden Stätten der Verfolgung 
und des antifaschistischen Widerstands 
zwischen 1933 und 1945. Unter den be¬ 
suchten Orten waren der Südwestfried¬ 
hof mit den KZ-Gräbern und den Grä¬ 
bern der „Toten von Montagsloch“ - 
sowjetischen Kriegsgefangenen die in 
den letzten Tagen der Krieges, kurz vor 
der Befreiung, von SS-Leuten ermordet 
wurden - sowie der Bergfriedhof Kett¬ 
wig, in dem sich Gräber der zahlreichen 
Zwangsarbeitergräber befinden und 
auch die so genannten Baby-Gräber, wo 
gestorbene Kinder der Zwangsarbeite¬ 
rinnen ihre letzte Ruhe gefunden haben. 
Viele von ihnen waren nicht mal ein Jahr 
alt, als sie ermordet wurden. 

Weitere Ziele waren der Grunerttunnel, 
eine schmale und enge Unterführung un¬ 
ter Eisenbahnschienen, wo 170 Zwangs¬ 
arbeiterinnen einquartiert waren, und 
die Humboldtstraße, wo sich ein KZ-Au¬ 
ßenlager von Buchenwald, betrieben von 
der Firma Krupp, befunden hat. Hierhin 
wurden zu den 950 anderen Gefangenen 
am 24. August 1944 520 jüdische Zwangs¬ 
arbeiterinnen verschleppt. Sechs von ih¬ 
nen gelang die Flucht, sie wurden von Es¬ 
sener Bürgerinnen versteckt und über¬ 
lebten. Die Spur der anderen 514 verliert 
sich in den Wirren der letzten Kriegstage 
in dem KZ Bergen-Belsen. 

Überall in Essen lassen sich Spuren von 
Zwangsarbeiterinnen finden, bestellt 
und ausgebeutet größtenteils von der 
Firma Krupp. Das Essener Friedensfo¬ 
rum hat es sich zur Aufgabe gemacht, 
diese nicht in Vergessenheit geraten zu 
lassen. Die Stadtführung ist Teil der drei¬ 
wöchigen Veranstaltungsreihe, die ihren 
Abschluss am 21. September mit einem 
Aktionstag der Jugendlichen für Frie¬ 
den und Völkerverständigung unter dem 
Motto „Auf dem Instrument der Gewalt 
kann man keine Friedenslieder spielen“ 
finden wird. Ort für den Aktionstag ist 
die Essener Fußgängerzone zwischen 11 
und 19 Uhr. 

Schutzengel für Soldaten? 

Die Vorsitzende der Gewerkschaft Er¬ 
ziehung und Wissenschaft (GEW) in 
NRW, Dorothea Schäfer, und die Lan¬ 
desschülerinnenvertretung N ordrhein- 
Westfalen (LSV NRW) verurteilen die 
Kooperation der Klasse 2b einer Grund¬ 
schule in Gummersbach mit der Bundes¬ 
wehr. Die LSV wertet diesen Vorfall als 
Skandal und wiederholt gegenüber Syl¬ 
via Löhrmann, Ministerin für Schule und 
Weiterbildung in Düsseldorf, die Forde¬ 
rung, endlich den Kooperationsvertrag 
zwischen ihrem Ministerium und der 
Bundeswehr aufzulösen. 

Die Kinder hatten im Unterricht 
„Schutzengel“ für Soldaten in Afgha¬ 
nistan gebastelt. Das Lernziel wurde 
erreicht: Der Kriegseinsatz der Bun¬ 
deswehr wurde nicht abgelehnt. Die 
„Schutzengel“ erwiesen sich sogar als 
truppentauglich, denn von den beschütz¬ 
ten Soldaten kam niemand zu Schaden. 

„Die Kooperation mit durchschnittlich 
sechsjährigen Kindern ist widerwärtig 
und widerspricht humanistischer Frie¬ 
densbildung! Diese Schülerinnen kön¬ 
nen in diesem Alter die Entscheidung 
des Bundestags zum Afghanistan-Ein¬ 
satz der Bundeswehr nicht kontrovers 
diskutieren. Wie sollen sich solche Schü¬ 
lerinnen zu selbstständigen und kritisch 
denkenden Persönlichkeiten entwickeln, 
wenn ihnen schon in der 2. Klasse der 
Einsatz in Afghanistan als etwas erklärt 
wird, was vollkommen normal sei?“, em¬ 
pört sich Johannes Trulsen, Landesvor¬ 
standsmitglied der LSV aus Hamm. 

Die Schule schweigt. Für die LSV NRW 
stellen sich daher gleich mehrere Fra¬ 
gen: Bekommt die Schule von der Bun¬ 
deswehr Geld für die Kooperation? Ist 
in dem Vertrag eine Verschwiegenheits¬ 
klausel? Die Schule verweist an die Be¬ 
zirksregierung Köln. Oliver Moritz, Spre¬ 
cher der Bezirksregierung, glaubt nicht, 
dass der Afghanistan-Einsatz im Unter¬ 
richt kontrovers diskutiert werden müs¬ 
se. Die Schülerinnen sollten sich dort mit 
den Menschen und nicht mit dem Krieg 
beschäftigen. Mit befremden betrachtete 
die LSV daher die „Ausrede“ von Moritz, 
dass der Bundeswehreinsatz „durch den 
Bundestag legitimiert“ sei. 


K urz nach dem Antikriegstag 2012 
reichte der Naturschutzbund 
(NABU) Rheinland-Pfalz beim 
Kölner Verwaltungsgericht Klage ge¬ 
gen ein Bauvorhaben der US-Armee 
in der Pfalz ein. In Weilerbach bei Kai¬ 
serslautern sollen 47 Hektar Wald für 
den 1,2 Milliarden Dollar teuren Neu¬ 
bau eines US-Hospitals gerodet wer¬ 
den. Per Eilantrag hoffen die Umwelt¬ 
schützer das Fällen der Bäume stoppen 
zu können, bis zumindest die Klage im 
Planungsverfahren entschieden ist. Das 
Bauvorhaben wurde ohne die gesetz¬ 
lich vorgesehene Öffentlichkeitsbetei¬ 
ligung genehmigt. 

Wenn von Rheinland-Pfalz die Rede 
ist, denken viele dieser Tage an Kurt 
Becks Pleiten, Pech und Pannen be¬ 
züglich des Nürburgrings. Während 
dort scheinbar wenig rund läuft, funk¬ 
tioniert Rheinland-Pfalz immer noch 
hervorragend als größter Flugzeugträ¬ 
ger der NATO, wie Bernhard Vogel, 
ehemaliger CDU-Ministerpräsident, 
einst nicht ohne Stolz sagte. Kein An¬ 
griffskrieg der USA und ihrer Verbün¬ 
deten in Nordafrika oder Westasien, 
ohne dass die Airbase Ramstein zur 
Drehscheibe wird. Von Spangdahlem in 
der Eifel aus starten Bomber zu Angrif¬ 
fen. Von herausragender Bedeutung 
ist auch das Landstuhl Regional Me¬ 
dical Center, das größte Militärkran¬ 
kenhaus der Welt. Viele der jährlich 
500 000 Patientinnen und Patienten 
sind in Kampfeinsätzen verwundete 
US-Soldaten, die zwecks medizinischer 
Behandlung in die Pfalz geflogen wer¬ 
den, zunächst aus Irak, heute aus Af¬ 
ghanistan. Zu ganz anderer „Behand¬ 
lung“ wurden über Ramstein auch von 
der CIA verschleppte Menschen in Ge¬ 
heim- und Foltergefängnisse verbracht. 

Das Verteidigungsministerium kann 
im Einvernehmen mit dem Umweltmi¬ 
nisterium per Rechtsverordnung ohne 
Zustimmung des Bundesrats bei Vor¬ 
haben, die der „Verteidigung“ dienen 
oder der Erfüllung von Bündnispflich¬ 
ten, gesetzliche Bestimmungen über 
die ansonsten vorgesehene öffentliche 
Beteiligung aussetzen. Das ist hier of¬ 
fensichtlich geschehen, ohne Rücksicht 
darauf, dass der Wald für den regiona¬ 
len Wasserhaushalt wichtig ist. Unweit 
des geplanten Baugeländes befinden 


In Köln hat sich ein Jugendbündnis zum 
Aktionstag „Umfairteilen - Reichtum 
besteuern“ am 29. September gebil¬ 
det. Am Donnerstag (06. September) 
trafen sich im Jugendraum des DGB 
Köln Vertreterinnen verschiedener 
demokratischer politischer Jugendver¬ 
bände und der Gewerkschaftsjugend, 
um ein gemeinsames Auftreten der Ju¬ 
gend am „Umfairteilen“-Aktionstag zu 
besprechen. Man einigte sich auf einen 
gemeinsamen Jugendaufruf, einen Ju¬ 
gendblock auf der zentralen Demons¬ 
tration in Köln, sowie einen gemeinsa¬ 
men Infostand auf der Abschlusskund¬ 
gebung auf dem Heumarkt, auf dem 
die beteiligten Jugendorganisationen 
ihre Politik und ihre Positionen vor¬ 
stellen können. 

Die Jugend in der Bundesrepublik und 
ganz Europa ist besonders von der 
herrschenden neoliberalen Politik be¬ 
troffen. Umso notwendiger ist es, dass 
die Jugend gemeinsam Widerstand ent¬ 
wickelt und ihre Interessen artikuliert. 
Während Banken und Konzerne in der 
Krise weiter dicke Profite machen und 
die Krise dazu nutzen, ihre Machtposi¬ 
tionen auszubauen, wird der neolibe¬ 
rale Umbau der Gesellschaft voran¬ 
getrieben. Mit dem ESM werden die 
Profite der Großbanken auf Kosten 
der öffentlichen Haushalte gesichert. 
Der Fiskalpakt und die so genannten 
Schuldenbremsen geben einer brutalen 
Kürzungspolitik Verfassungsrang und 
versperren so die Möglichkeit zu einem 
baldigen Politikwechsel. ESM und Fis¬ 
kalpakt sind ein radikaler Angriff auf 


sich vier Brunnen des Zweckverbandes 
Wasserversorgung Westpfalz, der 127 
Gemeinden mit dem lebenswichtigen 
Nass versorgt. Seitens der rot-grünen 
Landesregierung ist hier auch mit wenig 
Protest zu rechnen, eher im Gegenteil. 
Laut Medienberichten informierte der 
Oberkommandierende des US-Hee- 
res in Europa, General Carter F. Ham, 
Beck und seinen Innenminister Bruch 
über das Vorhaben. Zwar hätten sich die 
SPD-Politiker gegen einen Neubau und 
für die Renovierung von Landstuhl aus¬ 
gesprochen, aber Beck habe das Ganze 
als „als eine Riesenchance für die Bau¬ 
industrie und die nachhaltige Sicherung 
von Arbeitsplätzen im Land“ gesehen. 

Die Geschichte von Rheinland-Pfalz 
ist mitgeprägt von der Unterordnung 


die demokratischen und sozialen Rech¬ 
te der Völker Europas. 

Schon heute ist die Zukunft vieler Ju¬ 
gendlicher erschreckend unsicher: Auf 
vielen lastet schon in Schule oder Uni 
die Angst, nicht gut genug für eine si¬ 
chere Zukunft zu sein. Fehlende Studi¬ 
en- oder Ausbildungsplätze, zu wenig 
Übernahme oder nur befristete Arbeit, 
kein Mindestlohn, ständige Ausweitung 
der Arbeitszeit, das kann es nicht sein! 

Die gigantischen Reichtümer in der 
Hand einiger Weniger müssen heran¬ 
gezogen werden, um gut ausgestattete 
Schulen und Unis zu finanzieren, um 
in gut bezahlte und sichere Ausbildung 
und Arbeitsplätze zu investieren, um 
Nahverkehr günstiger zu machen und 
mehr statt weniger Kultur zu schaffen. 

Am Jugendblock zum Aktionstag be¬ 
teiligen sich Organisationen mit unter¬ 
schiedlichen Weltanschauungen und 
langfristigen politischen Zielen, aber in 
der einheitlichen und solidarischen Ak¬ 
tion kann die arbeitende und lernende 
Jugend unseres Landes ihre Kraft ent¬ 
falten und die reaktionäre Entwicklung 
der Gesellschaft stoppen. 

Nur gemeinsam können wir den ersten 
Schritt zu einer anderen Gesellschaft 
erkämpfen: 

Für eine Wende zu demokratischem 
und sozialem Fortschritt! - UmFAIR- 
teilen jetzt! 

Jugendblock am Aktionstag „UmFair- 
teilen“: am 29.9.2012 um 12:00 Uhr 
Roncalliplatz in Köln. Harald Hebel 


ziviler Bedürfnisse seiner Einwohner 
unter den Willen der Militärs, zunächst 
der französischen und der US-ameri¬ 
kanischen Armeen, ab 1956 dann auch 
der Bundeswehr. Zahlreiche Bauern 
wurden vor allem in den fünfziger Jah¬ 
ren enteignet, z.B. zur Erweiterung 
des Truppenübungsplatzes Baumhol¬ 
der. Den haben Landespolitiker in den 
letzten Jahren versucht als „Bombo- 
drom“ anzubieten, nachdem die Bun¬ 
deswehr sich aus der Ruppiner Heide 
zurückziehen musste. Die DKP-Kreis- 
organisation Nahe setze sich über Jahr¬ 
zehnte damit auseinander, dass in Bad 
Kreuznach und in Idar-Oberstein die 
industrielle Entwicklung ausgebremst 
wurde, weil hier ein Militärflugplatz 
und dort ein Nachschubdepot die not- 


Die Hans-Böckler-Stiftung weist darauf 
hin, dass die Grundsicherung im Alter 
viele Arme nicht erreicht. Wieviele Be¬ 
dürftige keine Sozialleistungen beantra¬ 
gen, sei schwer zu sagen, denn sie tau¬ 
chen in keiner amtlichen Statistik auf. 
Dasselbe gilt für diejenigen, die nicht 
wissen, dass ihnen wegen ihres gerin¬ 
gen Einkommens staatliche Zuschüs¬ 
se zustehen. Aber bereits in den 1990er 
Jahren sei klar gewesen, dass auf einen 
Sozialhilfeempfänger ein Berechtigter 
kommen könnte, der seine Ansprüche 
nicht einlöst. Und unter den Älteren 
sei die verdeckte Armut besonders ver¬ 
breitet. 

Die Verteilungsforscherin Irene Becker 
hat in einem Beitrag in der Zeitschrift 
für Sozialreform untersucht, wie sich 
die verdeckte Armut unter Älteren seit 
der Einführung der „Grundsicherung 
im Alter und bei Erwerbsminderung“ 
2003 entwickelt hat. Sie kommt zu dem 
Ergebnis, dass das Ziel des Gesetzes of¬ 
fenbar nicht erreicht wurde. 

Die Grundsicherung im Alter wurde 
2003 eingeführt, um die verdeckte Ar¬ 
mut unter den Älteren wirksam eindäm¬ 
men zu können. Sozialhilfeempfänger 
im Rentenalter brauchen seitdem nicht 
mehr zu fürchten, dass das Amt sich das 
Geld bei ihren Kindern zurückholen 
könnte. Zudem wurde die Rentenversi¬ 
cherung verpflichtet, Kleinrentner auf 
ihren potenziellen Grundsicherungsan¬ 
spruch aufmerksam zu machen. 

Beckers Berechnungen beruhen auf 
Daten des Sozio-ökonomischen Panels 


wendigen Flächen blockierten. Um den 
Militärflugplatz Pferdsfeld herum wur¬ 
den bis in die achtziger Jahre mehre¬ 
re Dörfer geschleift. Solche Beispiele 
gab und gibt es im ganzen Land. Die 
KPD und seit 1968 bis heute die DKP 
wiesen immer wieder darauf hin, dass 
die Entwicklung des Landes durch das 
Militär behindert wurde und wird und 
dass die Kosten dafür bei weitem das 
überwiegen, was es scheinbar an Vor¬ 
teilen durch Arbeitsplätze und Kauf¬ 
kraft der Soldaten gab. Auch heute sind 
die Kommunisten dabei, wenn bei den 
Ostermärschen der Abzug der letzten 
Atombomben in Deutschland vor de¬ 
ren Lager in Büchel in der Eifel gefor¬ 
dert wird. Volker Metzroth 


(SOEP) für das Jahr 2007. Die Auswer¬ 
tung der repräsentativen Befragung er¬ 
gab: Von einer Million Menschen ab 
65 Jahren, denen damals Grundsiche¬ 
rungsleistungen zustanden, bezogen nur 
340 000 tatsächlich Leistungen. 68 Pro¬ 
zent der älteren Armen nehmen dem¬ 
nach die Leistungen nicht in Anspruch. 

Wer Grundsicherung im Alter bezieht, 
habe im Schnitt ein gesetzliches Ein¬ 
kommen von 549 Euro im Monat. Das 
sind etwa 44 Prozent des Ruhegeldes, 
das nicht bedürftige Rentner im Durch¬ 
schnitt erhalten. Viele können sich zu¬ 
mindest nicht alle zwei Tage eine war¬ 
me Mahlzeit mit Fleisch, Fisch oder Ge¬ 
flügel leisten. Diese Angaben machten 
laut SOEP acht Prozent der verdeckt 
armen Älteren. In der nichtbedürftigen 
Vergleichsgruppe sind es nur 0,6 Pro¬ 
zent. 

Das Gesetz zur Grundsicherung im Al¬ 
ter solle überarbeitet werden, schreibt 
Becker, da es weiterhin viele verdeckt 
arme Ältere gebe. Die Rentenversiche¬ 
rung solle sich stärker als bisher um 
Rentner mit geringen Einkünften küm¬ 
mern und sie beim Antrag auf Grund¬ 
sicherung unterstützen. Auch die Rege¬ 
lungen zur Vermögensanrechung sollten 
gelockert werden. Viele Ältere würden 
nicht zum Amt gehen, weil sie befürch¬ 
ten, das Amt könnte auf dem Umzug in 
eine billigere Wohnung bestehen. Weil 
das besonders für Ältere belastend und 
mit einem nachhaltigen Verlust der sozi¬ 
alen Kontakte verbunden ist, sollte „die 
Definition angemessenen Wohnraums 
überdacht“ werden. Bernd Müller 


Jugend für UmFAIRteilen 

Kölner Bündnis konstituiert sich 


Grundsicherung wirkt nicht 

Viele Bedürftige stellen keine Anträge 
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D ie Mitarbeiterin der Konrad- 
Adenauer-Stiftung, Viola Neu, 
hat kürzlich eine umfangreiche 
Studie zum „Mythos der ,Partei’ der 
Nichtwähler“ unter dem Titel „Dann 
bleib ich mal weg“ vorgelegt. Telefo¬ 
nisch befragt wurden 752 Nichtwähler 
bei der Bundestagswahl 2009 und 753 
Nichtwähler bei der Bundestagswahl 
2005. Die Studie bestätigt einerseits die 
Analysen, die von den Wahlforschungs¬ 
instituten zum Wahlausgang - sozusa¬ 
gen im Schnellschluss - bereits an den 
Wahlabenden veröffentlicht wurden. 
Andererseits gibt die Studie differen¬ 
ziertere Einblicke in das Verhalten der 
Nicht Wähler. 

Zunächst wird festgestellt, dass die 
Wahlbeteiligung seit der ersten Bun¬ 
destagswahl 1949 bis in die 1970er Jahre 
kontinuierlich gestiegen ist, aber in den 
1980er Jahren „moderat“ abnahm. Seit 
1990 hat sich der Rückgang weiter - 
wenn auch nicht stetig - fortgesetzt. 
Die Wahlbeteiligung in Ostdeutschland 
fällt in der Regel immer niedriger aus 
als in der alten Bundesrepublik. 1998 - 
vor dem Hintergrund der Wechselstim¬ 
mung Schröder kontra Kohl - kam es 
dort zunächst zu einem deutlichen An¬ 
stieg der Wahlbeteiligung, während er 
in den alten Bundesländern geringer 
ausfiel. Danach sank die Wahlbeteili¬ 
gung in den neuen Ländern deutlich ab 
und erreichte 2009 nur noch 64,7 Pro¬ 
zent, während es in den alten Ländern 
eine Wahlbeteiligung von 72,2 Prozent 
gab. Aus den Wahlanalysen ergibt sich 
übereinstimmend: Jüngere Wahlberech¬ 
tigte - sie sind in den Altersgruppen bis 
21 Jahre, bis 25 Jahre und bis 30 Jahre 
aufgeschlüsselt - beteiligten sich deut¬ 
lich seltener als ältere. Am höchsten ist 
die Wahlbeteiligung bei 60- bis 70-jäh¬ 
rigen. Die Unterschiede zwischen den 
Geschlechtern sind gering. 

Die Studie hält jedoch fest: Die Wahl¬ 
abstinenz wächst in allen Altersgrup¬ 
pen. Blieben 1983 nur 7,7 Prozent der 
50-60-Jährigen der Wahl fern, waren es 
2009 schon 20 Prozent. Auch die mitt¬ 


Während die Bundeskanzlerin die 
„marktkonforme Demokratie“ auf eu¬ 
ropäischer Ebene einfordert, ist von 
einer wirklichen Selbstverwaltung 
im Sinne von demokratischer Selbst¬ 
bestimmung auf kommunaler Ebene 
schon lange keine Rede mehr. Zum 
einen werden die Kompetenzen der 
Kommunalparlamente immer weiter 
beschnitten und zum anderen führt 
die Verschuldungssituation in Kombi¬ 
nation mit der sogenannte Schulden¬ 
bremse zur faktischen Degradierung 
kommunaler „Entscheidungsträger“ 
zu Grußonkeln und -tanten auf Stadt- 
und Sportfesten - falls sie sich nicht aus 
der Logik dieses neoliberalen Spieles 
befreien. 

Wie sieht die Situation in der saarländi¬ 
schen Landeshauptstadt aus? Saarbrü¬ 
cken ist derzeit mit zirka 900 Mio. Euro 
bei den Banken verschuldet, bei einer 
Einwohnerzahl von knapp 180 000 
Menschen eine horrende Summe. Ent¬ 
standen ist diese - wie überall - durch 
finanzielle Umverteilungen zu Lasten 
der Städte und Gemeinden gepaart mit 
den gewachsenen Sozialleistungen. Die 
Stadt hat unter SPD-Führung die übli¬ 
chen Privatisierungswellen des letzten 
Jahrzehnts ebenso mitgemacht wie den 
fortwährenden Personalabbau und das 
Kürzen „freiwilliger“ Leistungen. Seit 
den letzten Kommunalwahlen 2009 
gibt es eine rot-rot-grüne Koalition im 
Stadtrat. Alle drei Parteien, insbeson¬ 
dere SPD und die Partei „Die Linke“ 
versprechen fortwährend „gerecht zu 
sparen“. 

Allein das Motto selbst ist ein Wider¬ 
spruch in sich, eine Täuschung der 
Bürgerinnen. Sparen kann nicht ge- 
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„Dann bleib ich mal weg“ 

Über die Nichtwähler bei Bundestagswahlen 



Nach exklusiven Informationen der UZ plant die CDU bei der kommenden Bundestagswahl 
eine spezielle Kampagne, um Nichtwähler zu gewinnen. Das obige Plakat wurde uns anonym 
zugespielt. 


leren und älteren Wählergruppen ent¬ 
scheiden sich heute häufiger zur Nicht¬ 
wahl. 1983 blieben 18,5 Prozent der 21- 
bis 25-jährigen Wahlberechtigten zu 
Hause. In dieser Gruppe, die 2009 zwi¬ 
schen 47 bis 51 Jahre alt war, hat sich 
der Nicht Wähleranteil bis 2009 um acht 
Punkte erhöht. Gingen 1983 noch 15,7 
Prozent nicht zu Wahl, blieben ihr 2009 
insgesamt 37 Prozent fern. 

Die Bereitschaft zur Wahlteilnahme, 
sich für politische Entscheidungen zu 
engagieren und zu verfolgen, ist ei¬ 
nem Teil der Wahlberechtigten abhan¬ 
den gekommen oder hat sich gar nicht 
eingestellt. Bei den Nichtwählern wird 
eine große Politikdistanz festgestellt. 
Die Forscher gingen unter anderem der 
Frage nach, inwieweit eigentlich Nicht¬ 
wähler politische Zusammenhänge der 
beiden Bundestagswahlen in Erinne¬ 
rung sind. Sie fanden heraus, dass nur 
38 Prozent der Nichtwähler des Jahres 
2009 in Erinnerung ist, dass bei der 


Wahl im selben Jahr Angela Merkel 
Spitzenkandidatin der Union war. Dass 
ihr Widerpart, SPD-Spitzenkandidat 
Frank-Walter Steinmeier hieß, erinnern 
20 Prozent. Noch schwächer wird Erin¬ 
nerung an das Wahljahr 2005. Etwa ein 
Viertel erinnern sich an die damaligen 
Kontrahenten namens Angela Mer¬ 
kel und Gerhard Schröder. Selbst die 
Wahlausgänge sind vielen nicht gegen¬ 
wärtig oder interessieren nicht. 
Hinlänglich bekannt ist, dass die Binde¬ 
kraft der bürgerlichen Parteien nachge¬ 
lassen hat. Neu spricht sogar davon, dass 
dieser Prozess bereits Ende der 1960er 
Jahre eingesetzt habe. So stimmten im 
Bevölkerungsdurchschnitt etwa zwei 
Drittel der Befragten der Aussage zu: 
„In der Demokratie ist es Pflicht jedes 
Bürgers, sich regelmäßig an Wahlen zu 
beteiligen“. Bei den Nichtwählern sind 
es unter 50 Prozent. Das Abseitsstehen 
vom politischen Geschehen sowie das 
Gefühl, eh keinen Einfluss auf das poli¬ 


tische Geschehen zu haben, 
bilden das Hauptmotivbün¬ 
del, der Wahl fern zu blei¬ 
ben. So sagen zum Beispiel 
57 Prozent der Nichtwähler, 
sie fühlen sich keiner Partei 
verbunden. 54 Prozent sa¬ 
gen, es hätte keinen Sinn 
zu wählen, weil die Parteien 
und Politiker doch machen, 
was sie wollen. 46 Prozent 
der Nichtwähler sagen, dass 
es keinen Politiker gab, dem 
sie ihre Stimme geben woll¬ 
ten. Mit Abstand kommt 
dann das Motiv, dass sich 
keine Partei für die wichti¬ 
gen Dinge einsetzt, welches 
von 40 Prozent der Nicht¬ 
wähler genannt wird. Keine 
Unterschiede zwischen den 
Parteien können 42 Prozent 
der Nichtwähler erkennen. 
23 Prozent sagen, sie gingen 
grundsätzlich nicht wählen! 


Die Bereitschaft zur 
Wahlteilnahme, 
sich für politische 
Entscheidungen zu 
engagieren und zu 
verfolgen, ist einem Teil 
der Wahlberechtigten 
abhanden gekommen 
oder hat sich gar nicht 
eingestellt 


Eine Studie der CDU-nahen Konrad- 
Adenauer-Stiftung will natürlich auch 
ermitteln, welche Gründe ehemalige 
Unions-Wählerinnen und -Wähler ha¬ 
ben, dieser Partei nun ihre Zustimmung 
zu verweigern. Da gibt es zum einen die 
allgemeine Kritik an bestimmten politi¬ 
schen Problemlösungen, die vielen un¬ 
verständlich bleiben. Es wird zum an¬ 


deren bemängelt, dass sich die Union 
nicht mehr für die kleinen Leute einset¬ 
ze. Zudem empfinden ehemalige CDU- 
Wähler, dass die Partei zerstritten sei 
und man sie derzeit nicht wählen kön¬ 
ne, obwohl sie noch am besten gefalle. 
50 Prozent ehemaliger Unionswähler 
stimmten der Aussage zu: „Die CDU/ 
CSU hält nicht mehr an ihren konser¬ 
vativen Tugenden und Werten fest.“ 
Interessant ist auch die folgende Fest¬ 
stellung in der Studie: Die Nichtwähler 
von 2005, die 2009 beispielsweise die 
Grünen und „Die Linke“ gewählt ha¬ 
ben, zeigen sich mit ihrer Wahlentschei¬ 
dung mehrheitlich zufrieden (mit den 
Grünen: 65 Prozent, mit „Die Linke“ 54 
Prozent). Diejenigen jedoch, die eine 
der beiden „Volksparteien“ gewählt 
haben, sind eher unzufrieden mit ihrer 
damaligen Wahlentscheidung (mit der 
Union 57 Prozent, mit der SPD 54 Pro¬ 
zent). Heraus ragt, keineswegs überra¬ 
schend, die Zahl 84 Prozent, das sind 
diejenigen, die 2009 FDP gewählt ha¬ 
ben - die sind am stärksten enttäuscht. 
Die Wahlbeteiligung lag über drei Jahr¬ 
zehnte relativ hoch bei 80 Prozent und 
darüber, sie erreichte bei der Bundes¬ 
tagswahl 1972 einen Spitzenwert von 
91,1 Prozent, in der es um Ja oder Nein 
zu den Ost Verträgen - um Willy Brandt 
oder Rainer Barzel - ging. Seit 1987 
verdoppelte sich der Nicht Wähleranteil 
von rund 16 Prozent auf knapp 30 Pro¬ 
zent. So lange Politiker nur an Wahla¬ 
benden Sorge darüber äußern und sich 
ansonsten als Wahlsieger feiern lassen, 
wenn sie sich gerade mal auf eine Min¬ 
derheit der Wahlberechtigten stützen 
können, wird man der zunehmenden 
Wahlabstinenz nicht beikommen kön¬ 
nen. Zudem scheint sich inzwischen 
ein harter Kern derjenigen gebildet zu 
haben, die sich unter keinen Verspre¬ 
chungen an die Wahlurnen locken las¬ 
sen. Dieser Gruppe gehören etwa die 
Hälfte der Nichtwähler an. Rolf Priemer 


Die Mär vom gerechten Sparen 

Die „Schuldenbremse“ von Saarbrücken 


Bündnis für Saarbrücken 

Sozial gerecht. Wirtschaftlich erfolgreich.Ökologisch Innovativ. 


Vereinbarung 

für die Ratsperiode 2009 bis 2014 
zwischen SPD, DIE LINKE und Bündnisgo/DIE GRÜNEN 


SAARBRÜCKEN 


SPD 


DIE UNKE. 


Das Bündnis für die „Schuldenbremse 


recht sein, weil das Kürzen öffentlicher 
Leistungen grundsätzlich immer die 
trifft, die auf sie angewiesen sind. Was 
kümmert es die oberen Zehntausend, 
wenn in den öffentlichen Schulen die 
undichten Dächer oder Toiletten jah¬ 
relang nicht saniert werden oder ein 
fehlender Sonnenschutz das Lernen 
erschwert, solange die Ausstattung der 
Privatschulen im Sinne einer „Solidar- 
gemeinschaft der Wohlhabenden“ gesi¬ 
chert ist? Genau, einen Dreck! 

Mit der nun wirksamen Schuldenbrem¬ 
se wird die Selbstverwaltung Saarbrü¬ 


ckens endgültig zur Farce. Der städti¬ 
sche Haushalt ist beim Land genehmi¬ 
gungspflichtig und wurde in den letzten 
Jahren immer wieder abgelehnt, um zu¬ 
sätzliche Einsparungen durchzusetzen. 
Von den dringenden Erhöhungen der 
Einnahmen spricht niemand. Ein Spar- 
Gutachten von Rödl und Partner ist die 
Pfeife, nach der die Stadt tanzen soll, in 
Wahrheit ein Streichkonzert. 

Aktuell geht es den Schwimmverei¬ 
nen an den Kragen. Weil die Stadt in 
den letzten Jahrzehnten zwei Bäder 
(Deutsch-Mühlen- und Stadtbad) ge¬ 


schlossen und sich auf die privatwirt¬ 
schaftliche Lösung des Spaßbades Ca¬ 
lypso eingelassen hat, steht die Bäder¬ 
politik in der Landeshauptstadt nun 
vor einem Scherbenhaufen. Um jähr¬ 
lich 60 000 EUR im städtischen Haus¬ 
halt zu sparen, sollen den Schwimm¬ 
vereinen und Schulen auf der Stadt¬ 
ratssitzung am 11. 09. 12 die Türen 
zu Trainingsmöglichkeiten zu einem 
großen Teil verschlossen werden. Die 
Folge: Noch weniger Kinder lernen 
schwimmen, Schwimmen als Breiten¬ 
sport wird zurückgedrängt. 


Sparen kann nicht 
gerecht sein, 
weil das Kürzen 
öffentlicher Leistungen 
grundsätzlich immer 
die trifft, die auf sie 
angewiesen sind 


Es ist ein Treppenwitz, dass für diese 
Maßnahme der einzige Dezernent der 
Partei „Die Linke“ in einer westdeut¬ 
schen Landeshauptstadt verantwortlich 
ist. Von Harald Schindel geht keine ein¬ 
zige Initiative des Widerstands aus, die 
Sparpolitik des Landes wird einfach 
auf Kosten der Betroffenen nach unten 
weitergereicht. Dafür haben die Saar- 
brückerlnnen eine linke Partei nicht 
gewählt. Entweder Kehrtwende oder 
Rücktritt und Kündigung der Koalition 
sind die bleibenden Möglichkeiten, um 
weiteren Ansehensverlust linker Politik 
in Saarbrücken zu vermeiden. 


Aber das ist erst der Anfang: In den 
nächsten Monaten sollen weitere hun¬ 
derttausende Euro im Bereich der frei¬ 
willigen Leistungen eingespart, Ge¬ 
bühren für Hallennutzungen erhöht 
werden. Höchste Zeit, dass sich die Be¬ 
troffenen gemeinsam wehren und sich 
nicht gegeneinander ausspielen lassen. 
Es ist ein wichtiges Signal, dass sich 
der Personalrat der Stadt sowohl ge¬ 
gen Kürzungen bei den Beschäftigten 
als auch in allen anderen Bereichen der 
Daseinsvorsorge ausgesprochen hat. 
Gemeinsamer Widerstand gegen die 
Schuldenbremse und weiteres Ausblu¬ 
ten der städtischen Finanzen ist ange¬ 
sagt. Die DKP Saarbrücken fordert ein 
Ende der Sparorgien: 

★ Rücknahme aller Sparbeschlüsse 

★ Entschuldung der Stadt Saarbrücken 
und der anderen Kommunen ohne Vor¬ 
bedingungen 

★ Finanzierung der Entschuldung von 
Land und Kommunen durch eine höhe¬ 
re Besteuerung von Vermögenden und 
von Unternehmensgewinnen 

★ Keine weiteren Privatisierungen 
oder private Finanzierungen von öf¬ 
fentlichen Aufgaben (public-private- 
partnership) 

★ Rückkauf des Calypso durch die 
Stadt Saarbrücken und Nutzung durch 
Schwimmvereine und Schulen in der 
bisherigen Form 

Die Stadt Saarbrücken kann sich keine 
Schuldenbremse leisten. Wir brauchen 
eine Vollbremsung des Kaputtsparens 
unseres Landes. Politiker haben den 
Menschen zu dienen und nicht dem 
Profit! Thomas Hagenhofer 
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Bitterer Alltag auf dem Mittelmeer 

Flüchtlingsdramen und Europas Kampf gegen „illegale“ Einwanderer 



V ergangene Woche, am 6. Sep¬ 
tember, hat ein erneutes Flücht¬ 
lingsunglück auf dem Mittel¬ 
meer den Fokus wieder auf diese seit 
Jahrzehnten schwelende Problematik 
gelenkt. 

Vor der türkischen Küste sank ein völ¬ 
lig überladenes Boot mit Flüchtlin¬ 
gen. Nach Behördenangaben starben 
mindestens 61 Menschen. Unter den 
Opfern waren 31 Kinder. Die Zahl 
der Opfer könne aber noch steigen, 
sagte Ardahan Totuk, der stellvertre¬ 
tende Gouverneur der Provinz Izmir. 
46 Menschen seien gerettet worden, 
darunter der Kapitän und sein Helfer. 
Die beiden türkischen Staatsbürger 
wurden festgenommen unter dem Vor¬ 
wurf des Menschenschmuggels. Die 
meisten Flüchtlinge sollen aus dem 
Irak und Syrien stammen. 

Nur einen Tag später, am 7. September, 
ereignete sich vor Lampedusa ein wei¬ 
teres Unglück. Nach einem Schiffbruch 
wurden zwei Flüchtlinge tot geborgen, 
56 weitere konnten zehn Seemeilen vor 
Lampedusa gerettet werden. Bis zu 80 


weiteren Menschen gelten laut italieni¬ 
scher Küstenwache als vermisst und die 
Helfer befürchten, dass die meisten von 
ihnen ertrunken sind. Die Flüchtlinge 
stammen überwiegend aus Tunesien. 
Diese Unglücke sind keine Ausnahme¬ 
fälle sondern bitterer Alltag auf dem 
Mittelmeer, der europäischen Südgren¬ 
ze. Nach Schätzungen des UNHCR 
(United Nations High Commissioner 
for Refugees) starben im letzten Jahr 
über 1 500 Menschen bei dem Versuch 
Europa über das Mittelmeer zu errei¬ 
chen. Das macht das Jahr 2011 zum 
tödlichsten Jahr seit Beginn der Auf¬ 
zeichnungen des UNHCR. „Fortress 
Europe“ (Festung Europa), ein Inter- 
net-Blog, schätzt die Anzahl auf über 
2 000. 

Das Netzwerk UNITED - ein „euro¬ 
päisches Netzwerk gegen Nationalis¬ 
mus, Rassismus, Faschismus und für die 
Unterstützung von Migrantlnnen und 
Flüchtlingen“ - führt die so genannte 
„UNITED List of Deaths“ (Liste der 
Tode). In dieser Liste werden alle Da¬ 
ten über den Tod von Migrantlnnen, 


sowie die Umstände gesammelt und 
der Öffentlichkeit zugänglich gemacht. 
Dieser Liste ist entnehmbar, dass allein 
im Mai 2012, ohne dass in den Medi¬ 
en von größeren Flüchtlingsunglücken 
berichtet worden wäre, etwa 50 Flücht¬ 
linge vor europäischen Küsten zu Tode 
gekommen sind. Und das ist ein durch¬ 
schnittlicher Monat. Offiziell, nach An¬ 
gaben des UNHCR, starben in diesem 
Jahr bereits mindestens 280 Menschen 
bei dem Versuch, das Mittelmeer zu 
überqueren. Die Dunkelziffer liegt weit 
darüber. 


Sicherung der Außengrenze 
statt Leben zu retten 

„Es ist ernüchternd darüber nachzu¬ 
denken, wie viele dieser Tode verhin¬ 
dert werden könnten“, sagt Judith Sun¬ 
derland, leitende Forscherin von Hu¬ 
man Rights Watch in West-Europa. 
„Leben zu retten und nicht der Ver¬ 
antwortung auszuweichen, muss der 
Imperativ auf dem Meer sein.“ Aber 
das sehen die Herrschenden in Euro¬ 
pa selbstverständlich ganz anders. Die 
steigenden Zahlen der Flüchtlinge in 
den letzten Jahren waren ein Zeichen, 
neue Mittel der „Sicherung“ der eu¬ 
ropäischen Grenzen zu suchen. Die 
Schaffung der „Europäischen Agen¬ 
tur für die operative Zusammenarbeit 
an den Außengrenzen“ (kurz: Frontex) 
war ein bedeutender Schritt in diese 
Richtung. In den Jahren 2009 und 2010 
wurden durch verschärften Grenz¬ 
schutz mittels des Einsatzes von Fron¬ 
tex die Zahlen der illegalen Einwande¬ 
rungen deutlich gesenkt. Aber seit den 
Unruhen im arabischen Raum und dem 
Zusammenbruch Libyens gab es einen 
immensen Anstieg an Flüchtlingen, so 
dass 2011 ein Rekordjahr im Hinblick 
auf die Anzahl der über das Mittelmeer 
angekommenen Flüchtlinge darstellt - 
laut UNHCR über 58 000 Menschen. 
Davon landeten 56 000 in Italien, 1 574 


in Malta und 1 030 in Griechenland. 
Die griechische Regierung sagte aller¬ 
dings aus, dass weitere 55 000 „illegale“ 
Einwanderer die griechisch-türkische 
Grenze überquert haben. 

Mit dem Krieg gegen Gaddafis Libyen 
und der Vernichtung der bis dahin exis¬ 
tierenden staatlichen Autorität, hat die 
EU einen der Hauptpartner zur „Si¬ 
cherung“ der europäischen Südgrenze 
verloren. Gerade in Libyen existierten 
bis dahin eine Vielzahl so genannter 
„Wartezonen“ oder „Unterbringungs¬ 
zentren“ für illegal nach Europa einge¬ 
wanderte Flüchtlinge - faktisch nichts 
anderes als vom europäischen Territo¬ 
rium ausgelagerte Inhaftierungs-Lager, 
vergleichbar mit den angeprangerten 
australischen „Concentration Camps“. 
Human Rights Watch berichtet, dass 
in diesen Lagern, zu denen Menschen¬ 
rechtsorganisationen meist keinen Zu¬ 
tritt hatten, Gewalt und Menschen¬ 
rechtsverletzung die Tagesordnung 
waren. Zwar ist es nicht zu erwarten, 
dass von der Praxis der Inhaftierung 
von Einwanderern in Lagern außer¬ 
halb der europäischen Staatsgrenzen 
in absehbarer Zeit Abstand genommen 
wird. Aber bis Libyen unter einem pro¬ 
westlichen Regime wieder soweit kon¬ 
trollierbar ist, brauchen die Herrschen¬ 
den der EU ein funktionierendes Ab¬ 
wehrsystem gegen die Flüchtlingswelle 
aus den Krisenherden im Nahen und 
Mittleren Osten. Vor Tagen erst warnte 
die UN vor einer Flüchtlingswelle aus 
Syrien. Nach UN-Angaben sind bereits 
229 000 Menschen außerhalb Syriens 
als Flüchtlinge registriert, die Tendenz 
ist klar steigend. 

Das Ziel: Einwande¬ 
rung verhindern 

Nicht zuletzt auch aus diesem Grund 
wird derzeit ein neues Grenzkontroll- 
System mit dem Namen EUROSUR 
(„European External Border Surveil- 
lance System“) entwickelt. EURO¬ 


SUR dient laut Selbstdarstellung von 
Frontex dazu „die Zahl der illegalen 
Einwanderer in die EU zu reduzie¬ 
ren“, „die Zahl der Tode der illegalen 
Einwanderer zu reduzieren, durch das 
Retten von mehr Leben auf dem Meer“ 
und „die innere Sicherheit der EU als 
Ganzes zu erhöhen.“ EUROSUR soll 
ein „System der Systeme“ werden, mit 
dem „alle Grenzkontrollbehörden der 
Mitgliedsstaaten Zugang zu einem si¬ 
cheren und dezentralisierten Informa¬ 
tions-Austausch Netzwerk erhalten 
sollen.“ 

Human Right Watch bemängelte in ei¬ 
nem Bericht vom 16. August, das neue 
System EUROSUR beinhalte keiner¬ 
lei Richtlinie oder Prozeduren, um die 
Rettung auf dem Meer effektiv durch¬ 
zuführen. Mehr als dem Ziel Leben zu 
retten, diene es dem bekannten Motiv 
die Grenzen zu sichern und Einwan¬ 
derung zu verhindern. Wahrscheinlich 
ist es, dass wie bisher Flüchtlingsschif¬ 
fe sich selbst überlassen werden und 
lediglich von der europäischen Küste 
ferngehalten werden. Als bekanntes¬ 
tes Beispiel dafür gilt der so genann¬ 
te „left-to-die-boat“-(„dem Sterben 
überlassenes Boot“)-Fall aus dem Ap¬ 
ril 2011. Damals wurde ein beschädig¬ 
tes Flüchtlingsboot mit 72 Menschen 
aus Libyen zwei Wochen lang igno¬ 
riert, obwohl zu diesem Zeitpunkt das 
Mittelmeer „wimmelte“ von NATO- 
Kräften. Das Boot driftete zurück an 
die libysche Küste - 63 Menschen star¬ 
ben. Selbstverständlich hatte niemand 
die Notrufsignale empfangen oder das 
Boot irgendwie geortet. Man könnte es 
schlicht und einfach unterlassene Hil¬ 
feleistung nennen. 

Die „UNITED List of Deaths“ ist ein¬ 
zusehen unter: www.unitedagainstra- 
cism.org 

MHad 


Siehe auch den Kasten auf Seite 8 


Präsident Wladimir Putin und das „Politbüro 2.0“ 

Eine Studie über den Herrschaftsmechanismus des Putin-Regimes 



Ende August wurde auf der Internet¬ 
seite www.mitchenko.ru/analitika/un- 
ter dem Titel „Die ,Große Regierung 4 
Wladimir Putins und das ,Politbüro 
2.0“ eine Studie über den Herrschafts¬ 
mechanismus des Putin-Regimes ver¬ 
öffentlicht. Seine Autoren sind die rus¬ 
sischen Politologen Jewgeni Mitschen- 
ko (Präsident der Holding „Mitchenko 
Consulting“) und Kirill Petrow (Leiter 
der analytischen Abteilung des Inter¬ 
nationalen Instituts für politische Ex¬ 
pertisen). Für die Ausarbeitung dieses 
Dokuments wurde die Meinung von 
mehr als sechzig Experten herangezo¬ 
gen. 

Ein Konglomerat aus 
Klans und Gruppen 

Als Ergebnis ihrer Untersuchungen 
kommen die Autoren zu dem Schluss, 
dass die Macht in Russland von einem 
Konglomerat aus Klans und Gruppen 
ausgeübt wird, die um die Ressourcen 
des Landes konkurrieren. Gegenwärtig 
stelle sich diese Elite das Ziel, die Sta¬ 
bilität ihrer Herrschaft für einen lan¬ 
gen Zeitraum zu gewährleisten, was die 
Umwandlung der Macht in Eigentum 
mittels einer neuen Etappe der Priva¬ 
tisierung, die Nutzung des Staatshaus¬ 
halts sowie die Legalisierung des in den 
Jahren 1990-2000 erworbenen Eigen¬ 
tums voraussetze. 

Die Umverteilung des Eigentums wer¬ 
de im Rahmen von drei großen Pro¬ 
jekten verwirklicht: der neuen Etappe 
der Privatisierung des noch bestehen¬ 
den Staatseigentums, dem Projekt „das 
große Moskau“ sowie mit der Entwick¬ 
lung Sibiriens und des Fernen Ostens. 
Um die Umsetzung dieser Projekte 
tobe seit der Wiederwahl Putins zum 


Präsidenten eine erbitterte Auseinan¬ 
dersetzung zwischen den Machtgrup¬ 
pierungen. 

Auch in den Machtapparaten des Pu¬ 
tin-Regimes gibt es Widersprüche, auf 
die Mitschenko und Petrow hinweisen. 
Danach bestehen die strukturellen 
Hauptwidersprüche in dem übermäßi¬ 
gen Umfang der Vollmachten für die 
stellvertretenden Ministerpräsidenten, 
in der Konkurrenz um die Kontrolle 
über den Staatshaushalt zwischen den 
heute dafür zuständigen Ministern und 
dem ehemaligen Finanzminister Ale- 
xej Kudrin und seiner Mannschaft, in 
der Konkurrenz um die Kontrolle des 
Brennstoff-Energie-Komplexes zwi¬ 
schen dem Sekretär der Profilkom¬ 
mission des Präsidenten, Igor Setschin, 
und dem dafür zuständigen stellver¬ 
tretenden Ministerpräsidenten Arka- 
dij Dworkow. 

Als Mechanismus zur Lösung dieser 
und anderer Widersprüche diene - so 
die Autoren der Studie - ein informel¬ 
les Organ, das sie in Anspielung auf das 
letztlich entscheidende Machtorgan in 
der Sowjetunion „als Politbüro 2.0“ be¬ 
zeichnen. Diese Quasiinstitution kol¬ 
lektiver Macht der herrschenden Eli¬ 
te habe sich im Laufe der Jahre nach 
2000 im Ergebnis der Umverteilung 
der Ressourcen von kleinen oligarchi- 
schen Klans, der Zerschlagung der Me¬ 
dienimperien und der Liquidierung des 
Großteils der regionalen Regime her¬ 
ausgebildet. 

In der Rolle des Schiedsrichters und 
Moderators trete Präsident Putin auf. 
Das Staatsoberhaupt übe zudem die di¬ 
rekte Kontrolle über die langfristigen 
Gasverträge, die Leitung des Erdgas¬ 
sektors und die systemrelevanten Ban¬ 
ken aus. 


Weiter heißt es, um das „Politbüro 2.0“ 
haben sich eine Reihe konkurrieren¬ 
der Gruppen formiert, die bedingt als 
„Silowiki“ (Militärs, Geheimdienstler 
und Angehörige anderer bewaffneter 
Organe), „Politiker“, „Techniker“, „Un¬ 
ternehmer“ bezeichnet werden können. 

Mitglieder und Kandidaten 
des „Politbüros 2.0“ 

Vollmitglieder des „Politbüros 2.0“ sind 
die Führer großer Gruppen der Eli¬ 
ten, die über einflussreiche Positionen 
in der Wirtschaft und den staatlichen 
Strukturen verfügen. Zu ihnen zählen 
die Autoren Ministerpräsident Dmitri 
Medwedjew, der zugleich Vorsitzender 
der Kremlpartei „Einiges Russland“ 
ist. Hinzu kommen Sergej Iwanow, der 
Chef der mächtigen Präsidentenadmi¬ 
nistration und enger Vertrauter Putins 
sowie dessen Stellvertreter Wjatsche- 
slaw Wolodin, der in der Partei „Eini¬ 
ges Russland“, im Parlament und bei 
einigen Gouverneuren große Aner¬ 
kennung erfährt. Als weiteres Mitglied 
des Gremiums wird der Chef des Öl¬ 
konzerns Rosneft, Igor Setschin, ge¬ 
nannt, der bei seinen Bemühungen 
um die Führungsrolle im Brennstoff- 
Energie-Komplex allerdings auf star¬ 
ken Widerstand stößt, darunter von 
den Mitgliedern des „Politbüros 2.0“, 
dem milliardenschweren Ölhändler 
Gennadi Timischenko und dem Ban¬ 
ker und Medienmogul Jurij Kowalt- 
schuk. Komplettiert wird die Runde der 
Mächtigen durch den Moskauer Bür¬ 
germeister Sergej Sobjanin, der eine 
Gruppe der regionalen Nomenklatu¬ 
ra repräsentiert, zu der eine Reihe von 
Gouverneuren gehören sowie durch 
Sergej Tschemesow, dem Direktor des 


Konzerns Rostechnolo¬ 
gie, der als Vertreter der 
Rüstungsindustrie gilt. 

Als einflussreiche „Kan¬ 
didaten“ für die Mitglied¬ 
schaft im „Politbüro 2.0“ 
werden genannt: der ehe¬ 
malige Finanzminister 
Aleksej Kudrin, mit nach 
wie vor bedeutendem 
ideologischen Einfluss 
auf die Finanzinstitutio¬ 
nen der Regierung; Ar- 
kadij Rotenberg, der zum 
U nternehmer-U mf eld 
des Präsidenten gehört; 

Nikolai Patruschew, dessen Gruppe im 
Sicherheitsrat konzentriert ist und ei¬ 
nen Reserveblock der „Silowiki“ dar¬ 
stellt; Wjatscheslaw Surkow als Spit¬ 
zenmann eines ideologischen Reser¬ 
veblocks; schließlich der Oligarch und 
Freund Putins, Roman Abramowitsch, 
der vom Mitglied des „Politbüros 2.0“ 
nach Angaben der Autoren in den Kan¬ 
didatenstatus abgestiegen ist, da er in 
letzter Zeit bemüht ist, den Schwer¬ 
punkt seiner Aktivitäten aus Russland 
in den Westen zu verlegen. 

Krisenszenarien 

Mintschenko und Petrow schlussfol¬ 
gern als Ergebnis ihrer Untersuchun¬ 
gen, dass das von ihnen dargestellte 
System in erster Linie auf einen allmäh¬ 
lichen Entwicklungsweg abzielt und 
die Schlüsselzentren der Macht darauf 
hoffen, dass es keine starken internati¬ 
onalen Erschütterungen geben und es 
Russland gelingen wird, seine soziale 
Stabilität zu bewahren. 

Für den Fall von krisenhaften Entwick¬ 
lungen verfüge die Macht jedoch über 


zwei Reserveszenarien, ein rechtslibe¬ 
rales und ein linkes, volkspatriotisches. 
Das rechtsliberale sollten dann bei 
Schwierigkeiten der Oligarch Michail 
Prochorow und Aleksej Kudrin auf¬ 
greifen und die linken Hoffnungen lege 
man für diesen Fall auf die „Gesamt¬ 
russische Volksfront“ (sie wurde auf 
Initiative Putins für die Präsidenten¬ 
wahlen zur Verbreiterung seiner Wäh¬ 
lerbasis geschaffen) und den stellver¬ 
tretenden Ministerpräsidenten Dimitri 
Rogosin (er ist ein Vertreter russisch¬ 
nationalistischer Positionen). 

Zugleich wird auf die Gefahr von Un¬ 
terdrückungsszenarien gegen die Op¬ 
position und eines Kurses auf Konfron¬ 
tation gegenüber dem Westen in einer 
krisenhaften politischen Situation hin¬ 
gewiesen. Allerdings sei diese Gefahr 
nach Meinung der Autoren angesichts 
der beschriebenen Aufgaben und Pro¬ 
jekte, vor denen die russische Elite 
steht, nicht sehr groß oder der Reali¬ 
sierung dieses Szenarios wären zeitlich 
enge Grenzen gesetzt. 

Willi Gerns 
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Die EZB als Nothelfer - 
aber kein Ausweg aus der Krise 

Gegensätze in der EU werden stärker, aber sie bleiben sich einig: bezahlen sollen die „kleinen Leute“ 

E inundzwanzig zu eins - so lautete das Abstim¬ 
mungsergebnis am 6. September im Rat der 
Europäischen Zentralbank (EZB) über den 
von EZB-Präsident Mario Draghi vorgeschlage¬ 
nen unbegrenzten Ankauf von Staatsanleihen der 
Euro-Länder. So isoliert wie Jens Weidmann, der 
Chef der Deutschen Bundesbank, war ein Vertre¬ 
ter Deutschlands in EU-Gremien bisher noch nie. 

Die großbürgerliche französische Tageszeitung 
„Le Monde“ meinte, das sei auch eine „Missbil¬ 
ligung für Angela Merkel“ gewesen. 

Der Vorgang verdeutlicht die Tiefe der Meinungs¬ 
verschiedenheiten und der dahinter stehenden In¬ 
teressengegensätze, die sich mittlerweile zwischen 
den führenden Kapitalkreisen der verschiedenen 
EU-Staaten und ihrem jeweiligen politischen Per¬ 
sonal entwickelt haben. Offensichtlich widerspie¬ 
gelt sich darin eine breite Front gegen die von den 
Machthabern Deutschlands beanspruchte Füh¬ 
rungsrolle und Deutungshoheit über den Kurs von 
EU und Euro-Zone. Das „deutsche Europa“, das 
manche deutsche Politiker freudig propagierten, 
stößt auf Schwierigkeiten. 

Zugleich werden in dem vieltönenden gegen¬ 
sätzlichen Echo auf den EZB-Beschluß auch in 
Deutschland selbst anhaltende Differenzen zwi¬ 
schen verschiedenen Kapitalgruppen und Politik- 
Clans sichtbar. Aus CSU und FDP und einem Teil 
der CDU gab es heftigen Widerspruch weil durch 
den EZB-Beschluß mit einem „ehernen Gesetz“ 
deutscher Währungspolitik, nämlich dem absolu¬ 
ten Vorrang der „Geldwertstabilität“ gebrochen 
worden sei. Sie fürchten, dass damit die Dog¬ 
men des monetären Neoliberalismus preisgege¬ 
ben oder zumindest aufgeweicht werden. Dem¬ 
gegenüber erklärten Merkel und Schäuble und 

Banken besetzen oder Banken bedienen? 


krise und daher auch die Methode ih¬ 
rer Verlagerung auf die Schultern „al¬ 
ler“ - also der Arbeiterklasse, so wie 
anderenorts. 

In vielen Fällen gehen die Schuldner 
aber nicht freiwillig aus dem Wohn- 
raum, in den sie oft ihre gesamten 
Ersparnisse gesteckt haben. Wer sich 
dann an die PAH wendet, bekommt 
tatkräftige und manchmal auch medi¬ 
ale Unterstützung. Aktivist/inn/en zie¬ 
hen vor die jeweilige Bank oder verhin¬ 
dern die Zwangsräumung durch Blo¬ 
ckaden - damit konnten in den letzten 
Jahren in Spanien bereits 400 Räumun¬ 
gen gestoppt werden, allein 120 in Ma¬ 
drid. Das ist allerdings angesichts der 
täglichen 500 Wohnungsverluste zu 
Gunsten der Banken noch ein beschei¬ 
dener Anfang. Er zeigt aber, dass Mo¬ 
bilisierungen dieser Art, besonders un¬ 
ter Hinzuziehung einer immer stärker 
sensibilisierten Öffentlichkeit und der 
Benennung der Gewinnler, Sinn haben. 
Die PAH sammelt nun Unterstützung 
für eine Bürgergesetzesinitiative (Ini- 
ciativa de Legislaciön Populär - ILP), 
die mit Beibringung von 500 000 Un¬ 
terschriften im Parlament behandelt 
werden muss. In dem Text werden drei 
Forderungen gestellt: die (gesetzlich 
vorgesehene) Möglichkeit einer Wei¬ 
ternutzung der Wohnung bei Aner¬ 
kennung und künftigen Abzahlung der 
Schuld durch den Käufer soll auch tat¬ 
sächlich angewandt werden; es soll ein 
Mietmarkt entstehen, der die unteren 
Einkommensgruppen berücksichtigt; 
es wird ein sofortiger Räumungsstopp 
verlangt. 

Dass die ILP indes wenig Aussicht auf 
Erfolg hat, wissen auch die PAH-Ak¬ 
tivist/inn/en: achtunddreißig Mal wur¬ 
de in Spanien eine ILP mit genügend 
Unterstützungsunterschriften einge¬ 
bracht - achtunddreißig Mal wurde 
sie abgelehnt. Unabhängig davon, ob 
das Land PP- oder PSOE-regiert war. 
Und Andalusier/innen haben zudem 
noch gelernt, dass eine Rebellion auf 
dem Wahlzettel die eigene Verarmung 
zusätzlich legitimieren kann. Es gibt 
eben - nicht nur für den Quijote - un¬ 
terschiedliche Arten gegen Windmüh¬ 
len zu kämpfen. G. Pohl 


Hunderttausende Familien haben in Spanien ihre Wohnungen verloren 


2011 war für Spanien das erste Jahr 
in diesem Jahrhundert, in dem es ei¬ 
nen Rückgang der ansässigen Bevöl¬ 
kerung gab. Die Krise führte einer¬ 
seits zu einem Rückgang der Zuzüge, 
vorwiegend der aus Lateinamerika, 
aber andererseits auch zu einem neu¬ 
en Höchststand an Wegzügen: knapp 
360 000 Menschen sind zwischen 2008 
und der ersten Hälfte 2012 ins Ausland 
gegangen, womit sich die vom „Zensus 
der Auslandsspanier“ (CERA) statis¬ 
tisch erfasste Gesamtzahl in den letz¬ 
ten viereinhalb Jahren um dreißig Pro¬ 
zent auf insgesamt 1,56 Millionen er¬ 
höht hat. 

Damit, so Jesus Ortega Ende August 
in einem Beitrag für „Hoy“ sind zwar 
die Zahlen des Jahrfünfts zwischen 
1962 und 1966 (790 000 Arbeitsemi- 
grant/inn/en) nicht erreicht, aber es 
werden schon wieder die gleichen Ant¬ 
worten auf die Fragen gegeben, die der 
Kapitalismus derzeit nicht beantwortet: 
Wo kann ich meine Arbeitskraft ver¬ 
kaufen? Waren es vor fünfzig Jahren 
meist schlecht ausgebildete Land- oder 
Industriearbeiter, so gibt es heute eine 
„Talentflucht“ eher jüngerer, gut aus¬ 
gebildeter oder teils hochqualifizierter 
Menschen, die auch wenigstens eine 
Fremdsprache gut beherrschen. Das 
beliebteste Ziel dabei ist wohl (West-) 
Deutschland geblieben, aber nun sind 
auch Frankreich, skandinavische Län¬ 
der und GB/Irland von Interesse. 
Dabei bleibt das gesellschaftliche Sein 
die Triebkraft für das Bewusstsein da¬ 
rüber, dass im spanischen Staat in den 
Krisenjahren eine ganze Generation in 
die Perspektivlosigkeit gedrängt wird. 
21,8 Prozent der gesamtspanischen 
Bevölkerung liegt unter der Armuts¬ 
grenze, in Regionen wie Andalusien, 
aus dem viele der 60er-Jahre-Auswan- 
derer weggingen, liegt die Quote bei 
30 Prozent. Diese Zahlen korrespon¬ 
dieren mit den Arbeitslosenziffern von 
24,63 % im 2. Quartal 2012 (5,7 Millio¬ 
nen) für Spanien und 33,9 Prozent für 
Andalusien. In Andalusien haben sich 
deshalb in den letzten Monaten auch 
einige spektakuläre Aktionen ereig¬ 
net, wo es zu Bankenbesetzungen und 
Supermarkt“plünderungen“ gekom¬ 


men ist. Ausgegangen sind diese von 
der Gewerkschaft SAT und hunderten 
Arbeitslosen, und sie haben eine Dis¬ 
kussion über diese Robin-Hood-For- 
men der Übergabe von Lebensmitteln 
an Bedürftige ausgelöst. Die „Verein¬ 
te Linke“ (Izquierda Unida - IU) lehnt 
das Vorgehen ihres Mitglieds, des seit 


1979 amtierenden „roten Bürgermeis¬ 
ters“ der Ortschaft Marinaleda ( über 
Marinaleda siehe UZ vom 21.7.2006 ), 
Juan Manuel Sänchez Gordillo, ab, weil 
die christlich gefärbte „Den Reichen 
nehmen um den Armen zu geben“-Me- 
thodik einer emanzipatorischen Ideo¬ 
logie entbehre. Bürgermeister Sänchez, 
auch Mitglied des andalusischen Regi¬ 
onalparlaments, liegt dagegen eine ra¬ 
dikalere IU mehr am Herzen als eine 
politisch korrekte. Denn bei den letz¬ 
ten Wahlen hat sich IU mit der Losung 
„Rebelate“ (Rebelliere!), die sich ge¬ 
gen die seit einem Vierteljahrhundert 
regierende sozialdemokratische PSOE- 
Regierung richtete, von sechs auf zwölf 
Abgeordnete verdoppelt - und sich da¬ 
nach ins weiche Bett der PSOE bege¬ 
ben. Da war dann die erste gemeinsa¬ 
me Koalitionsentscheidung, die sozia¬ 
len Leistungen in Andalusien um 2,5 
Milliarden Euro zu kürzen - gegen die 


Stimmen von Sänchez Gordillo und ei¬ 
ner weiteren Abgeordneten der IU. 
Eine andere, aber mit dem Sozialabbau 
durch alle parlamentarischen Kräfte 
in Spanien zusammenhängende Prob¬ 
lematik ist die der Zwangsräumungen 
als Folge der Immobilienspekulation 
zwischen 1998 und 2008. Mitglieder 


der 2009 gegründeten „Plattform der 
Betroffenen der Grundschuld“ (PAH) 
haben in mehreren Veranstaltungen in 
der vergangenen Woche in Deutsch¬ 
land über die Fälle der Bankenbetrüge¬ 
reien zu Lasten hunderttausender Mit- 
telschichtler/innen berichtet und somit 
die Folgen dessen beleuchtet, was gar 
nicht aus der Krise, sondern aus dem 
Jubel über angeblich sichere Anlagen 
resultierte. 

Die Immobilienblase bewirkte, dass es 
in Spanien leichter war eine Wohnung 
zu kaufen als zu mieten, was dort dazu 
führte, dass das Land mittlerweile ei¬ 
nen minimalen Mietwohnungsmarkt 
hat, mit um die zehn Prozent noch un¬ 
ter dem Niveau des traditionell stark 
eigentumsgeneigten Großbritannien. 
Nachdem dann immer klarer wurde, 
dass die Massen von Wohnungen, die 
gebaut wurden, nicht mehr zu verkau¬ 
fen waren, ging es in die andere Rich¬ 
tung: Bauunternehmen gingen in die 


Pleite, der plötzliche Baustopp führ¬ 
te zu verstärkter Arbeitslosigkeit, die 
wiederum zu ausbleibenden Ratenzah¬ 
lungen der Baukredite, diese zur Ein¬ 
leitung der Wegnahme der Wohnun¬ 
gen durch die Banken, das zu Armut 
mit Auswirkungen auf die Infrastruk¬ 
tur der Umgegend mit noch mehr Ar¬ 
beitsplatzverlusten ... die Leerstände 
im Wohnungssektor liegen jetzt bei 
6,5 Millionen, junge Leute ziehen in 
Massen wieder bei den Eltern ein, und 
ein Ende der Krise ist nicht in Sicht. 
Inzwischen wurde nach Angaben der 
PAH seit 2007 eine halbe Million Woh¬ 
nungen und Häuser an die Banken zu¬ 
rückgegeben, weil Käufer die Kredite 
nicht mehr bedienen konnten; offiziel¬ 
le Angaben der Regierung liegen im¬ 
merhin auch bei 360 000 Stück. Eine 
Einleitung der Rückgabe an die Bank 
ist grundsätzlich mit der ersten Nicht¬ 
zahlung einer Rate möglich, wird aber 
meistens frühestens nach drei Rück¬ 
ständen eingeleitet. Das Hypotheken¬ 
gesetz sieht danach eine Versteigerung 
vor, die aber seit einigen Jahren erfolg¬ 
los bleibt, da es heute im Regelfall kei¬ 
ne Interessenten gibt - Wohnraum ist 
keine sinnvolle Geldanlage mehr, da 
er auch schlecht vermietbar ist. Das 
neue Mietengesetz hat die schon frü¬ 
her unattraktive Lage für die Mieter/ 
innen weiter verschärft, denn nun ist 
schon nach drei statt nach fünf Jahren 
der Mietvertrag hinfällig. Damit wer¬ 
den nach diesem Zeitraum völlig neue 
Mietpreise möglich - just mit einem 
solchen Gesetz will die konservative 
Regierung der Volkspartei (Partido Po¬ 
pulär - PP) den Mietwohnungsmarkt 
wieder ankurbeln. 

Kommt es - wie meist - zu keiner Ver¬ 
steigerung, wird das Haus also der 
Bank zurückgegeben; selbst wenn der 
Schuldner inzwischen wieder zahlen 
und die ausstehenden Raten beglei¬ 
chen kann. Im Gegenteil: der Schuld¬ 
ner hat 40 Prozent der Summe zu leis¬ 
ten, ohne weitere Ansprüche daran zu 
haben. Womit die Bank die Immobilie 
für nur 60 Prozent erwirbt. Eine runde 
Sache, allerdings mit dem Haken, dass 
auch die Bank bis auf Weiteres darauf 
sitzen bleiben wird. Daher die Staats¬ 



Protestaktionen in Madrid während der „Tage der Wut“. 


eine Reihe anderer Politiker und Medienmacher, 
wenn auch in gedämpfter Tonart und mit großen 
Einschränkungen, ein gewisses Einverständnis mit 
dem EZB-Beschluß, weil sonst „die Tage des Euro 
gezählt“ gewesen wären, und damit auch die der 
EU insgesamt ( Leitartikel der „Frankfurter Rund¬ 
schau“ v. 7.9.). Richtig begeistert zeigten sich hin¬ 
gegen die Börsianer, die mit einem wahren „Kurs¬ 
feuerwerk“ reagierten und den DAX-Index der 
deutschen Aktienkurse „auf Jahreshoch“ hinauf¬ 
katapultierten. Sichtbar wird in dem Getöse er¬ 
neut, dass es in den führenden Kapitalkreisen und 
politischen Machtzirkeln Deutschlands weiterhin 
zwei Linien gibt: eine, die den Euro auf jeden Fall 
„retten“ will, weil sie ihn als Instrument ihres glo¬ 
balen Expansionskurses braucht und darauf nicht 
verzichten will, und eine andere, die befürchtet, 
dass das Risiko und der dafür zu zahlende Preis 
schließlich doch zu hoch werden könnte. 

Bei all dem Mediengetöse darf aber nicht überse¬ 
hen werden, dass hinter dem vom EZB-Rat abge¬ 
segneten Draghi-Vorstoß vor allem zwei Absich¬ 
ten stehen: erstens soll der Euro tatsächlich um 
fast jeden Preis gerettet werden - und zweitens 
sollen die Kosten dafür nicht die Profiteure die¬ 
ses Kurses tragen; sie sollen weiterhin mit aller 
Entschiedenheit auf die arbeitenden Menschen in 
allen EU-Staaten und auch auf die Mittelschich¬ 
ten abgewälzt werden. Darin sind sich Draghi und 
Merkel auch mit ihren diversen „Widersachern“ 
aus CSU und FDP oder den Kreisen hinter Herrn 
Weidmann völlig einig. 

Das zeigt sich insbesondere an der „Konditiona- 
lität“, an die Draghi und der EZB-Rat den vor¬ 
gesehenen Aufkauf von Staatsanleihen aus den 
Euro-Staaten gebunden haben. Voraussetzung 


dafür, dass die Zentralbank in dieser Richtung in 
Aktion tritt, ist nämlich, dass die Regierungen, die 
das in Anspruch nehmen wollen, sich den gleichen 
Bedingungen wie bei einem Hilfeersuchen an den 
Euro-“Rettungsschirm“ unterwerfen. Also einem 
von EU-Kommission, EZB und IWF diktierten 
„Sanierungsprogramm“ zum Abbau von Haus¬ 
haltsdefiziten mit entsprechenden Sparzwangs¬ 
und Privatisierungsvorgaben. Draghi betonte das 
ausdrücklich mehrfach auf seiner Pressekonfe¬ 
renz: die „Politik“, also die Regierungen der Euro- 
Staaten müssten „mit großer Entschlossenheit die 
haushaltspolitische Konsolidierung, strukturelle 
Reformen zur Stärkung von Wettbewerbsfähig¬ 
keit und den Ausbau der europäischen Institutio¬ 
nen“ vorantreiben. Ohne dies könne es keine Hilfe 
durch Anleihekäufe von der EZB geben. 
„Haushaltspolitische Konsolidierung“ heißt Ab¬ 
bau von Sozial-, Bildungs-, Gesundheits- und Kul¬ 
turausgaben. „Strukturelle Reformen“ und „Stär¬ 
kung der Wettbewerbsfähigkeit“ heißt Ausbau 
von prekären Niedriglohn-Arbeitsverhältnissen, 
Deregulierung der Tarifverträge, Flexibilisierung 
der Arbeitszeiten, Abschaffung von Kündigungs¬ 
schutz, Durchsetzung von Lohndumping mit ei¬ 
nem Lohnniveau, das sich dem Niedriglohnniveau 
in konkurrierenden Ländern aus der EU-Periphe- 
rie oder anderen Teilen der Welt „anpasst“. Und 
„Ausbau der europäischen Institutionen“ heißt 
Stärkung der Macht der Euro- und EU-Zentra- 
len gegenüber den Mitgliedsstaaten, also weiterer 
Abbau von nationalen Souveränitätsrechten und 
Demokratie - der EU-Fiskalpakt lässt grüßen! 

Es ist absehbar, dass die Ursachen der Euro-Krise 
auch mit dem unbegrenzten Aufkauf von Staats¬ 
anleihen der Euro-Staaten durch die EZB nicht 


beseitigt werden. Bestenfalls können damit die 
Folgen der Krise für einige Euro-Staaten in Fi¬ 
nanzierungsnöten vorübergehend etwas gedämpft 
und Zeit gewonnen werden - der Geld- und Zins¬ 
rückfluss aus Schuldenstaaten an Banken und Fi¬ 
nanzhaie wird gesichert. Zuzustimmen ist deshalb 
der stellvertretenden Parteivorsitzenden der Lin¬ 
ken, Sarah Wagenknecht, die sagte: „Mit dem fri¬ 
schen Zentralbankgeld wird im aufgeblähten Fi¬ 
nanzsektor der Anreiz zum Zocken erhöht, und 
die EZB mutiert zur Giftmüllhalde für toxische 
Wertpapiere. Neuen Finanzkrisen wird damit Vor¬ 
schub geleistet.“ 

Natürlich steht dies im fundamentalen Gegensatz 
zu den Erfordernissen einer sozialen und ökologi¬ 
schen Wirtschafts ent wicklung in der EU. Für eine 
Bewältigung der Krisenfolgen unter Respektie¬ 
rung der Interessen der europäischen Völker ist 
ein ganz anderer Kurs erforderlich. Zu den wich¬ 
tigsten Forderungen in diese Richtung gehört ein 
drastischer Schuldenschnitt, also Schuldenerlass 
für hochverschuldete Euro-Staaten, und zwar auf 
Kosten der Finanzkonzerne, die aus ihren Kredit¬ 
geschäften schon in den vergangenen Jahren Mil¬ 
liarden Profit gescheffelt haben. Erforderlich ist 
der Stopp der von EU und Euro-Zentralen vor¬ 
angetriebenen unsozialen Kürzungs-, Privatisie- 
rungs- und Deregulierungsprogramme. Wer die 
Finanz- und Wirtschaftskrise in den Griff bekom¬ 
men will, muß sich für die Vergesellschaftung der 
Großbanken und Finanzkonzerne engagieren, die 
strikter demokratischer Kontrolle unterstellt wer¬ 
den müssen. 

G. Polikeit 
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Kolumne von Leo Mayer 

EU-Kommission gegen 
solidarisches Europa 


Just an dem Tag, an dem die EZB den 
unbegrenzten Ankauf von Staatsan¬ 
leihen der Euro-Länder beschloss, 
teilte die ELK Kommission mit, dass 
die beantragte Bürgerinitiative der 
Europäischen Linken unzulässig sei. 
Es gäbe keine Rechtsgrundlage für 
die Schaffung einer europäischen öf¬ 
fentlichen Bank, die „eine Verhal¬ 
tenslogik der Solidarität zwischen 
den Mitgliedsländern erwecken“ 
wolle. Recht hat sie. In diesem Euro¬ 
pa des Wettbewerbs und der Stand¬ 
ortkonkurrenz ist kein Platz für So¬ 
lidarität. So zynisch die Begründung 
ist, so verweist sie eben auch darauf, 
dass eine Neugründung der Europä¬ 
ischen Union erforderlich ist, wenn 
Europa nicht in einem Krieg der Ar¬ 
men untereinander, in Nationalismus, 
Chauvinismus und Rassismus unter¬ 
gehen soll. Aber dazu muss nicht nur 
Reichtum „umfairteilt“ werden, son¬ 
dern auch Macht. Wie es in unserem 
Parteiprogramm heißt: „Die weitere 
Entwicklung der Europäischen Uni¬ 
on wird davon abhängen, inwieweit 
es gelingt, im gemeinsamen Handeln 
die Beherrschung der EU-Institutio- 
nen durch das Monopolkapital einzu¬ 
schränken, diese Institutionen zu de¬ 
mokratisieren und selbst Einfluss auf 
deren Entscheidungen zu gewinnen.“ 
Die beiden Beschlüsse - von EZB 
und Kommission - liegen auf einer 
Linie: Privilegierung der Banken 
und der Reichen. Die EZB gibt un¬ 
beschränkt das Geld zu einem Nie- 
drigstzins an die Banken, die es hoch¬ 
verzinst an die Regierungen weiter¬ 
reichen. Ein Gelddruckmaschine. 
Und ohne Risiko, denn das Risiko 
tragen die Bürger. Die Kommission 
weist einen Vorschlag zurück, der - 
wie sie in der Ablehnung schreibt - 
„den Mitgliedsstaaten die Anleihe 
der erforderlichen Mittel zu sehr 
niedrigen Zinsraten erlauben wür¬ 



de“. Die Kommission folgert scharf¬ 
sinnig, dass sich die Regierungen 
dann „nicht den Anforderungen von 
Wirtschaftlichkeitsmargen unterwer¬ 
fen“ müssten. Dabei sind es doch die¬ 
se „Wirtschaftlichkeitsmargen“, die 
die Regierungen anführen, wenn sie 
Renten und Löhne kürzen, das Ren¬ 
teneintrittsalter erhöhen, den Kündi¬ 
gungsschutz schleifen, die Mehrwert¬ 
steuer erhöhen, soziale Sicherungs¬ 
systeme und öffentliches Eigentum 
privatisieren, Arbeitsplätze im öffent¬ 
lichen Dienst vernichten. Um, wie sie 
sagen, die „Märkte“ zu beruhigen. 
Die Kommission mag noch eine wei¬ 
tere Sorge umgetrieben haben: Die¬ 
ses Europa der Banken, Konzerne 
und Reichen stößt auf wachsende 
Ablehnung in der Bevölkerung. Da 
hätte eine Europäische Bürgeriniti¬ 
ative der Linkskräfte zu einem Inst¬ 
rument der politischen Mobilisierung 
für ein solidarisches, demokratisches 
und soziales Europa werden können. 
Die Kommission hat die Bürgerini¬ 
tiative zurückgewiesen. Der Kampf 
für einen demokratischen und sozi¬ 
alen Weg aus der Krise geht weiter. 
Am 29.9: Umfairteilen! - Reichtum, 
Macht und Eigentum. 


Fortsetzung von Seite 6 


Europa, ein 

„untergehender Stern“ 


Europa führt Kriege in aller Welt - 
auch vor seiner eigenen Haustür, 
wie etwa in Libyen (in Gestalt der 
NATO) oder lässt Kriege für sich 
führen, Syrien ist ein aktuelles Bei¬ 
spiel. Europa akzeptiert und legi¬ 
timiert die unmenschliche Unter¬ 
drückung ganzer Bevölkerungs¬ 
gruppen, wie etwa der Kurden in 
derTürkei und im Irak oder der Pa¬ 
lästinenser im Gaza-Streifen und 
im Westjordanland. Europa unter¬ 
stützt verbrecherische, absolutis¬ 
tische Regime, solange sie nur den 
eigenen Interessen nützen,etwa in 
Saudi-Arabien oder in Bahrain. Da 
wundert es nicht, dass Abertausen¬ 
de aus Kriegsgebieten oder vor der 
gnadenlosen Unterjochung fliehen 
und ihr Glück in der Flucht nach Eu¬ 
ropa suchen zu halsabschneideri- 
schen Preisen, in seeuntüchtigen 
Gefährten. Viele der Migrantlnnen 
sterben bereits auf dem Meer an 
Entbehrung und Durst oder später 
bei tragischen Unglücken vor den 
europäischen Küsten. 

Aber anstatt die Ursachen der 
Flüchtlingswellen einzugeste¬ 
hen - diese liegen nicht zuletzt 
in der Ausbeutung der „Dritten 
Welt“ durch europäische Unter¬ 
nehmen - anstatt die Konsequen¬ 
zen zu erkennen und menschen¬ 
würdige Lösungen zu finden, rie¬ 
gelt Europa sich wie eine Festung 
ab. Frontex und EUROSUR werden 
installiert, um die europäischen 
Grenzen sauber zu halten - Euro¬ 
pa den Europäern, der Reichtum 


aller Welt nach Europa, Armut und 
Elend für den Rest der Welt. Die Ak¬ 
kumulation des Reichtums in Euro¬ 
pa und die Armut weiter Teile Afri¬ 
kas und des Nahen und Mittleren 
Ostens kommen schließlich nicht 
von ungefähr oder sind irgendwie 
bedingt durch die Spezifik der Regi¬ 
onen, oder schlimmer noch: durch 
die Eigenschaften („Faulheit“) der 
dort lebenden Bevölkerung. Das 
ist Alltags-Rassismus, verbreitet 
von der herrschenden Klasse. Euro¬ 
pas Reichtum fußt auf der Armut 
der umliegenden Weltteile. Durch 
Jahrhunderte der kolonialen und 
kapitalistischen Ausbeutung wur¬ 
den die Schätze aller Welt in Europa 
angehäuft. Die wirtschaftliche Ent¬ 
wicklung konnte dadurch sprung¬ 
haft vorangetrieben werden. So¬ 
lange das Kapital herrscht, wird der 
Reichtum der einen die Armut der 
anderen bedeuten. 

Und solange der Kapitalismus 
existiert, wird auch die Ungleich¬ 
heit der Entwicklung beibehalten 
werden. Aber sie ist keinesfalls 
starr. Noch ist Europa obenauf und 
wehrt sich mit allen Mitteln gegen 
„illegale“ Einwanderer, die angezo¬ 
gen werden vom Glanz des europä¬ 
ischen Reichtums. Aber die aktuelle 
Krise zeigt es bereits das wird nicht 
immer so bleiben. Andere Erdteile 
sind wirtschaftlich weit stärker im 
Kommen. Europa wird eines Tages 
überholt werden. 

Mark Hadyniak 
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Arbeitszeitverkürzung, Konversion 

Zur Lage vor der großen Absatzkrise der europäischen Automobilindustrie 


UZ: Jeder vierte Arbeitsplatz in Europa 
hängt von der Autoindustrie ab. Nun bre¬ 
chen die Absätze ein. Mit welchen Folgen ? 
Achim Bigus: Zunächst einmal wird 
der beginnende Absatzeinbruch in 
der Automobilindustrie massiv Ar¬ 
beitsplätze in der Branche und wahr¬ 
scheinlich auch ganze Automobilstand¬ 
orte in Deutschland gefährden. Beim 
Kriseneinbruch 2008 mussten wir ja 
schon erleben, dass zwar große Teile 
der Stammbelegschaften in den großen 
Konzernbetrieben ihre Arbeitsplätze 
behalten konnten, dass aber mit Aus¬ 
bruch der Krise vor allem Leiharbeiter 
und befristet Beschäftigte auf die Stra¬ 
ße geworfen wurden. Karmann ging in 
die Insolvenz, auch andere Zulieferer 
waren hart betroffen. Bei neuen Ab¬ 
satzeinbrüchen könnte sich diese Ent¬ 
wicklung wiederholen und verstärken, 
zumal nicht mehr einfach mit kurzfris¬ 
tigen Konjunkturspritzen wie der Ab¬ 
wrackprämie gegengesteuert werden 
könnte. 

Und auch die Stammbelegschaften zahl¬ 
ten einen hohen Preis für das sogenannte 
„Jobwunder“: extreme Unterordnung ih¬ 
rer Lebenszeiten unter die betrieblichen 
Bedürfnisse und Intensivierung ihrer Ar¬ 
beit. Eine neue Runde der Arbeitsplatz¬ 
vernichtung dürfte wieder begleitet sein 
von neuen Angriffen der Konzernher¬ 
ren auf Löhne, Arbeitszeiten und soziale 
Standards unter der Losung der „Stand¬ 
ortsicherung durch Wettbewerbsfähig¬ 
keit“. Dies trifft die Beschäftigten auch 
in Konzernen wie Volkswagen, die bis¬ 
her als Krisengewinner von den Absatz¬ 
einbrüchen noch weniger betroffen sind. 
UZ: Welche Maßnahmen sind erforder¬ 
lich, um die Arbeitsplätze in der Autoin¬ 
dustrie zu erhalten? 

Achim Bigus: Die Vermeidung von Mas¬ 
senentlassungen bei vielen Stammbe¬ 
schäftigten in den Jahren ab 2008 war nur 
möglich durch massive Verkürzungen 
der Arbeitszeit in Form von Kurzarbeit 
und Abbau von Arbeitszeitkonten. Diese 
Formen der Arbeitszeitverkürzung wur¬ 
den weitgehend von den Beschäftigten 
selbst bezahlt. Bei einem erneuten Ab¬ 
satzeinbruch stellt sich wieder die Frage, 
ob ganze Menschen oder Arbeitsstunden 
„entlassen“ werden, ob also die weniger 
werdende Arbeit auf alle Beschäftigten 
verteilt werden kann. Ein solidarischer 
Abbau vorhandener Überkapazitäten in 
der Branche ohne Entlassungen würde 
eine massive Verkürzung der Arbeitszei¬ 
ten erfordern, vergleichbar mit der Vier- 
Tage-Woche bei Volkswagen 1994. Die 
zweite Frage wäre dann wieder, wer das 
bezahlt: die Beschäftigten selbst oder die 
Konzernherren als Verursacher der Kri¬ 
se. Und als „Insellösung“ bei einem Kon¬ 
zern ist dies auf Dauer nicht zu halten - 
auch das zeigt das Beispiel Volkswagen. 
UZ: Arbeitszeitverkürzung: Ist das tat¬ 
sächlich ohne Lohneinbußen zu machen? 
Achim Bigus: Rein volkswirtschaftlich 
betrachtet: ja. Wir haben gerade in der 
Autoindustrie bei jedem Modellwechsel 
erhebliche Steigerungen der Produktivi¬ 
tät. Und wir haben in der Gesellschaft 



Achim Bigus, Osnabrück, war Betriebs¬ 
ratsmitglied und Leiter des IGM-Ver- 


trauenskörpers bei der Fa. Karmann 
bis zum Betriebsübergang zu VW 
Osnabrück Anfang März 2011. Und ist 
heute IG Metall-Vertrauensmann bei 
Volkswagen Osnabrück. 

auch in der Krise einen weiter anwach¬ 
senden Reichtum. So ist in Deutschland 
in den Jahren von 2008 bis 2010 sowohl 
die Zahl der Millionäre gestiegen als 
auch ihr Vermögen. Die Nutzung dieser 
Zuwächse für eine solidarische Krisen¬ 
bewältigung würde allerdings eine er¬ 
hebliche Umverteilung von oben nach 
unten erfordern, und das wird wieder¬ 
um nicht ohne massive Mobilisierung der 
Unteren in dieser Gesellschaft zu errei¬ 
chen sein. Davon aber ist bisher nicht viel 
zu sehen und zu spüren. 

UZ: Was heißt Konversion der Autoin¬ 
dustrie? Muss es zur großen Abkehr vom 
Individualverkehr kommen? 

Achim Bigus: „Konversion“ ist ein Be¬ 
griff aus der Diskussion um Abrüstung 
und meint eigentlich den Wechsel von 
militärischer zu ziviler Produktion und 
Beschäftigung. Ich möchte Autos nicht 
mit Waffen gleichsetzen, auch wenn es 
sicher Fahrer gibt, deren Nutzung ihrer 
Fahrzeuge davon nicht weit entfernt ist. 
Allerdings stellt sich auch bei einer Re¬ 
duzierung der Autoproduktion die Frage 
alternativer Beschäftigung. 

Der Individualverkehr mit Pkw ist si¬ 
cherlich in manchen Regionen, z.B. bei 
dünner Besiedelung, nicht zu ersetzen. 
Allerdings ist die Form von Mobilität, 
die in den industriell entwickelten Staa¬ 
ten des Nordens und Westens durchge¬ 
setzt wurde, mit dem Individualverkehr 
auch in Ballungszentren als Hauptform 
des Personenverkehrs Teil eines Ent¬ 
wicklungsmodells, das aufgrund seines 
Ressourcenverbrauchs und seiner Emis¬ 
sionen kein langfristiges Modell für den 
ganzen Planeten sein kann. Davon weg¬ 
zukommen liegt also auch im Interesse 
der lohnabhängigen Klasse als Ganzes. 
Für die vielen Beschäftigten in der Auto¬ 
mobilindustrie stellt sich aber schon aus 
ökonomischen Gründen, auch ohne Um¬ 
bau des Verkehrssystems, die Frage: Was 
wird aus unseren Arbeitsplätzen? Diese 
Frage würde durch den weiteren Wegfall 
von Arbeitsplätzen in der Autoindustrie 
als Folge einer Reduzierung des Indivi¬ 


dualverkehrs mit Pkw noch verschärft. 
Der Auf- und Ausbau von Produktion für 
z.B. Busse und Bahnen als andere Ver¬ 
kehrsträger könnte diesen Arbeitsplatz¬ 
abbau nur zu einem Teil kompensieren. 
Wenn das Interesse der gesamten lohn¬ 
abhängigen Klasse an einem aus Um¬ 
welt- und Klimagründen erforderlichen 
Umbau des Verkehrssystems und der 
Autoindustrie und das Interesse der Au¬ 
toarbeiter am Erhalt ihrer Arbeitsplätze 
also nicht gegeneinander gestellt werden 
sollen, dann setzt dies die Frage der Ar¬ 
beitszeiten noch dringlicher auf die Ta¬ 
gesordnung als die ökonomische Krisen¬ 
entwicklung allein dies schon tut. 

UZ: Welche Haltung nimmt die Gewerk¬ 
schaftsführung ein? 

Achim Bigus: „Die“ Gewerkschaftsfüh¬ 
rung ist ein weites Feld und differenziert 
zu betrachten- da gibt es solche und sol¬ 
che Positionen. Generell muss man für 
die Führung der IG Metall aber eine star¬ 
ke Orientierung auf die Wettbewerbs¬ 
und Exportstärke der deutschen Auto¬ 
industrie feststellen. Diese „Standort“- 
Orientierung wird von den Betriebsräten 
und Gesamtbetriebsräten auf die Ebene 
der einzelnen Konzerne und Standorte 
heruntergebrochen, wo sie gewählt wor¬ 
den sind. So gerät die Hoffnung auf Be¬ 
schäftigungssicherung bei Volkswagen 
durch Wettbewerbsstärke des Konzerns 
in Konkurrenz zu der gleichen Hoffnung 
z.B. bei Opel, die Ziele der IG Metall auf 
Betriebs- und Konzernebene durchkreu¬ 
zen sich gegenseitig. Dies spiegelt zwar 
nur die reale objektive Konkurrenz der 
Beschäftigten untereinander. Aufgabe 
der Gewerkschaft wäre es aber gera¬ 
de, dem entgegenzuwirken. Dazu fehlt 
aber eine übergreifende gemeinsame 
Perspektive für einen solidarischen Ab¬ 
bau der Überkapazitäten ohne Entlas¬ 
sungen und Standortschliessungen, z.B. 
durch kürzere Arbeitszeiten. 

UZ: Ist den Beschäftigten klar, in welcher 
Lage sie sind? Sind sie bereit und in der 
Lage, gegenüber dem Kapital die skiz¬ 
zierte Politik durchzusetzen? 

Achim Bigus: Nein. Eine Untersuchung 
von Sozialwissenschaftlern der Univer¬ 
sität Jena beschreibt die Haltung vieler 
Stammbeschäftigter als „exklusive Soli¬ 
darität“: Sie sind solidarisch innerhalb ih¬ 
rer Belegschaft, aber nicht betriebs- und 
standortübergreifend oder mit den vom 
Arbeitsmarkt mehr oder weniger dauer¬ 
haft Ausgegrenzten. Es gibt eine Beleg¬ 
schafts-, aber keine Klassensolidarität. 
Spontan können die Beschäftigten auch 
gar nicht anders, als in der Standortlo¬ 
gik zu verbleiben. Es wäre Aufgabe der 
Gewerkschaften und der politischen Ar¬ 
beiterbewegung, über den Standort hin¬ 
aus Perspektiven zu entwickeln und zu 
vermitteln. Doch Gewerkschaftsführung 
und Sozialdemokratie wollen dies nicht, 
und die Kräfte links davon sind dafür zu 
schwach. Veränderbar ist dies nur durch 
die Stärkung kapitalismuskritischer und 
antikapitalistischer Kräfte an der be¬ 
trieblichen Basis der Gewerkschaften. 

Die Fragen stellte Adi Reiher 


Karikatur: Bernd Bücking 
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Bild oben: Nicht nur auf dem Mittelmeer patroulieren Grenzpolizei und Frontex- 
Einheiten, um Europa von Flüchtlingen abzuschotten. Bild oben rechts: Landes¬ 
aufnahmestelle für Flüchtlinge in Karlsruhe. 

Bild unten: Proteste gegen Abschiebungen auf einem Flughafen. 




Bild oben: Demonstration und Pressekonferenz im Lager Hesepe (bei Bramsche) 
am 3. Juli 2012. 

Bild unten: Aktion der Flüchtlingskarawane in Jena. 

Bild unten rechts: Proteste in der Zentralen Aufnahmestelle für Flüchtlinge 
Berlin. 




Gegen menschenunwürdige 
deutsche Asylpolitik! 

Streikende Flüchtlinge machen einen „Marsch auf Berlin“ 


A m 8. September starteten in 
Würzburg, nach mehr als sechs 
Monaten des Protestes, strei¬ 
kende Asylbewerberinnen einen Pro¬ 
testmarsch. Ziel dieses Marsches ist 
Berlin, dabei soll auf die unmensch¬ 
lichen Bedingungen der Flüchtlinge 
in Deutschland aufmerksam gemacht 
werden. Protestiert wird auch gegen 
die Einführung des Asylbewerberleis¬ 
tungsgesetzes, das Mitte Juli vom Bun¬ 
desverfassungsgericht gekippt wurde. 
Dem Beginn der Aktion ging ein bun¬ 
desweiter Aufruf an alle Asylbewerbe¬ 
rinnen und Flüchtlinge voraus, sich der 
Aktion anzuschließen. Nachfolgend ist 
ein Auszug daraus zu lesen: 

„Die streikenden Flüchtlinge in ganz 
Deutschland haben beschlossen am 
8. September eine neue Aktion zu 


starten: Ab diesem Tag werden Asyl¬ 
suchende [...] nach Berlin marschie¬ 
ren, um dort der deutschen Regierung 
zu zeigen, dass auf jede Anwendung 
des unmenschlichen Abschiebegeset- 
zes eine Reaktion der Bewegung fol¬ 
gen wird. Die Flüchtlinge werden ih¬ 
ren Kampf weiterführen, bis die Lager 
mit ihren katastrophalen Bedingungen 
geschlossen werden. Mit der Versamm¬ 
lung in Berlin werden die Flüchtlinge 
aktiv gegen die diskriminierende Re¬ 
sidenzpflicht verstoßen, die sie zwingt, 
sich in einem bestimmten Bereich auf¬ 
zuhalten. 

Wir rufen alle Flüchtlinge auf, die wie 
wir diese unmenschlichen Lebensbe¬ 
dingungen nicht mehr ertragen und auf 
verschiedenste Art dagegen gekämpft 


haben, sich uns anzuschließen. So kön¬ 
nen wir mit vereinten Kräften die jahr¬ 
zehntelangen Kämpfe um menschen¬ 
würdige Asylrechte zu ihrem langer¬ 
sehnten Ziel führen. In Berlin werden 
wir solidarisch Hand in Hand nochmals 
unsere berechtigten Forderungen vor¬ 
tragen: 

★ Abschaffung aller Flüchtlingslager in 
Deutschland 

★ Abschaffung der Abschiebegeset- 
ze. Abschiebung ist unmenschlich und 
dient nur den politischen und ökono¬ 
mischen Interessen der Mächtigen 

★ Abschaffung der Residenzpflicht 

★ Wir werden keine Gesetze respek¬ 
tieren, die uns nicht als Menschen re¬ 
spektieren!“ 


Fakten über die Lebenssituation von Asylbewerberinnen in Deutschland 


• Jeder Mensch hat das Recht, einen Antrag auf Asyl 
beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
zu stellen. Die Verfahrensdauer kann sich bis zu zwei 
Jahre hinziehen. Durchschnittlich 84 Prozent der Asyl¬ 
anträge werden - zumeist unbegründet - abgelehnt. 
Die Betroffenen müssen die BRD verlassen, dazu ha¬ 
ben sie einen Monat Zeit, in bestimmten Fällen auch 
weniger. Reisen sie nicht freiwillig aus, droht die Ab¬ 
schiebung. Jährlich werden mehrere tausend Men¬ 
schen aus Deutschland abgeschoben. Dabei werden 
auch Zwangsmittel wie Fesselungen und ruhigstellen¬ 
de Medikamente verwendet. Unter bestimmten Bedin¬ 
gungen werden Menschen zur Sicherungder Abschie¬ 
bung in Abschiebungshaft genommen. 

• Ist die Abschiebung nicht möglich, zum Beispiel auf¬ 
grund von Reiseunfähigkeit, fehlenden Pässen oder 
fehlenden Verkehrsverbindungen in ein vom Krieg zer¬ 
störtes Land, erhalten sie in Deutschland solange eine 
Duldung, bis sie abgeschoben werden können. Rund 
87 000 Geduldete leben derzeit in Deutschland, vor 
allem Flüchtlinge aus dem ehemaligen Jugoslawien, 
Irak und Türkei. Hinzu kommen etwa 70 000 Ausrei¬ 
sepflichtige. 

• Ohne Arbeitserlaubnis dürfen Flüchtlinge nicht arbei¬ 
ten. Für Asylsuchende und Geduldete ist die Arbeit im 
ersten Jahr ihres Aufenthalts ganz verboten. Auch da¬ 
nach haben sie zumeist kaum Chancen auf einen Job, 
weil es „bevorrechtigte Arbeitnehmer“ gibt - Deut¬ 
sche und EU-Ausländer. Allerdings können alle dazu 
verpflichtet werden,„gemeinnützige Arbeit“ für einen 
minimalen Sozialhilfezuschuss zu leisten. 


• Die Sozialleistungen für Asylsuchende und Geduldete 
sind im Schnitt 30 Prozent geringer als die üblichen 
Sozialleistungen. Geld erhalten Flüchtlinge vielerorts 
gar nicht, stattdessen gibt es Sachleistungen, wie Ein¬ 
kaufsgutscheine, mit denen man nur bestimmte Dinge 
in bestimmten Geschäften kaufen kann. In manchen 
Bundesländern gibt es fertige Lebensmittel- oder Hy¬ 
gienekartons. 

• Das Asylbewerberleistungsgesetz regelt die medi¬ 
zinische Versorgung bei „akuten Erkrankungen und 
Schmerzzuständen“. Medikamente, Heil- und Hilfs¬ 
mittel wie Brillen oder Krücken werden Flüchtlingen 
meist verweigert. 

• Das Recht, Ehepartner oder Kinder aus dem Flucht¬ 
land nachkommen zu lassen, haben nur anerkannte 
Flüchtlinge. Asylsuchenden und Geduldeten ist dies 
nicht gestattet. 

• Asylsuchende und Geduldete haben die so genannte 
„Residenzpflicht“, die Verpflichtung ihren Wohnsitz in 
Stadt und Bundesland zu nehmen, in dem die für sie 
zuständige Ausländerbehörde ist. Wollen sie diesen 
Bereich verlassen, müssen sie eine schriftliche Erlaub¬ 
nis beantragen. Der Verstoß gegen die Residenzpflicht 
wird mit einem Bußgeld bestraft, im Wiederholungs¬ 
fall drohen Strafverfahren oder gar Ausweisung. 

• Asylsuchende und Geduldete müssen laut Asyl Verfah¬ 
rensgesetz und Asylbewerberleistungsgesetz in Wohn¬ 
heimen oder Lagern wohnen. Diese Flüchtlingslager 
liegen oft fernab der Innenstädte. Mehrere Personen 
leben dort auf engstem Raum zusammen. 

Quelle: www.proasyl.de 
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Theorie und Geschichte/ Politisches Buch 
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Eurokrise und Alternativen der Linken 


Aus dem Editorial der Zeitschrift Z. - Zeitschrift Marxistische Erneuerung Nr. 91 


Schwerpunkt des Heftes Nr. 91 der „Z. - Zeitschrift Marxistische Erneuerung“ ist dieses Mal 
das Thema „ Eurokrise und Alternativen der Linken “ Weitere Beiträge befassen sich mit Klima-, 
Energie- und Wachstumsthemen. Erinnert wird an den 20. Todestag von Jupp Schleifstein. Wie 
immer enthält das Heft einen ausführlichen Berichts- und Rezensionsteil. Die UZ dokumentiert 
aus dem Editorial der Zeitschrift den Abschnitt zum Schwerpunkt des Heftes sowie den zum 
Thema „ Ökonomisch-ökologische Krise“. 

Z 92 (Dezember 2012) wird sich mit dem Fortgang der Finanzmarkt- und EU-Krise beschäf¬ 
tigen. Den Schwerpunkt werden Beiträge zu Gewerkschafts fragen bilden. 



S eit der durch den Zusammenbruch der Hy¬ 
pothekenmärkte in den USA ausgelösten 
(nicht verursachten) Krise der entwickel¬ 
ten kapitalistischen Länder sind fünf Jahre ver¬ 
gangen, ohne dass Aussicht auf eine nachhaltige 
Stabilisierung bestünde. Im Gegenteil: Nach einer 
trügerischen Erholung im Jahre 2010 verfestigen 
sich Depressionserscheinungen. Das dominieren¬ 
de Wirtschaftsmodell, der ünanzmarktgetriebene 
Kapitalismus, treibt die Realökonomie in die Sta¬ 
gnation und bedroht selbst die Dynamik in der 
ehemaligen Peripherie. Ein Ausweg ist nicht sicht¬ 
bar. Denn das der Krise zugrunde hegende Miss¬ 
verhältnis zwischen der spekulativ aufgeblähten 
Finanzsphäre und einer stagnierenden Realwirt¬ 
schaft wird nicht aufgelöst. Ansätze dazu scheitern 
immer wieder an der Macht der Finanzindustrie, 
die alle Maßnahmen zu ihren Lasten erfolgreich 
zu hintertreiben versteht. Jede akute Zuspitzung 
wird von der Politik mit immer neuen Geldsprit¬ 
zen bekämpft, was vorübergehend Erleichterung 
bringt, das Grundproblem jedoch verschärft. 
Dass die Krise keine Krise der Staatsverschul¬ 
dung ist, macht Vladimiro Giacche deutlich: Es 
handelt sich um eine Überschuldung der Gesamt¬ 
wirtschaft, die öffentlichen Schulden sind nur der 
kleinere Teil. Die Unfähigkeit der nationalen und 
supranationalen wirtschaftspolitischen Akteure, 
die Krise zu beherrschen, ist dabei auch dem neo- 
liberalen Krisenverständnis geschuldet. Wie er am 
Beispiel Italien zeigt, stehen die Verteilungsrelati¬ 
onen und der Sozialstaat im Mittelpunkt: Für das 
Kapital sind zu hohe Löhne, unflexible Arbeits¬ 
märkte und zu viel soziale Sicherheit die Ursachen 
der Schwäche der Industrieländer. Die Krise wird 
funktionalisiert, um die Arbeiter- und Bürgerrech¬ 
te auf den Stand des 19. Jahrhunderts zurückzu¬ 
schrauben. 

Die Funktionalisierung der Staatsverschuldung für 
Zwecke des Klassenkampfes von oben zeigt sich 
besonders deutlich am spanischen Beispiel. Miren 
Etxezerreta zufolge gibt es zwar in Spanien durch¬ 
aus ein Schuldenproblem, dieses besteht aber vor 
allem in der privaten Auslandsverschuldung, wäh¬ 
rend die öffentliche Verschuldung deutlich unter 
dem Durchschnitt der übrigen Euro-Länder hegt. 
Erst die großzügigen öffentlichen Hilfen für die 
Banken haben daraus ein Staatsschuldenproblem 
gemacht, welches nun durch neoliberale Spar- und 
Strukturprogramme bekämpft wird, die die Re¬ 


zession verschärfen. Griechenland ist bekanntlich 
jenes Land, in dem - auch vor dem Hintergrund 
traditioneller Strukturschwächen - die Krise am 
heftigsten wütet. Dies ist aber Jannis Milios zu¬ 
folge nicht primär dem Druck der starken EU- 
Länder, an der Spitze Deutschland, geschuldet. 
Es sind vielmehr die griechischen Eliten, die die 
Krise nutzen, um die von ihnen seit 20 Jahren ver¬ 
folgten sozialreaktionären Ziele endlich zu ver¬ 
wirklichen. Die griechische Linke könnte den Kri¬ 
senkurs noch stoppen, allerdings nur in einem eu¬ 
ropäischen Rahmen. Das sieht Costas Lapavitsas 
anders. Er meint, nur ein Austritt Griechenlands 
aus der Eurozone, die Einstellung des Schulden¬ 
dienstes und eine Restrukturierung der griechi¬ 
schen Wirtschaft und Gesellschaft im Interesse 
der abhängig Beschäftigten könnten verhindern, 
dass Griechenland in einer lang anhaltenden De¬ 
pression versinkt. Dieser Weg berge viele Risiken 
in sich - die aber gegen die Perspektive eines dau¬ 
erhaften Niedergangs abzuwägen seien. 

Klaus Dräger befasst sich mit den Positionen der 
europäischen sozialdemokratisch/grünen Linken, 
aber auch mit denen der Gewerkschaften und der 
„Linken der Linken“. Den ersteren bescheinigt er, 
dass sie bei aller Rhetorik konsequent an ihrer 
„sozialliberalistischen“ Variante des Neoliberalis¬ 
mus festhalten und sich - wenn sie wie in Frank¬ 
reich die Regierung übernehmen - mit rein sym¬ 
bolischen Korrekturen der konservativen Austeri- 
tätspolitik zufrieden geben. Den Alternativen der 
Gewerkschaften und der Linken wirft er dagegen 
vor, dass diese bei ihren Einzelvorschlägen die po¬ 
litischen Kräfteverhältnisse ausblenden: Nur ein 
allgemeiner sozialer Aufruhr könne die EU-Eliten 
zum Einlenken bewegen. 

Ein Kernaspekt der Krise und des gegenwärtigen 
kapitalistischen Entwicklungsmodells war und ist 
die Verselbständigung des Finanzsektors, u.a. eine 
Folge des Deregulierungswahns der 1990er Jahre. 
Notwendig wäre eine Re-Regulierung der Finanz¬ 
industrie, verbunden mit einer drastischen Reduk¬ 
tion des Gewichts der Finanzsphäre. Joachim Bi- 
schoff und Norbert Weber schildern den (unbe¬ 
friedigenden) Stand der Regulierungsreformen 
und zeigen, dass die expansive Geldpolitik der 
Notenbanken die Bereinigung der Hypertrophie 
des Finanzsektors eher verhindert hat. Kernpunkt 
einer wirksamen Reform müsse eine Restruktu¬ 


rierung der Realökonomie, nicht eine Sanierung 
der Bankbilanzen sein. 

Hermann Börner stellt die Entstehung und Ent¬ 
wicklung der linken Euromemo-Gruppe im Kon¬ 
text der EU-Politik dar und geht auf deren Alter¬ 
nativposition ein. Da die Krise und deren Form¬ 
wandel von der Banken- zur Staatsschuldenkrise 
nur vor dem Hintergrund der erfolgreichen Ver¬ 
teilungsoffensive des Kapitals verstanden werden 
könne, schlägt die Gruppe eine offensive, durch 
veränderte und gestärkte EU-Institutionen ge¬ 
stützte soziale und ökologische Reformpolitik 
vor. Es bestehe aber auch das Risiko einer „wirt¬ 
schaftlichen und sozialen Großkrise“. Für Klaus 
Busch und Dierk Hirschei hat die aktuelle Kri¬ 
se einen Konstruktionsfehler der europäischen 
Wirtschafts- und Währungsunion offen gelegt. 
Bei gemeinsamem Binnenmarkt und gemeinsa¬ 
mer Währung bleibt das System der konkurrie¬ 
renden Wettbewerbsstaaten bestehen. Die Folge 
sind wachsende Ungleichgewichte, wobei vor al¬ 
lem Deutschland profitiert. Trotzdem halten die 
Autoren eine Renationalisierung der Wirtschafts¬ 
und Sozialpolitik für den falschen Weg. Sie sind 
für ,mehr Europa, aber anders 4 . Sie plädieren für 
ein europäisches Aufbau- und Entwicklungspro¬ 
gramm zur Überwindung der Wachstumsschwä¬ 
che, das durch eine europaweite Vermögensab¬ 
gabe finanziert werden könnte. 

★ 

Ökonomisch-ökologische Krise: Die grün-schwar¬ 
ze Energiepolitik hat seit dem Atomausstiegsbe¬ 
schluss mit einem grundlegenden Widerspruch zu 


kämpfen: Die bestehende Energieversorgungsin¬ 
frastruktur ist mit einem Umstieg auf erneuerbare 
Energien nicht vereinbar. Die Bundesregierung 
bleibt jedoch den Interessen der dominierenden 
Energieversorgungskonzerne verpflichtet. Aus 
der „Energiewende“ wird, so Bernd Brouns , da¬ 
her ein „weiter so“. In der Klimapolitik erweisen 
sich die Kyoto-Mechanismen als ungenügend. Sie 
sind nachfrageorientiert und vernachlässigen die 
Angebotsseite. Mohssen Massarat betont in Aus¬ 
einandersetzung mit dem konservativen Wirt¬ 
schaftswissenschaftler Hans-Werner Sinn die 
Notwendigkeit einer präzisen Analyse der auf 
den Ressourcenmärkten herrschenden Macht¬ 
verhältnisse, wenn eine wirksame, politisch fest¬ 
gelegte Mengenbewirtschaftung von Kohlenstof¬ 
fen (Energieträgern) realisiert werden soll. Sa¬ 
bine Leidig gibt einen Überblick zur Arbeit der 
Enquete-Kommission „Wachstum, Wohlstand, 
Lebensqualität“. Sie erwartet von ihr zwar kaum 
wegweisende Ergebnisse 4 , nimmt sie aber als An¬ 
regung für die Linke, die eigenen konzeptionel¬ 
len Defizite hinsichtlich Wachstumskritik, sozial¬ 
ökologischer Umbauprozesse und einer „Theorie 
des grünen Sozialismus“ zu bearbeiten. Eine Stra¬ 
tegie, die Wachstum von Umwelteingriffen, Kon¬ 
sum, Warenproduktion und Profit zurückschrau¬ 
ben will, muss sich, so Karl Hermann Tjaden, auf 
den Mechanismus der kapitalistischen Produktion 
selbst konzentrieren und im Sinne eines „Akku¬ 
mulations-Stopps“ das überproportionale Wachs¬ 
tum des Einsatzes von Sachanlagen und Sachmit- 
teln zu Lasten der Beschäftigung von Arbeitskräf¬ 
ten einschränken. (...) 


Dezentrale Konzepte... 

Die tatsächliche Energiewende steht noch aus 


Conrad Kunze, wissenschaftlicher Mitarbeiter am 
Lehrstuhl für Sozialwissenschaftliche Umweltfra¬ 
gen, der Brandenburgischen Technischen Univer¬ 
sität Cottbus, sieht im forcierten Umschwenken 
auf erneuerbare Energien kein kurzzeitiges Er¬ 
eignis. Die Nuklearkatastrophe von Fukushima 
war nur der letzte Anstoß, der auch die etablierten 
Parteien zum Handeln bewegte. 

Diese Entwicklung sei laut Kunze vorhersehbar 
gewesen und habe sich angekündigt. Die gro¬ 
ße Mehrheit der bundesdeutschen Bevölkerung 
hatte sich mehrfach für einen Umstieg auf erneu¬ 
erbare Energien ausgesprochen. Ein Anteil von 
20 Prozent erneuerbaren Stroms an der Elektri¬ 
zitätsproduktion im Jahr 2011 bot zudem eine re¬ 
alistische Ausgangsposition. 

Für Conrad Kunze steht die große Umwälzung der 
zentralisierten Energieproduktion noch aus. In ei¬ 
ner Studie hat er eine steigende Zahl eigenstän¬ 
diger und selbstbestimmter Projekte zur Ener¬ 
giegewinnung im ländlichen Raum beobachtet. 
Eine ostdeutsche Energieregion mit sieben un¬ 
terschiedlichen Kommunen, die vom demographi¬ 
schen Wandel stark betroffen sind, hat er näher 
untersucht. 

Sehr detailliert stellt Kunze die Ausgangssituation, 
die handelnden Akteure, ihre Motivation und Zie¬ 
le und die Art der Partizipation von Interessens¬ 
gruppen vor. Zum Schutz seiner Gesprächspart¬ 
ner, die ihm sehr freizügig berichteten, hat Kun¬ 
ze die Gemeinden und handelnden Personen mit 
Phantasienamen anonymisiert. Das ist verständ¬ 
lich und gleichzeitig zu bedauern, da es weitere 
Recherchen und Kontaktaufnahmen erschwert. 



Über die Nutzung der Energie aus Wind oder 
Solarparks sollte in jedem betroffenen Dorf 
selbst entschieden werden... 

Als Vorbild diente den untersuchten Gemein¬ 
den die österreichische Kleinstadt Güssing. Dem 
3 800-Einwohner-Ort ist es Anfang der 1990er 
Jahre mit EU-Fördergeldern gelungen, ein Ener¬ 


giekonzept zur unabhängigen und nachhaltigen 
Energiegewinnung umzusetzen. Güssing kann so 
Einfluss auf seine Energiepreise nehmen. Kauf¬ 
kraftabfluss durch Energieimporte wurde verhin¬ 
dert. Neue Arbeitsplätze in der Region konnten 
entstehen. 

Kunze präsentiert eine ambitionierte Studie, die 
sich gegen zentralistische Lösungen zur Überwin¬ 
dung der Energiekrise ausspricht. Stattdessen fa¬ 
vorisiert er dezentrale Konzepte: ÜberWind- und 
Solarparks sollte nicht in entfernten Verwaltun¬ 
gen, sondern in jedem betroffenen Dorf selbst ent¬ 
schieden werden. Eine Rückübertragung der poli¬ 
tischen Gewalt auf die Ebenen der Gemeinderäte 
und Dörfer sei wünschenswert. Eine dezentrale 
Verteilung der Verantwortung habe den Vorteil, 
das Risiko einer politischen Blockade der Ener¬ 
giewende auf Bundes- oder EU-Ebene zu verrin¬ 
gern. Mehr Eigenverantwortung für Dörfer förde¬ 
re „kollektive soziale Lernprozesse 44 . 

Das „soziale Vakuum“ der industrialisierten Land¬ 
wirtschaft, das viele Dörfer in Ansammlungen 
nebeneinander lebender Menschen verwandelt 
habe, könne wieder zu einem „lebendigen Ge¬ 
meinwesen“ gemacht werden. In einer selbstbe¬ 
stimmten, autarken, regionalen Energieversor¬ 
gung sieht Kunze eine „Chance für die Zivilge¬ 
sellschaft“. Sie wird wiederbelebt und ihr wird eine 
neue Perspektive geboten. 

kfb 

Conrad Kunze, Soziologie der Energiewende. Er¬ 
neuerbare Energien und die Transition des länd¬ 
lichen Raums, ibidem-Verlag, Stuttgart 2012,186 
Seiten, 24,90 Euro, ISBN 978-3-8382-0347-8. 


Fortsetzung der 
theoretischen Debatte 
in der DKP 

Am 13. Oktober* 
in Hannover 
zum Schwerpunkt: 

Die Demokratiefrage in den 
heutigen gesellschaftlichen 
Auseinandersetzungen 

Einleitungsreferat: Georg Fülberth 

Wo: Bezirksbüro der DKP Niedersach¬ 
sen, Hannover, Volgersweg 6a (fünf 
Minuten vom Hauptbahnhof) 

Beginn: 11 Uhr 30 - Ende: 16 Uhr 30 

Für Verpflegung wird gesorgt. 

Da nur begrenzt Plätze zur Verfügung 
stehen und die Verpflegung vorbereitet 
werden muss, bitten wir um Anmeldung 
beim Parteivorstand über die Landes- 
bzw. Bezirksvorstände oder Koordinie¬ 
rungsräte bis zum 8. Oktober. 

*Achtung Terminänderung! 
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Kommunist und Schönbergschüler 

Hanns-Eisler-Tage zum 50. Todestag in Berlin (Teil 1) 



Bild rechts: Hanns Eisler privat um 1961 (Archiv). 

Bild oben: Das gemeinsam gesungene Solidaritätslied, die „Resolution“ der Pari¬ 
ser Kommunarden in den Berliner Mietenkämpfen: DKP-Aktivist Klaus Linder 
mit einem Eisler-Programm im Dauerprotestcamp am Kreuzberger „Kotti“. 



„Der Antikommunismus hat keine Kri¬ 
terien zur Verfügung, mittels derer an 
Eislers Zeit und Werk heranzukom¬ 
men wäre“, schrieb zum 100. Geburts¬ 
tag des Komponisten der 2003 verstor¬ 
bene marxistische Musikwissenschaft¬ 
ler Georg Knepler. Österreicher wie 
Hanns Eisler selbst, gründete er 1950 in 
Berlin die erste Musikhochschule der 
jungen DDR. Lange nach seinem Rek¬ 
torenamt setzte er sich noch dafür ein, 
dass sie 1964 den Ehrennamen „Hanns 
Eisler“ bekam und unter veränderten 
staatlichen Verhältnissen auch behielt. 
Um Eislers 50. Todestag am 6. Septem¬ 
ber bot eine eben zu Ende gegangene 
Festwoche in den Musikzentren der 
Stadt in der Regel sehr gut besuchte 
Veranstaltungen. Das dürfte auch im 
Sinne Kneplers gewesen sein, „sich mit 
Gewissenhaftigkeit, Kunstverstand und 
Sinn für Menschheitsprobleme seinem 
Werk erneut zuzuwenden“, allmählich 
ein breiteres, historisch einordnendes 
Verständnis für mehrfache komposi¬ 
torische Umbruchsphasen und Eis¬ 
lers fortschreitendes gesellschaftliches 
Denken zu fördern. Hinausreichend 
über die eingreifende, durch Brecht 
und Busch wesentlich mitgeprägte 
Kampfmusik des musikalischen Revo¬ 
lutionärs in der Phase proletarischer 
Massenbewegungen und den unpo¬ 
pulären Versuch im Exil, das geschei¬ 
terte antifaschistische Volksfrontmo¬ 
dell als sowohl proletarisches wie auch 
künstlerisches Avantgardebündnis ähn¬ 


lich einer „Ästhetik des Widerstands“ 
(Jost Hermand) zu ermöglichen, gelten 
Eislers „Ernste Gesängen“ aus seinem 
letzten Lebensjahr 1962 zunehmende 
Aneignungsversuche. Für diese weit in 
menschheitliche Zukunft überleitende 
späte Orchesterlieder („XX. Partei¬ 
tag“ der KPdSU) setzte er gedanklich 
den „echten und scharfen Blick auf die 
Vergangenheit“ voraus. Hans-Eckardt 
Wenzel & Band haben sich Teile davon 
und aus dem elegischen Hollywood- 
Liederbuch ihrem Genre gemäß pas¬ 
send gemacht. 

Die initiierende Internationale Hanns- 
Eisler-Gesellschaft (1994 gegründet) 
gewann im Hinblick auf das noch bis 
18. September laufende Musikfest in 
Berlin vor allem hauptstädtische Ko¬ 
operationspartner mit der Festspiel¬ 
direktion, dem Konzerthaus und der 
Singakademie am Gendarmenmarkt. 
Da die Musiksektion der Akademie 
der Künste Berlin-Brandenburg lieber 
John Cage ehrte als Hanns Eisler, den 
Meisterklassenlehrer ihrer ererbten 
Geschichte ab 1951, oblag die Ehren¬ 
rettung ihrer Archivabteilung, die die 
Autographen und Dokumente aus der 
DDR seit den neunziger Jahren ver¬ 
waltet. 

In den angemieteten Akademieräumen 
am Bellevue zogen Wissenschaftler aus 
Europa, den USA und Japan eine Zwi¬ 
schenbilanz über den bisherigen For¬ 
schungsstand, wie er sich nunmehr ra¬ 
tioneller und benutzerfreundlicher in 
einer neuen Hanns-Eisler-Gesamtaus- 
gabe niederschlagen soll (begonnen in 
den 90er Jahren, Musikverlag Breitkopf 
und Härtel). Das Symposion „Eisler 
und die Nachwelt“ präsentierte neue¬ 
re Archivfunde und Veröffentlichun¬ 
gen. Wissenschaftliche Detailuntersu¬ 
chungen, kritische Werkanalysen und 
-kommentare decken in der Mehrzahl 
mitunter sehr direkte Bezüge zwischen 
Filmmusiken für Hollywood und späte¬ 
ren Orchester- bzw. Kammermusiken 
auf. Eislers lebenslange Zitat- und Ver¬ 
schlüsselungspraxis in Notentexten, 
1952 dann auch im „Faustus“-Libret- 
to, zeugen sowohl von der Heranbil¬ 
dung intelligenter Hörer und Zuschau¬ 
er als auch vom lebenslangen Kampf 
gegen die „Dummheit in der Musik“, 
auch wenn sie als dogmatisch verengte 
Richtlinie daherkommt. Andererseits 


scheint es, als plädiere mancher allzu 
pragmatisch auf eine posthume Tren¬ 
nung von kompositorischer Praxis und 
Eislers Geist und Persönlichkeit. 

In einem anderen politischen Kontext 
stehen die buchstäblichen „weißen Fle¬ 
cken“, die der Schönberg-Experte Hart¬ 
mut Krones von der Musikuniversität 
Wien im festlichen Eröffnungsvor¬ 
trag kritisch konstatierte. Seine breit 
angelegte Suche nach Eisler-Einträ¬ 
gen in musikgeschichtlichen deutsch¬ 
sprachigen Standardwerken förderte 
im Ergebnis noch immer verbreitete 
Unterschätzung bis Ignoranz zutage. 
In Österreich ebenso wie in der alten 
Bundesrepublik zeigten sich fatale Fol¬ 
gen eines kontinuierlichen Antikom¬ 
munismus, der auch auf musikwissen¬ 
schaftliche Expertennetzwerke aus der 
Zeit vor und nach 1945 zurückgeht. 
Aus den bewegten Zeiten einer „lin¬ 
ken“, vor nahezu 40 Jahren begonne¬ 
nen Aneignungspraxis im vormaligen 
Westberlin erhielt sich allerdings der 
große Hanns-Eisler-Chor. Zur Langen 
Hanns-Eisler-Nacht am 8. September 
u.a. mit der ehrwürdigen Gisela May, 
mit Sonja Kehler, Stephan Uhlig & 
Bremer Eisler-Ensemble, Wenzel & 
Band im Studiosaal der Akademie 
steuerte er uraufgeführte „ChorRes- 
pondenzen“ von Hartmut Fladt bei. 
In dessen Eisler-Collage „erstickt“ 
Brecht/Eislers Aufforderung aus der 
„Maßnahme“ (Lehrstück von 1930) 
„Ändere die Welt: Sie braucht es! Wer 
bist du?“ in demonstrativem Schwei¬ 
gen. Stimmcluster säen „Unruhe“ im 
medial verordneten „Schlaf der Welt“. 
Eine Assoziation von Medienhetze ge¬ 
gen jeden blitzt auf, der Kommunismus 
für kein öffentliches Unwort hält. Das 
bekannte, lobende Lied aus Brechts 
Stück „Die Mutter“ bleibt als Unter¬ 
text immanent, wenn solistisch agitiert 
und chorisch geantwortet wird: „Was 
spricht eigentlich gegen den Hanns Eis¬ 
ler?“ „Er ist vernünftig, jeder versteht 
ihn. Er ist leicht, erkundige dich nach 
ihm! ... Er das Einfache, das schwer zu 
machen ist.“ 

Eislers tatsächlichen ästhetischen Vor¬ 
stellungen über den aufzuhebenden 
Gegensatz zwischen ernster und leich¬ 
ter Musik illustrierte der herausgefor¬ 
derte Chor in einem anderen dialo¬ 
gisch-vergnüglichen Programmblock: 


„... das Neue, so merkwürdig“. Im 
Wechselspiel von denkbar kontrastrei¬ 
chen Stilistiken, von Sound und Drive, 
experimentierte er mit Thomas Frei¬ 
tags zufällig-fiktiver Dialoggeschichte, 


W iederholungen sind bei den 
zahlreichen Fernsehsendern 
an der Tagesordnung. So¬ 
viel neuen Schrott kann man ja auch 
gar nicht produzieren, um das tägliche 
Rundum-Programm zu füllen. Da muss 
man eben auf alte Filme zurückgreifen. 
Hierbei fallen drei Filme unter dem Ti¬ 
tel „08/15“ auf, die den Zweiten Welt¬ 
krieg zum Thema haben und die insbe¬ 
sondere auf dem Sender „Das Vierte“ 
laufen. 

Man könnte die Filme übergehen wie 
vielleicht die zahlreichen Wildwest-Fil¬ 
me. Doch in der heutigen Zeit haben 
die 08/15-Filme eine gefährliche Wir¬ 
kung. Denn sie helfen, ein völlig fal¬ 
sches Geschichtsbild bei den Zuschau¬ 
ern zu bilden. 

Die drei Filme basieren auf den Ro¬ 
manen von Hans Hellmut Kirst (1914- 
1989), der sie Mitte der 50er Jahre 
veröffentlichte. Wegen des großen 
Erfolges wurden sie recht bald mit be¬ 
kannten Schauspielern verfilmt. Hans- 
Joachim Fuchsberger und Mario Ad¬ 
orf sind auch heute noch sehr berühmt. 
Andere, wie Helen Vita oder O.E. Has¬ 
se, gehörten damals zu den bedeuten¬ 
den Stars. 

Die Untertitel der Filme „In der Ka¬ 
serne“, „Im Krieg“ und „Bis zum Ende“ 
nennen die Zeiträume, in denen die 
Handlung angesiedelt ist. Kriegsvor¬ 
bereitung Ende der 30er Jahre, Krieg 
in der Sowjetunion und schließlich die 
letzten Kriegstage 1945 in Deutschland 
sind die drei großen Themenblöcke. Im 
Mittelpunkt steht der Gefreite Asch 
(im Film Hans-Joachim Fuchsberger), 
der im zweiten Teil Wachtmeister und 
im dritten Teil Leutnant ist. 

Romane wie Filme bieten dieses Bild: 
Der Krieg der faschistischen Wehr¬ 
macht ist ein Krieg ohne politischen 
Hintergrund. Es war hart in der Ka¬ 
serne und vor allem an der Front. Die 
Truppe hatte es nicht einfach. Aber wer 
pfiffig ist, kommt durch vom Anfang bis 
zum Ende. Wären da nur nicht einige 
Nazis, die eine „Sauerei“ Vorhaben ... 
Beginnen wir mit Teil I, der den 
Schwerpunkt des fürchterlichen Drills 
in der Kaserne hat. Mit Überraschung 
erfahren wir, dass der Roman durchaus 
als antimilitaristisch galt. „Der Roman 
Kirsts fand nicht nur in Westdeutsch¬ 
land ein starkes Echo“, schreibt Gün¬ 
ther Cwojdrak, ein DDR-Autor, 1958 
in dem Text „Das Elend des Hans Hell¬ 
mut Kirst“. „Es zeigte sich, dass Kirst 
der Sympathie und Solidarität der welt¬ 
weiten Friedensbewegung gewiss sein 


die annimmt, der junge John Lennon 
und der alte Eisler könnten sich 1962 
in London begegnet sein und Aha-Er¬ 
lebnisse bei gegenseitigen Hörproben 
gehabt haben. Hilmar Franz 


durfte.“ Viele Menschen, so Cwojdrak, 
hätten Kirsts Roman „als Protest ge¬ 
gen den wiedererstehenden Militaris¬ 
mus“ aufgefasst. Und in der Tat: Wer 
die Nazi-Offiziere im Film sieht, wie 
sie „die Truppe kurz anbraten“ beim 
Kasernendrill, der ist angewidert von 
dieser militärischen Ausbildung. Gün¬ 
ther Cwojdrak berichtet weiter: Auf der 
anderen Seite hätten „unverbesserliche 
Militaristen“ dem Autor Drohbriefe 
geschickt, Buchhandlungen hätten das 
Werk aus den Schaufenstern entfernt. 
Das alles muss auf Kirsts weitere Ar¬ 
beit gewirkt haben. Cwojdrak nennt 
den zweiten Band der Trilogie „schwä¬ 
cher, verschwommener als der erste, 
der dritte Band wiederum oberflächli¬ 
cher noch und unverbindlicher als der 
zweite“. So wie der Druck auf Kirst 
wuchs, so entschärfte er seine Romane. 
Der zweite Teil des Romans und Films 
spielt in der Sowjetunion, nachdem die 
Rote Armee die faschistischen Truppen 
vor Moskau zurückgeworfen hat. Da¬ 
von ist bei Kirsts nichts übrig geblieben. 
Hier regiert 1941/42 „General Winter“. 
Die bekannten Akteure und Schau¬ 
spieler zeigen sich auch hier als paten¬ 
te Burschen. Eine etwas komische Note 
bringt der Nazi-Hauptmann hinein, der 
„Schwung in den Sauhaufen“ bringen 
will. Nur gut, dass hingegen der Nazi- 
General ein „Vernünftiger“ ist. Aber 
was will die Wehrmacht in der Sowjet¬ 
union? „Wir müssen Deutschland ret¬ 
ten“, sagt Asch/Fuchsberger. 

Vielleicht freut sich der Fernsehzu¬ 
schauer jetzt auf Gustav Knuth, der im 
dritten Film einen Major spielt? Auch 
er wird von den richtigen Nazis reinge¬ 
legt, und mag es selbst kaum glauben. 
Denn er meint es gut mit Deutschland. 
Die Handlung ist nun auf die „Hei¬ 
mat“ beschränkt, die Amerikaner ste¬ 
hen vor der „Tür“. Feige Nazis setzen 
sich ab, gute Deutsche hingegen erfül¬ 
len noch ihre Pflicht. „Moralisch an¬ 
ständige Soldaten und Offiziere, die ei¬ 
gentlich den Krieg ablehnen, sich aber 
durch persönliche Tapferkeit auszeich¬ 
nen“, werden „nationalsozialistischen 
Phrasendreschern, die sich in entschei¬ 
denden Augenblicken jedoch als Feig¬ 
linge erweisen, vereinfachend gegen¬ 
übergestellt.“ So fasst die „Geschichte 
der Deutschen Literatur“ das Gesche¬ 
hen der Trilogie zusammen. „Kirsts 
weitere Entwicklung bestätigte, dass 
er sich mit seinem Werk nicht der Re¬ 
stauration in der BRD widersetzen 
wollte, kolportagehafter Manier ...“ 

Paul Sielaff 



Hanns Eisler 


6.7.1898 Leipzig - 6.9.1962 Berlin 

1919-23 

Privatunterricht bei Arnold Schönberg in Wien 

1929 

Zusammenarbeit mit Bertolt Brecht, Ernst Busch, Erich Weinert 

1930 

Lehrstück „Die Maßnahme“ (Brecht) 

1932 

Filmarbeit mit Joris Ivens in der UdSSR, Lehrstück „Die Mutter“ (Brecht) 

1933 

Exil in verschiedenen europäischen Ländern 

1935 

maßgeblicher Organisator für die 1. Arbeitermusik- und Gesangsolympiade in Strasbourg mit Initial¬ 
zündung durch Ernst Busch. Die verhandelte Einheitsfront der Arbeiterchöre scheitert jedoch an der 
Haltung des sozialdemokratischen Dachverbands 

1937 

improvisierte Konzerte mit Busch bei den Interbrigadisten in Spanien, in Dänemark Komposition eines 
Lenin-Requiems 

1938-47 

Übersiedlung in die USA mit nunmehr regulärer Lehrtätigkeit an der New School for Social Research 
New York. Im Exilland Mexiko Gastprofessur im Wartestand. Mit der neuen befristeten Aufenthalts¬ 
genehmigung Einstieg in ein stiftungsgefördertes Filmmusikprojekt des Ölmagnaten Rockefeiler in 
Hollywood. Daraus resultiert die wegweisende Buchveröffentlichung „Komposition für den Film“ (mit 
Ko-Autor Theodor W. Adorno). Film- und Bühnenmusiken. Hollywooder Liederbuch und die vorläufig 
fertiggestellte Deutsche Symphonie ohne absehbare Aufführungsperspektiven 

1947-48 

denunziert Ruth Elfriede Fischer ihre Brüder Hanns und Gerhart Eisler vor dem Komitee für unamerika¬ 
nische Aktivitäten (HUAC) als kommunistische Terroristen. Den Anhörungen muss sich ebenso Brecht 
unterziehen. Gezielte internationale Solidarität u.a. durch Charlie Chaplin und Pablo Picasso erreicht 
Hanns'Ausweisunganstelle drohender Haft, bewegende Abschiedskonzerte in Los Angeles und in New 
York. 1949 schreibt Hanns Eisler aus Wien an „Neues Deutschland“:„lch freue mich auf Berlin“, wo er im 
sowjetischen Sektor mit seinem Bruder Gerhart nach dessen dramatischer Übersee-Flucht aus USA-Haft 
Zusammentreffen wird. Denn großer öffentlicher Druck hatte bewirkt, dass die britische Regierung ihr 
Vorhaben aufgab, den vorläufig Festgesetzten ans McCarthy-System rückzuüberstellen 

1949 

Hanns Eisler/Johannes R. Becher: Nationalhymne der DDR 

1952 

Libretto zur Oper„Johann Faustus“ in Berlin (nicht realisiert) 

1957 

Kantate nach Brecht „Die Teppichweber von Kujan-Bulak“für die Rückkehrzu Leninschen Normen 

1959 

Uraufführung der Deutschen Symphonie in Berlin 

1962 

Musikalisches Vermächtnis:„Ernste Gesänge“ für Bariton und Streichorchester 

Zu Eislers Meisterschülern gehörten u.a. Andre Asriel, Günter Kochan, Wolfgang Hohensee, Reiner Bredemeyer, Siegfried 
Matthus, Georg Katzer und David Blake 


Das Elend der 08/15-Filme 

Drei Weltkriegsfilme aus den 50er Jahren werden im 
Fernsehen ständig wiederholt 
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Die KP Chinas vor dem XVIII. Parteitag 


Die Situation Chinas am Vorabend des XVIII. Parteitages der KP 
Chinas unterscheidet sich wesentlich von der des vorangegangenen 
Parteitages. 2007, vor der internationalen Finanz- und Wirtschafts¬ 
krise, konnte China unter ausgesprochen günstigen Bedingungen 
das rasante Tempo seiner wirtschaftlichen Entwicklung fortsetzen 
und auf dem Wege zu einer globalen Macht seinen internationalen 
Einfluss deutlich ausdehnen. Heute sieht sich die KP Chinas einer 
ausgesprochen komplizierten und kritischen Lage gegenüber. 



Die „Risikogesellschaft“ 

Mit der internationalen Finanz- und 
Wirtschaftskrise und der Euro-Schul- 
denkrise sind die internationalen Be¬ 
dingungen für die bisherige arbeitsin¬ 
tensive und exportorientierte Wachs¬ 
tumsweise der chinesischen Wirtschaft 
stark geschrumpft. Die weitere Ent¬ 
wicklung Chinas wird in erster Linie 
vom Übergang zu einer kapital- und 
technikintensiven, nachhaltigen und 
innovativen Wirtschaftsweise mit der 
Binnennachfrage als Haupttriebkraft 
abhängen. Das aber bedingt, über alle 
sozialen Interessengegensätze hinweg 
eine Umverteilung des Nationalein¬ 
kommens zugunsten der breiten Mas¬ 
se des Volkes vorzunehmen. 

Die KP Chinas sieht sich zugleich erns¬ 
ten politischen Problemen gegenüber. 
Chinesische Medien berichten von 
einer „Risikogesellschaft“, die durch 
eine Anhäufung vieler alter und neu¬ 
er Widersprüche gekennzeichnet sei. 
Aus den offiziellen Veröffentlichungen 
ist unschwer zu erkennen, dass heute 
die eigentliche Gefahr in der Isolie¬ 
rung der regierenden KP Chinas von 
der breiten Masse des Volkes besteht. 
Die Widersprüche zwischen der prakti¬ 
schen Politik und den Interessen großer 
Teile des Volkes sind nicht zu überse¬ 
hen. Korruption, Amtsmissbrauch und 
Privilegien unter den Führungskadern 
wie Bürokratie und Ignoranz der Be¬ 
völkerungsinteressen im Machtapparat 
haben die Beziehungen zwischen Partei 
und Bevölkerung deutlich beschädigt. 
Die Regierung vermochte es nicht, zu¬ 
mindest die anhaltende soziale Polari¬ 
sierung zu stoppen und die drückende 
soziale Ungerechtigkeit zu mindern. 
Außenpolitisch sieht sich Beijing ei¬ 
nem massiven geostrategischen Druck 
des USA-Imperialismus ausgesetzt. 
Am Beispiel des Syrienkonflikts wird 
deutlich, dass Washington alle Mög¬ 
lichkeiten ausnutzt, um das internati¬ 
onale Ansehen Chinas zu untergraben 
und seinen weltweiten Einfluss einzu¬ 
dämmen. Hier reiht sich auch die neue 
Strategie Washingtons für die asiatisch¬ 
pazifische Region ein. Die Verstärkung 
der militärischen Präsens der USA in 
dieser Region, die Wiederbelebung mi¬ 
litärischer Bündnissysteme aus der Zeit 
des Kalten Krieges wie die Ausnutzung 
und Schürung territorialer Konflikte 
zwischen einer Reihe asiatischer Län¬ 
der und China laufen daraus hinaus, in 
Asien eine antichinesische Front auf¬ 
zubauen und die politische Initiative 
gegenüber China in die Hand zu be¬ 
kommen. Washington setzt offenbar 
alles daran, sich eine günstige außen¬ 
politische Ausgangsposition für die zu 
erwartende entscheidende Auseinan¬ 
dersetzung mit China zu schaffen, die 
im Zeichen der neuen industriellen Re¬ 
volution stehen dürfte und in der ame¬ 
rikanischen Strategie auch eine Verän¬ 
derung der Machtverhältnisse in China 
durch eine „Arabellion“ einschließt. 
So wird auch an der gegenwärtigen 
Chinapolitik Washingtons deutlich, 
dass das weitere Schicksal Chinas und 
seine künftige Rolle in der internati¬ 
onalen Politik in erster Linie von der 
Lösung seiner inneren Probleme und 
Widersprüche abhängen wird. Auf¬ 
schlussreiche Überlegungen zu die¬ 
ser Problematik hat der Direktor des 
Amerika-Instituts an der Akademie 
für Forschungen zu den internationa¬ 
len Beziehungen der Gegenwart, Yuan 
Peng, vorgelegt. „Die wirklichen Her¬ 
ausforderungen für China sind nicht 
die augenblicklichen, sondern die der 
kommenden 5-10 Jahre. Die wirklichen 
Schwierigkeiten sind nicht die der in¬ 
ternationalen Lage und an der Peri¬ 
pherie, sondern die Systemreform und 
die Ökologie im Innern. Die wirkliche 


Bedrohung ist nicht der militärische 
Konflikt, die Schwierigkeiten liegen in 
nichtmilitärischen Bereichen wie im 
Finanzwesen, im Sozialen, im Internet 
und in der Außenpolitik.“ 1 

Das Kernproblem ist 
die KP Chinas 

In einem vor nicht allzu langer Zeit 
veröffentlichten Beitrag aus der Par¬ 
teischule des ZK war zu lesen, das Pro¬ 
blem der KP Chinas würde darin beste¬ 
hen, dass sie den Übergang von einer 
„Revolutionspartei“ zu einer „Regie¬ 
rungspartei“ noch nicht vollzogen hät¬ 
te. Das ist nicht von der Hand zu wei¬ 
sen. So kommt die Macht in China im¬ 


mer noch aus den „Gewehrläufen“, d.h. 
sie beruht im Kern immer noch auf den 
Streitkräften, die allein und direkt der 
KP Chinas unterstellt sind. Die Partei 
behält sich auch weiter vor, über Ver¬ 
fassung und Gesetz zu stehen. Die ver¬ 
breitete Verletzung der Gesetze, das 
heutige Ausmaß des Machtmissbrauchs 
und der ideologisch-moralischen Prob¬ 
leme unter den Führungskadern kamen 
jedoch erst mit der Marktwirtschaft, in 
der Kooperation mit dem ausländi¬ 
schen Kapital und mit der absoluten 


und unkontrollierten Macht der „Ers¬ 
ten“ auf allen Ebenen und in allen Be¬ 
reichen auf. 

Die Partei definiert sich seit Anfang des 
Jahrhunderts nicht mehr über die Klas¬ 
senherkunft ihrer Mitglieder 


Für die Aufnahme neuer Mitglieder 
wurden auf Vorschlag des damaligen 
Generalsekretärs Jiang Zemin „die 
ideologischen Hindernisse für eine 
weitergehende Teilnahme der Privat¬ 
unternehmer und anderer Vermögen¬ 
der an der Politik beseitigt“. 2 Die be¬ 
kannte Schwäche der KP Chinas, ihre 
unzureichende Verankerung in der Ar¬ 
beiterklasse, ist eklatant. Arbeiter ma¬ 
chen etwa 10 Prozent der Parteimit¬ 
glieder aus. Sie sind in den Macht- und 
FührungsOrganen so gut wie nicht ver¬ 
treten. Die eigentliche Basis der Partei 
bilden hingegen gesellschaftliche Eli¬ 
ten verschiedenen sozialen Charakters. 

Mit der Marktwirtschaft und den damit 
verbundenen westlich-bürgerlichen Ein¬ 
flüssen haben sich in der Partei unter¬ 
schiedliche und gegensätzliche Ideolo¬ 
gien verbreitet. 

Cheng Enfu, Rektor der Akademie für 
Marxismus an der Chinesischen Aka¬ 
demie für Gesellschaftswissenschaften, 
schätzt ein, dass die Auseinanderset¬ 
zungen zwischen sieben ideologisch¬ 
theoretischen Strömungen geführt wer¬ 
den. 3 Das Schicksal des Sozialismus in 


China hängt seiner Ansicht nach da¬ 
von ab, ob sich „die innovative Schu¬ 
le des Marxismus zur Hauptströmung 
des Denkens unter den Akademikern 
und Politikern Chinas entwickeln wird“. 
Die offizielle Einschätzung, die chinesi¬ 
sche Gesellschaft sei eine sozialistische, 
ist politisch-pragmatischen Charakters. 
Sie ist nicht wissenschaftlich begründet. 
Die ökonomischen Verhältnisse der 
Volksrepublik funktionieren im Wesen 
nach den Gesetzen des Kapitals, und 
die kapitalistische Ausbeutung der Ar¬ 


beiterklasse und anderer Werktätiger 
überwiegt bei weitem. Der autoritäre 
Charakter der Macht und die bürokra¬ 
tische Praxis schränken die Teilhabe 
der breiten Volksmassen an der Aus¬ 
übung der politischen Macht im Grun¬ 
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de auf das Wahlrecht ein. 4 Und in der 
Realität verbleibt die sozialistische 
Orientierung der KP Chinas bei der 
Schaffung eines „allgemeinen Wohl¬ 
stands“. 

In der praktischen Politik der Partei do¬ 
miniert das Nationale über das Soziale. 
Auch ihr letztlich angestrebtes Ziel ist 
ein nationales: die Renaissance der chi¬ 
nesischen Nation. 

Aus der Sicht der KP Chinas hat die 
heutige chinesische Gesellschaft ihren 
Klassencharakter „überwunden“. An 
seiner Stelle erscheinen klassenindif¬ 
ferente Beziehungen der nationalen 
Zusammenarbeit zwischen allen sozi¬ 
alen Schichten, so auch zwischen Ka¬ 
pital und Arbeit. Gleichermaßen wird 
anstelle der internationalen Klassen¬ 
auseinandersetzung mit dem Kapita- 
lismus/Imperialismus auf Beziehun¬ 
gen zwischen „entwickelten Ländern“ 
und „Entwicklungsländern“ orientiert. 
In offiziellen Verlautbarungen gibt es 
keine klassenmäßige Einschätzung der 
Weltlage. Die KP Chinas konzentriert 
sich für ihre internationale Politik im 
Innern auf die Entfaltung des Patriotis¬ 
mus, eines nationalistischen Geistes, 
ohne den proletarischen Internationa¬ 
lismus einzubeziehen. 

Jiang Zemin hatte seinerzeit voraus¬ 
gesagt, dass die Abschaffung der ideo¬ 
logischen Hemmnisse für die Auf¬ 
nahme von Privatunternehmern, also 
der Bourgeoisie, und „anderer neuer 
Schichten“ „einen wichtigen Einfluss 
auf die Regierungsgrundlage und Re¬ 
gierungsweise der kommunistischen 
Partei, auf die Zukunft und Politik Chi¬ 
nas ausüben wird“. 5 Das ist wohl ein¬ 
getreten. Sonst hätten die Demokrati¬ 
sche Liga und andere „demokratische 
Parteien“ auf einer offiziellen Veran¬ 
staltung zum 91. Jahrestag der Grün¬ 
dung der KP Chinas in Beijing kaum 
vorgeschlagen, die KP Chinas umzube¬ 
nennen. Ihren Vorschlag begründen sie 
damit, dass heute Bezeichnungen wie 
„Volkspartei“ „Einheitspartei“ oder 
„Republikanische Partei“ für die KP 
der gesellschaftlichen Entwicklung und 
der gegenwärtigen Lage Chinas eher 
entsprechen und die große Einheit al¬ 
ler Nationalitäten des Landes besser 
ausdrücken würden. 

Die heutige politische, ideologische 
und organisatorische Beschaffenheit 
und die Orientierung der KP Chinas 
sind augenscheinlich nicht mehr aus¬ 
schließlich aus den nationalen Gege¬ 
benheiten und objektiven Bedingun¬ 
gen des Landes zu erklären. 

Reform am Kreuzweg. 

Der Fall Bo Xilais 

Der Übergang zu einer neuen Wachs¬ 
tumsweise der chinesischen Wirtschaft 
fordert von der KP Chinas, den Re¬ 
formkurs neu zu justieren. In der Par¬ 
teiführung dominierende Kräfte ori¬ 
entieren mit dem mit der Weltbank 
vereinbarten Projekt „China 30“ auf 


eine noch umfassendere Nutzung der 
Marktwirtschaft. Andere Kräfte wie 
die „Neue Linke“ und Teile der nicht 
an der politischen Macht beteiligten 
„roten Nachkommen“ 6 lehnen diese 
Orientierung vehement ab bzw. stellen 
sie infrage. So sehen Letztere in der bis¬ 
herigen Reformpolitik einen „Wider¬ 
spruch zum ursprünglichen Ziel der 
Revolution“, weil nur eine Minderheit 
der Menschen „gute Tage“ habe. 7 Ge¬ 
wissermaßen Hoffnungsträger dieser 
Kräfte war offensichtlich das Mitglied 
des Politbüros und Parteisekretär der 
zentral unterstellten Stadt Chongqing, 
Bo Xilai. Bo hatte berechtigte Aus¬ 
sicht, in den Ständigen Ausschuss des 
neuen Politbüros aufzusteigen. Damit 
verband sich wohl die Erwartung, die 
verstärkte marktwirtschaftliche Orien¬ 
tierung der Partei abblocken und ange¬ 
sichts der negativen sozialen Auswir¬ 
kungen die Abkehr von der bisherigen 
Reformpolitik einleiten zu können. 
Bos Vater, Bo Yibo, war Mitglied des 
Politbüros des ZK der KP China, Gene¬ 
ral der VBA im Bürgerkrieg und einer 
der beiden führenden Wirtschaftspoli¬ 
tiker nach Gründung der Volksrepublik 
gewesen. 8 Bo Xilai selbst wurde nach 
einer dreijährigen Tätigkeit als Han¬ 
delsminister Ende 2007 in die Funkti¬ 
on des Parteisekretärs von Chongqing 
eingesetzt. In dieser Tätigkeit entwi¬ 
ckelte er das „Chongqinger Modell“. 
Kennzeichen dieses Modells wurden 
eine stärkere Einflussnahme des Staa¬ 
tes auf die Entwicklung von Wirtschaft 
und Gesellschaft, die Rückbesinnung 
auf kollektive Werte der Volksrepub¬ 
lik aus den 1950er Jahren, die Einbe¬ 
ziehung der Bürger in die Entschei¬ 
dung über wichtige Aufbauprojekte, 
die Wiederbelebung von revolutionä¬ 
ren Liedern aus der Ära Maos 9 und 
eine kompromisslose Bekämpfung der 
Korruption ohne Ansehen von Person 
und Rang, die Hunderte von „schwar¬ 
zen Elementen“, darunter auch hochge¬ 
stellte Beamte, ins Gefängnis brachte. 
Die vernichtende Kritik des Minister¬ 
präsidenten Wen Jiabao, Bo hätte da¬ 
bei eine Politik praktiziert, die an die 
„Kulturrevolution“ erinnern würde, ist 
schon seltsam; denn die Chongqinger 
Kampagne gegen Korruption stand un¬ 
ter der Leitung der örtlichen Kommis¬ 
sion für Recht und Politik 10 , fand die 
Zustimmung des Leiters der Zentra¬ 
len Kommission für Politik und Recht, 
Zhou Yongkang, und bewegte sich da¬ 
nach auch im Rahmen der Befugnisse 
dieser Institution. 11 

Bo Xilai wurde am 15. März „wegen 
schwerer Vergehen“ gegen die Partei¬ 
disziplin und die staatlichen Gesetze als 
Parteisekretär von Chongqing abgelöst 
und am 10. April seiner Mitgliedschaft 
im Politbüro und im ZK enthoben. Da¬ 
nach soll über seinen Ausschluss aus 
der Partei beraten worden sein. Bos 
Verbindungen in Kreise hochrangiger 
Militärs scheinen auf dem Hintergrund 
von Problemen der Parteiführung mit 
Teilen der hohen Generalität über das 
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Verhältnis von Partei und Streitkräften 
zu seinem Sturz beigetragen zu haben. 
Die konkreten Umstände seines Falles 
scheinen gut organisiert, zumindest voll 
ausgenutzt worden zu sein. Hier hinein 
passt auch die gleichzeitige Beschuldi¬ 
gung und Verurteilung seiner Frau, ei¬ 
nen britischen Geschäftsmann getötet 
zu haben, was Bos Ansehen zusätzlich 
belasten kann und sicher auch soll. 
Bos Absetzung bedeutet nicht das 
Ende der Auseinandersetzung zwi¬ 
schen den beiden Fronten in der Re¬ 
formfrage; denn die Probleme, an de¬ 
nen sie sich entzündete, bestehen wei¬ 
ter. Nicht zu übersehen ist ein anderer 
Aspekt in dieser Auseinandersetzung - 
die Entwicklung von Massenprotesten 
unter der Bevölkerung gegen die Miss¬ 
achtung ihrer Interessen durch Vertre¬ 
ter der örtlichen Machtorgane. 

Neues Projekt 
des Parteiaufbaus 

Nach dem Fall Bo Xilais hat die Füh¬ 
rung der KP Chinas ihre ideologisch¬ 
politische Vorbereitung des Parteitages 
im Rahmen eines neuen Projekts für 
den Parteiaufbau verstärkt. 

Im September 2009 hatte das 4. Ple¬ 
num des XVII. ZK der Partei den „Be¬ 
schluss des ZK der KP Chinas über ei¬ 
nige wichtige Frage der Verstärkung 
und Vervollkommnung des Parteiauf¬ 
baus in der neuen Situation“ angenom¬ 
men. 12 Mit diesem neuen Projekt sollte 
der Aufbau einer marxistischen Partei 
durch Reformen und Neuerungen vor¬ 
angebracht werden. Dazu wurden sechs 
Grundprobleme in der Partei aufgeli¬ 
stet, die durch die Reform in etwa fünf 
Jahren gelöst werden sollten. Darunter 
nehmen die innerparteiliche Demokra¬ 
tie, die Lage unter den Führungskadern, 
die Reform des Kadersystems breiten 
Raum ein. Kader sollen moralisch und 
fachlich zur Ausübung ihrer Funktion 
befähigt sein und das Vertrauen der 
Massen besitzen. Ihre soziale Herkunft 
hingegen spielt keine Rolle. Gefordert 
wird, eine große Zahl befähigter junger 
Kader und mehr weibliche Kader und 
Kader aus nationalen Minderheiten 
auszubilden. Mit dem Beschluss wur¬ 
de auch begonnen, das gesamte Par¬ 
teileben für die gesellschaftliche Öf¬ 
fentlichkeit transparenter zu gestalten. 
Dem Projekt wurde damals eine weit¬ 
reichende Bedeutung für die Bewälti¬ 
gung der internationalen Finanzkrise, 
die Gewährleistung einer stabilen und 
relativ schnellen Entwicklung der Wirt¬ 
schaft, dem allseitigen Aufbau der „Ge¬ 
sellschaft des Kleinen Wohlstands“ und 
der Schaffung einer neuen Lage beim 
Aufbau des „Sozialismus chinesischer 
Prägung“ beigemessen. Die KP Chinas 
als regierende Partei „auf lange Zeit“ 
sollte in diesem Prozess ein qualitativ 
neues Niveau erreichen, das „ideolo¬ 
gisch und politisch der Entwicklung der 
Zeit entspricht“. 

Das neue Projekt des Parteiaufbaus 
am Vorabend des XVIII. Parteitages 
steht zugleich im Zeichen der Schluss¬ 
folgerungen aus den vorangegangenen 
Auseinandersetzungen. Generalsekre¬ 
tär Hu Jintao mahnte in seiner Rede 
vor hochrangigen regionalen Führungs¬ 
kadern am 23. Juli nachdrücklich die 
Einheit und Geschlossenheit der Partei 
auf der Grundlage ihrer bisherigen Re¬ 
formstrategie an. 13 Ungewöhnlich war 
dann schon, dass der designierte Nach¬ 
folger Hus, Xi Jinping, einen Tag später 
diese Rede auf seine Weise für die Aus¬ 
wertung in der Partei auslegte. 14 
Diese Reden wie die sie begleitenden 
Kommentare der offiziellen Medien 
thematisieren ein Grundproblem: Der 
Schlüssel für die Entwicklung Chinas 
liegt bei der Partei. Deshalb müsse zu¬ 
erst die Frage gestellt und beantwor¬ 
tet werden, was für eine Partei braucht 
das Land und wie muss sie aufgebaut 
werden, um den neuen Herausforde¬ 
rungen wie den Erfordernissen einer 
langfristigen Regierung durch die KP 
Chinas gerecht werden zu können. 
Diese neuen Herausforderungen Chi¬ 
nas werden jetzt international in den 
„Auswirkungen der Finanzkrise“ und 
im „zunehmenden Konkurrenzdruck“, 
im Lande selbst im ökonomischen und 
gesellschaftlichen Wandel und in den 
damit verbundenen Aufgaben von Re¬ 
form, Entwicklung und Stabilität ge¬ 
sehen. Auf diesem Hintergrund, heißt 
es in einem Kommentar aus der Füh¬ 


rung, würden die „vier großen Risiken“ 
(Nachlassen im Bewusstsein, Unzu¬ 
länglichkeit der Fähigkeiten zur Regie¬ 
rung des Landes, Lösen von den Mas¬ 
sen und negative Erscheinungen wie 
Korruption) noch stärker ins Gewicht 
fallen. Damit würde es noch schwerer 
werden, die „vier großen Prüfungen“ 
(Regieren auf lange Zeit, Reform und 
Öffnung, Marktwirtschaft und äußeres 
Umfeld) zu bestehen. 15 
Hu Jintao sieht den „Marxismus-Leni¬ 
nismus“ noch als Teil der Leitideologie 
der Partei, Xi Jinping nicht. Xi will die 


aufzubauende Partei ausschließlich am 
„Marxismus chinesischer Prägung“ 16 
orientieren und alle ihre Mitglieder mit 
den Ergebnissen der „marxistischen 
Theorie chinesischer Prägung“ bewaff¬ 
nen. In diesem Sinne läuft gegenwärtig 
die Kampagne für die Schaffung einer 
„fortschrittlichen und ausgezeichneten 
Theorie“ und die Entwicklung eines 
„reinen und fortschrittlichen Charak¬ 
ters“ der Partei. 

Xis Ausführungen verbleiben im Plaka¬ 
tiven, im Allgemeinen. So sieht er die 
„politischen Vorzüge“ der erneuerten 
Partei darin, dass sie an „vorderster 
Front der Zeit“ stehe und an der „rich¬ 
tigen Richtung“ der gesellschaftlichen 
Entwicklung festhalte. Nachzuprüfen 
wird seine Aussage sein, dass sich die 
neue Partei auf die „besten Elemen¬ 
te der chinesischen Arbeiterklasse 17 
und des chinesischen Volkes“ konzen¬ 
trieren werde. Das Wort Demokratie 
taucht nur im Zusammenhang mit der 
herkömmlichen Auslegung des Prinzips 
des demokratischen Zentralismus auf. 
Das neue Projekt beruht auf dem Ge¬ 
danken, dass die Partei in den Massen 
wurzelt und ihre Kraft aus den Massen 
kommt. Darin wird die Garantie gese¬ 
hen, dass alle Schwierigkeiten über¬ 
wunden werden können. Es heißt so¬ 
gar, die allseitige Stärkung des Partei¬ 
aufbaus diene letztlich dazu, dem Volk 
besser zu dienen und „für das Volk zu 
regieren“. In der gesamten Arbeit der 
Partei müssten sich Willen, Interessen 
und Forderungen der Massen ausdrü- 
cken. Es käme vor allem darauf an, die 
wichtigsten und dringendsten Proble¬ 
me der Massen zu lösen, damit sie „die 
Früchte von Reform und Entwick¬ 
lung... dem gesamten Volke zugute 
kommen“. 

Es wird abzuwarten sein, ob und in¬ 
wieweit sich die Partei auf diesem Weg 
in den kommenden fünf Jahren wie 
hier beschrieben erneuern und entwi¬ 
ckeln wird. Unbedingt anzumerken ist 
jedoch, dass - wie bisher schon - die 
Heranführung und unmittelbare demo¬ 
kratische Teilnahme des Volkes an der 
Ausübung der politischen Macht über 
Wahlen hinaus auch jetzt kein Thema 
sind. 

Insbesondere die Rede Xi Jinpings 
widerspiegelt die aktuellen Auseinan¬ 
dersetzungen inner- und außerhalb der 
Partei. Das betrifft nicht nur die Partei¬ 
problematik, sondern auch die Theo¬ 
rie und Praxis des Sozialismus und die 
Entwicklungsstrategie. 


Xi hebt über alle Maßen und undif¬ 
ferenziert hervor, dass die Ergebnisse 
von über 30 Jahren Reform und Öff¬ 
nung die „hervorragende Lage Chinas“ 
umfassend beweisen würden, dass der 
„Sozialismus chinesischer Prägung“ in 
China tief verwurzelt sei, den nationa¬ 
len Gegebenheiten entsprechen wür¬ 
de und eine starke Lebenskraft habe. 
Allein dieser Sozialismus würde „das 
Volk wohlhabend machen und China 
kräftig entwickeln“. Auf dieser Grund¬ 
lage werde die erneuerte Partei „einen 
wohlhabenden, starken, demokrati¬ 


schen, zivilisatorischen und harmoni¬ 
schen sozialistischen modernen Staat 
mit Kurs auf die Verwirklichung der 
großen Renaissance der chinesischen 
Nation aufbauen“. Xi fordert, die all¬ 
seitige Entwicklung der Gesellschaft 
„mit dem Menschen als das Wesentli¬ 
che“ entschlossen umzusetzen und „das 
Denken weiter zu befreien“. Wieder 
diese allgemeine Formulierung, ohne 
mitzuteilen, wovon z.B. das Denken 
jetzt konkret befreit werden soll. An¬ 
scheinend bedeutet dies, wie die Neu¬ 
gestaltung der Veröffentlichungen in 
dem Zeitungs- und Zeitschriftenver¬ 
lag „Nanfang“ (Süden) zeigt, jetzt auch, 
dass eine kritische Begleitung der Poli¬ 
tik der Partei selbst durch chinesische 
Medien nun gänzlich unerwünscht ist. 

Parteitagswahlen 

Zum ersten Mal in der Geschichte der 
KP Chinas ist eine Wahldirektive zu 
einem Parteitag veröffentlicht worden. 
Die Direktive sieht vor, aus den über 
80 Millionen Parteimitgliedern 2270 
Delegierte für den XVIII. Parteitag zu 
wählen. Sie sollen aus allen Bereichen 
der Gesellschaft kommen. Da die bis¬ 
herigen Parteitage Gefahr liefen, „De¬ 
legiertenkonferenzen der Führungska¬ 
der“ zu sein, ist angewiesen, den Anteil 
der allgemeinen Parteimitglieder unter 
den Delegierten, um etwa 2 Prozent 
auf 32 Prozent zu erhöhen. 10 Prozent 
der Delegierten werden laut Direkti¬ 
ve Arbeiter sein, in den zentral unter¬ 
stellten staatlichen Unternehmen soll 
dieser Anteil allerdings „deutlich hö¬ 
her“ ausfallen. Vorgesehen ist auch, im 
Verhältnis mehr Frauen als Delegierte 
zu wählen. 

Über die Art und Weise der Wahl ent¬ 
scheidet die jeweilige Mehrheit der 
Mitglieder in den Wahleinheiten. All¬ 
gemein gilt jedoch die „Konkurrenz¬ 
wahl“. Sie wurde 1990 zunächst für die 
GO eingeführt und wird inzwischen 
als wichtiger Ausdruck der Demokra¬ 
tie angesehen. Gegenüber dem letzten 
Parteitag wurde die Zahl der Kandi¬ 
daten gegenüber der Zahl der zu wäh¬ 
lenden Delegierten um 5 Prozent auf 
15 Prozent erhöht. Die Wahl der Par¬ 
teitagsdelegierten auf Ebene der Pro¬ 
vinzen, Autonomen Gebiete und re- 
gierungsumnittelbaren Städte konnte 
planmäßig im Juli abgeschlossen wer¬ 
den. 

Ein besonderer Schwerpunkt in Vorbe¬ 
reitung des XVIII. Parteitages wurde 
auf den umfassenden Wechsel der Füh¬ 
rungsschicht der Provinzen und gleich¬ 


gestellten administrativen Einheiten 
gelegt. Auf 16 der 31 Parteikonferen¬ 
zen der Provinzen und gleichgestell¬ 
ten Einheiten wurden Parteisekretäre 
gewählt, die erst einige Monate zuvor 
von der zentralen Führung offensicht¬ 
lich mit der Maßgabe ihrer späteren 
Wahl eingesetzt worden waren. Insge¬ 
samt wurden vor den Wahlen auf diese 
Weise 78 führende Funktionen auf der 
Ebene der Provinzen und Ministerien 
neu besetzt. Drei Aspekte scheinen da¬ 
bei entscheidend gewesen zu sein - der 
politische Aspekt, d.h. die künftige un¬ 
bedingte Absicherung 
der zentralen Politik in 
den Regionen; der öko¬ 
nomische Aspekt, d.h. 
der Aufbau fähiger re¬ 
gionaler Führungen für 
die Bewältigung des 
wirtschaftlichen Auf¬ 
baus in den kommen¬ 
den zehn Jahren; und 
die Entwicklung der 
Kaderreserve. 

Das Rotationssystem 
beim Einsatz der Kader 
zwischen Zentrale und 
Regionen wie zwischen 
den Regionen wurde 
ausgedehnt. Nur zwei 
der gewählten Partei¬ 
sekretäre sind noch in 
ihren Heimatprovin¬ 
zen tätig. Neben der po¬ 
litisch-moralischen Vita 
des Kaders spielte die 
Fähigkeit, gesellschaft¬ 
liche Prozesse im Sinne 
der Parteipolitik wirk¬ 
sam und zielgerichtet 
zu leiten, auch für die 
Wahl der stellvertreten¬ 
den Parteisekretäre und 
aller Mitglieder der Stän¬ 
digen Ausschüsse des Provinzparteiko¬ 
mitees eine bestimmende Rolle. Diese 
Funktionen scheinen generell mit Per¬ 
sonen besetzt worden zu sein, die sich 
zuvor längere Zeit in der Leitung re¬ 
gionaler Regierungen, Volkskongres¬ 
se usw. bewährt haben. Medienberich¬ 
te erhärten die Einschätzung, dass die 
Ständigen Ausschüsse der Parteikomi¬ 
tees auch auf den regionalen Ebenen 
als eigentliche Zentren der politischen 
Macht fungieren. 18 

In den Meldungen über den Verlauf 
und die Ergebnisse der Parteiwahlen 
findet die soziale Herkunft der Dele¬ 
gierten wie der gewählten Führungs¬ 
kader keine Beachtung. Deshalb bleibt 
unklar, ob der Anteil der Arbeiter un¬ 
ter den Parteitagsdelegierten tatsäch¬ 
lich erreicht wurde und ob sich in den 
regionalen Führungsgremien Kader 
aus Kreisen der Arbeiter und anderen 
Werktätigen der „ersten Front der Pro¬ 
duktion“ befinden. 

In diesen Wahlen setzte sich der Trend 
zur Verjüngung der Leitungskader fort. 
Das Durchschnittsalter der Parteise¬ 
kretäre auf Provinz- und gleichgestell¬ 
ter Ebenen liegt knapp unter 60 Jahre. 
Sichtbar ist das zielgerichtete Bestre¬ 
benjunge Kader, darunter in größerer 
Zahl Hochschulabsolventen, begin¬ 
nend an der Basis, vorrangig auf dem 
Dorf, systematisch aufzubauen und sie 
im Maße ihrer Fähigkeiten nach einer 
gewissen Zeit der Bewährung in höhe¬ 
ren Funktionen einzusetzen. Der An¬ 
teil der Frauen hat sich nicht nur un¬ 
ter den Parteitagsdelegierten, sondern 
auch in den regionalen Führungsfunkti¬ 
onen erhöht. Erstmals wurde eine Frau 
zum Sekretär eines Provinzparteikomi¬ 
tees (Fujian) gewählt. Unter den Mit¬ 
gliedern der Ständigen Ausschüsse der 
Parteikomitees der Provinzen, Autono¬ 
men Gebiete und Regierungsunmittel¬ 
baren Städte befinden sich knapp 11 
Prozent Frauen. Kader der nationalen 
Minderheiten scheinen entsprechend 
den Festlegungen unter den Parteitags¬ 
delegierten und in den regionalen Füh¬ 
rungsorganen vertreten zu sein. 

Die Wahlen widerspiegeln den Trend 
der Parteipolitik, sich noch stärker als 
bisher auf die Bildungselite zu stützen. 
Im Ergebnis der diesjährigen Wahl auf 
Ebene der Provinzen und dergleichen 
sind 97 der 404 Mitglieder der Ständi¬ 
gen Ausschüsse promoviert, vor allem 
in den Bereichen Wirtschaft, Finan¬ 
zen und Technik. Darunter befinden 
sich auch Parteisekretäre (Liaoning, 
Guangsxi) und stellvertretende Par¬ 


teisekretäre (u. a. in Liaoning, Anhui, 
Shanxi, Innere Mongolei, Hebei und 
Hunan). 

Zusammenfassung 

Die Vorbereitung des Parteitages steht 
im Zeichen der Schlussfolgerungen 
aus dem bisherigen Reformkurs und 
der Aufstellung der Partei für die neue 
Phase des gesellschaftlichen Aufbaus. 
Die KP Chinas hebt sich in einer Reihe 
grundlegender Aspekte, die nicht auf 
objektive nationale Gegebenheiten zu¬ 
rückzuführen sind, von der IKB ab. 
Mit der Entmachtung Bo Xilais ist 
der innerparteiliche Macht- und Rich¬ 
tungskampf erstmals wieder öffentlich 
geworden. Schon daran zeigt sich die 
kritische Situation, in der sich die Par¬ 
tei befindet. Die derzeit dominierenden 
Kräfte in der Parteiführung stehen of¬ 
fensichtlich gegen jeden Versuch, die 
bisherige marktwirtschaftliche Ent¬ 
wicklung Chinas wesentlich zu korri¬ 
gieren oder gar zurückzunehmen. 

Teilt der Parteitag die Position Xi Jin¬ 
pings, dann hätte die KP Chinas mit 
dem „Marxismus chinesischer Prä¬ 
gung“ ihren theoretischen Standort 
auch offiziell verändert. 

Im Ergebnis der Parteiwahlen wurden 
auf regionaler Ebene Führungskerne 
geschaffen, deren erste Aufgabe es sein 
dürfte, die politische Linie der Zentrale 
in den einzelnen Landesteilen effektiv 
durchzusetzen. Helmut Peters 

(Mit freundlicher Genehmigung der 
Zeitung „ Sozialismus“) 

1 Renmin Ribao - Auslandsausgabe v. 317.12 

2 Jiang Zemin, Rede zum 80 .Jahrestag der Gründung 
der Partei, in: Bericht über die Lage Chinas 2003 , Beijing 
2003 , S. 252 , chines. 

3 Cheng Enfu, Seven Currents of Social Thoughts and 
their Development in Contemporary China with Focus 
on Innovative Marxism. In: Heinz Dieterich (Coordinator): 
Analytical Principles for the Transition Model to 21 st Cen¬ 
tury Participatory Democracy, Goettingen, Germany, Aktiv 
Druck und Verlag GmbH, May 2012 , S. 94 - 105 . 

Cheng nennt und beschreibt folgende Strömungen: Neo¬ 
liberalismus (wachsender Einfluss), „Demokratischer So¬ 
zialismus“ (Ablehnung des Marxismus als führende The¬ 
orie, für konkurriende Parteien und Regierungsrotation, 
Sozialismus auch ohne Umgestaltung kapitalistischen Ei¬ 
gentums möglich), „Neue Linke“ (für starke Regierung, 
gegen kapitalistische Globalisierung und marktwirtschaft¬ 
liche Reformen als Ursache für soziale Polarisierung), die 
„Strömung der Wiederbelebung“ (Gesellschaft des Alter¬ 
tums als Ideal, durchdringe bereits alle Ideologien), „Ek¬ 
lektischer Marxismus“ (Revisionismus im Sinne Lenins), 
„Traditioneller oder orthodoxer Marxismus“ (Fahne Mao 
Zedongs hoch halten) und „Innovativer Marxismus“ (passt 
sich der grundlegenden Richtung des ZK an). 

4 Wie die SPD praktiziert auch die KP Chinas seit etwa 
2007 bei den Parteiwahlen die Vorwahl mit Beteiligung 
von Nichtmitgliedern („Wahl in zwei Stufen“). 

5 Jiang Zemin, Rede zum 80 . Jahrestag der Gründung 
der Partei, a.a. 0 . 

6 Dieser Begriff in chinesischen Medien meint die Kinder 
und Enkel der ersten Führungsgeneration unter Mao Ze- 
dong, z.B. den Enkel Maos, Mao Minyu, und die Tocher 
Ye Jianyings, Ling Zi. 

7 Liu Jin, Die „rote Nachkommen“ diskutieren die Reform: 
Wir lassen nicht zu, dass es in China zu einem Chaos 
kommt, in: Nanfang Zhoumo v. 8 . 3.12 

8 Er hinterließ zwei Bände der Erinnerung an die Ära Mao 
Zedongs, die er durchaus kritisch begleitete. 

9 Diese Singebewegung fasste auch in anderen Landes¬ 
teilen Fuß. Ich erlebte sie im Herbst 2010 im Beijinger 
Sommerpalast. 

10 Vergl. dazu die Ausführungen Bo Xilais am Tag der 
Offenen Tür der Chongqinger Delegation zur diesjähri¬ 
gen Tagung des NVK am 9 . März in: Nanfang Zhoumo 
v. 17 . 3.12 

11 Die „Zentrale Kommission für Politik und Recht“ mit 
ihren regionalen Vertretungen bis zur Kreisebene ist im 
Auftrag der Partei hauptverantwortlich für die Absiche¬ 
rung der politischen Macht nach innen. Sie steht über 
Verfassung und Gesetz. Sie kann, wenn erforderlich, 
Gerichtsurteile und Beschlüsse von Einrichtungen der 
öffentlichen Sicherheit aufheben und korrigieren, wenn 
nach ihrer Meinung damit die gesellschaftliche Ordnung 
und Stabilität nachteilig beeinflusst werden. Das Politbüro 
des ZK der KP Chinas hat seit den 1990 er Jahren wie¬ 
derholt über die Abschaffung dieser Einrichtung der Par¬ 
tei beraten. Die dafür notwendige Zwei-Drittel-Mehrheit 
wurde jedoch auch auf seiner letzten Beratung im Juli 
d.J. nicht erreicht; gegen die Abschaffung dieser Insti¬ 
tution sprachen sich der Generalsekretär Hu Jintao und 
der MinisterpräsidentWen mit der Begründung aus, dass 
dieser Schritt zum jetzigen Zeitpunkt die Reform negativ 
beeinflussen würde. 

12 Xinhua She v. 27 . 9.2009 

13 Xinhua She v. 23 . 7.2012 

14 Xinhua She v. 24 . 7.2012 

15 Xinhua Wang v. 5 . 8.2012 

16 Im Chinesischen heißt es „makesizhuyi zhongguo- 
hua“, bisher im Deutschen häufig mit „Sinisierung des 
Marxismus“ übersetzt. Offiziell wurde bisher von der „An¬ 
wendung der grundlegenden Prinzipien des Marxismus 
auf die chinesische Praxis“ gesprochen, wobei diese Prin¬ 
zipien nicht konkret benannt wurden. Davon ist nun nicht 
mehr die Rede. Ausgangs- und Bezugspunkt von Xi Jin¬ 
ping ist nicht der klassische Marxismus, sondern der „an¬ 
gewandte Marxismus“ in Gestalt der Ideen Mao Zedongs, 
der „Theorie Deng Xiaopings“, der „wichtigen Gedanken 
von den drei Vertretungen“ und der „wissenschaftlichen 
Auffassung über die Entwicklung“. 

17 Seit Mitte der 1950 er Jahre betrachtet die KP Chi¬ 
nas die soziale Schicht der Intelligenz offiziell als Teil der 
chinesischen Arbeiterklasse. So erscheint die verstärkte 
Aufnahme von Angehörigen dieser Schicht, auch von Stu¬ 
dierenden, als „Verstärkung der Klassenbasis“ der Partei. 

18 Die Parteikomitees der Provinzen und gleichgestellten 
Einheiten praktizieren bis auf Tibet, Xinjiang und die Inne¬ 
re Mongolei das 2007 eingeführte Modell „ein Sekretär 
und zwei Stellvertreter“, und ihre Ständigen Ausschüsse 
haben bis auf Xinjiang 10 Mitglieder. 



Der Vorsitzende der KP Chinas Hu Jintao besucht eine Region im Rahmen einer ideologischen 
Kampagne. 
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Wir trauern um unsere 
Genossin und Freundin 

Ruth Kellner 

Ruth verstarb am 7 August 
2012 nach langer schwerer 
Krankheit im Alter von 
84 Jahren. 


Wir sind sehr betroffen. Unser Mitgefühl gehört ihren Ange¬ 
hörigen. 

Ruth trat schon früh der FDJ und der KPD bei. 

Mit ihr verlieren wir eine klassenbewusste, sich in die Men¬ 
schen hineindenkende Journalistin, eine ideenreiche Bündnis¬ 
politikerin und kreative Gewerkschafterin, eine immer lustvol¬ 
le Streiterin für Fraueninteressen, eine unermüdliche Kämp¬ 
ferin für Frieden und internationale Solidarität, für eine von 
sozialer Ungerechtigkeit, Faschismus und Rassismus freie Welt. 
In den sechs Jahrzehnten ihres politischen Lebens hat sie sich 
an der Seite ihres Lebens- und Kampfgefährten Herbert trotz 
Verhaftung und Gefängnishaft durch die Adenauer-Justiz in ih¬ 
rem politischen Wirken nicht beirren lassen. Ruth schrieb nach 
dem Verbot der „Frau von Heute“ für die „Aktuelle Frauen¬ 
post“ und später für die UZ-Frauenseite. Ihre Artikel sind noch 
heute spannend und aktuell. Seit 1983 hat Ruth auch als stell¬ 
vertretende Chefredakteurin der „Deutschen Volkszeitung“ 
unendlich viel dafür getan, schwierige politische Situationen 
für die Menschen in unserem Land verständlicher zu machen. 
Und schließlich im Unruhestand: Als die große Niederlage des 
Sozialismus uns alle sehr getroffen hatte, gab Ruth nicht auf, 
wurde zur Sprecherin der DKP-Gruppe Bergisch Gladbach ge¬ 
wählt, war zusammen mit ihrem Herbert bei jedem Infostand 
und bei jeder Demo dabei, engagierte sich im DGB-Ortskartell 
und im Frauenbündnis in Bergisch Gladbach. Ihre Erfahrungen 
und ihr Rat waren wertvoll und immer gefragt. 

Liebe Ruth, wir vermissen Dich sehr. Wir danken Dir und ver¬ 
neigen uns vor Deiner politischen und menschlichen Lebens¬ 
leistung! Wir werden Dich nicht vergessen und Deine, unsere 
Sache fortsetzen! Dein Andenken werden wir in Ehren halten! 

DKP-Parteivorstand 

UZ-Redaktion 

DKP-Bezirksvorstand Rheinland 
Karl-Liebknecht-Schule 
Kulturvereinigung Leverkusen e.V. 

DKP-Gruppe Bergisch Gladbach 

Die Urne wird im engsten Familienkreis in Pirna beigesetzt. 

Die Trauerfeier findet am Freitag, dem 21. September 2012,17.00 Uhr in der 
Karl-Liebknecht-Schule in Leverkusen, Am Stadtpark 68 statt. 

Statt zugedachter Blumenspenden bitten wir um eine Spende für unsere poli¬ 
tische Arbeit: Konto-Nr. 0101 005 064 - BLZ 37 551 440, Stadtsparkasse Le¬ 
verkusen, Stichwort „Ruth Kellner“ 


Walter Jung 

geb. 11.11.1937-gest. 6.9.2012 

In der Nacht vom 5. auf den 6. September 2012 verstarb un¬ 
ser Genosse, Ehemann, Vater, Großvater, Urgroßvater und 
Schwager Walter Jung. 

Wir müssen für immer Abschied nehmen von einem unbeug¬ 
samen, kämpferischen Menschen. 

Als Bergbaulehrling auf den Saargruben und Jungbergmann 
lernte er die Ausbeutung der Bergarbeiter und den organi¬ 
sierten Kampf für die Rechte der Arbeiterklasse kennen. 
Dieser prägte sein weiteres Leben in der Bergbaugewerk¬ 
schaftsjugend, der FDJ (Freie Deutsche Jugend), der Kom¬ 
munistischen Partei Saar. 

Als absehbar war, dass die Wehrpflicht der Bundesrepublik 
im Saarland eingeführt wird, wanderte Walter in die Deutsche 
Demokratische Republik aus, um nicht auch noch zu seiner 
Arbeitskraft sein Leben als Bundeswehrsoldat für das deut¬ 
sche Kapital zu opfern. 

In der DDR heiratete Walter dann seine Irmgard und sie 
gründeten eine fünfköpfige Familie. 

Gemeinsam setzten sie ihre ganze Kraft für die Entwicklung 
und Sicherung der DDR, für Frieden und Sozialismus ein. 

Irmgard Jung und Kinder 
Inge und Toni Holweck 


Ab sofort: Dorfidyll mit Meeresbrise Grömitz-Suxdorf, 
Ferienapp., 2-4 Pers., Hund, 30/26. 

Tel. 0231/5495780 
dave-v@freenet.de 
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Inhaber: 

Hans-Georg Müller 
Hauptstraße 1 
57392 Schmallenberg- 
Grafschaft 
Hochsauerland 

Tel.: 02972-9780-0 
Fax.: Ü2972-97BD97 
Restaurant: 

Dienstag Ruhetag 


Ha us prospekt 
anf ordern 


In unmittelbarer Mähe des Klosters Grafschaft liegt unser 
Gasthof. Wie vor Jahrhunderten sorgt auch heute der Wirt 
persönlich für das Wohl der Gäste. 

Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepflegte Getränke. Alle Zimmer haben Bad. Dusche, WC, 
Telefon, Fernseher, die meisten Balkon und Vorraum. Im 
Hotelbereich befinden sich Lift, Sauna, Solarium, Nicht¬ 
rauchern mm er und Kamin, Kinderspiel raum, Salatbüffet, 
Frühstäcksbüffet. Auch Senioren-Portionen. 

Ühemaehtung/Frühstück 30,-bis 53,- € p.P. 

HP 15,50 Cp.P. * VP, 22,-fp.P. 

Kostenlos Bus-und Bahn fahren im Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisonpreise. 

Bei 21 Tagen Aufenthalt im Jahr 10 % Treuerabatt. 


mail@gaslhoLheimes.de * www.gasthof-heimes.de 


Wir gratulieren unserem Genossen 

Werner Höner 

zu seinem 75. Geburtstag! 

Wir danken Dir für Deinen nunmehr 45-jährigen Einsatz für 
„Blumen für Stukenbrock“. 

Dein unermüdliches und beharrliches Engagement für eine weit¬ 
sichtige Bündnispolitik für Frieden, Demokratie und Menschen¬ 
würde ist uns ein Vorbild. 

Wir wünschen Dir Gesundheit und Schaffenskraft. 

DKP Minden 

DKP in Ostwestfalen-Lippe 


Anzeigen für die UZ bitte immer hierhin senden: 
commpress@aol.com 
Rückfragen hier: 0201 - 24 86 482 

DKP/Karl-Liebknecht-Schule 

Am Stadtpark 68,51 373 Leverkusen - Tel: 0214/45 418 - bzw. 02151/315 838 
E-Mail: karl-liebknecht-schule@web.de 

Wochenendseminar 
Sa./So. 22./23. September 2012 

Zur Klassenbasis des Faschismus: Die Rolle des 
Großkapitals bei der Durchsetzung des Faschismus 

Referent: Jürgen Lloyd 

Faschismus - eine der Herrschaftsformen im Kapitalismus. 

Die ideologischen und politischen Quellen des Faschismus 
Heutige Quellen des Rassismus und der sozialen Diskriminierung 

Um rechtzeitige Anmeldungen wird gebeten. Rückantworten erfolgen nur, 
wenn es sich um Absagen handelt. 

Es sind noch Plätze frei. 

Die Anreise kann bereits Freitag zwischen 17 und 22 Uhr erfolgen. 

Beginn Samstag 10.30 Uhr, Ende Sonntag gegen 13 Uhr. 

Kosten pro Person für Unterkunft und Verpflegung 25 Euro. Ab Freitag 30 
Euro. Finanzierung bitte mit Parteigruppe, Kreisorganisation oder Bezirks¬ 
vorstand abklären. 

Nächster Lehrgang Informationstechnik: 13./14. Oktober 
Spenden auf das Konto-Nr. 01 005064, BLZ 37551440 
Sparkasse Leverkusen 


www.amiata.de olivastra@amiata.de 
immer gute Adressen 

Ferienhaus und Ferienwohnungen in der T0SCANA-SEGGIAN0 

Bei GUNTER & SIBYLLE 

Tel. 003905641 836713, mob. 00393381539818 


Urlaub 
auf Sylt! 

Ferienwohnung 
für 2 - 5 Pers. 
Ruhige Lage. 

Keine Haustiere. 

Pension Knutzen 
Südhörn 14 
Tinnum / Sylt 
Tel.: 0 46 51 / 311 99 


TOSKANA UND CHIANTI 
GENIESSEN 
FeWo für 2 bis 4 Pers., 
ruhige Lage - 
Panoramablick 
10 % UZ-Leser-Rabatt 
www.chiantihousefi. 
altervista.org; 

Tel.: 09727-5716 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe Berlin-Spandau 
preiswerte Ferienwohnung für 5 Personen 
(2 Zimmer, Wohnküche - 
Herd, Kühlschrank, Bad, Dusche, WC) 

Preis nach Vereinbarung 

Näheres Tel./Fax: 033231/60661 


Toskana, nah am Meer 

www.t«ädnj faiüiHLdc 

Ökohof itn Olivenhain, 
weiter Blick, Stille; 
große helle Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Haus oder Häuschen 

kindcTparadies, 




EfUschleunigung: 

Rtilic & Natur satt im Müriü-NaLional- 
park* 2 FtWoje 2 3 Pltn, ganzjährig in 
Kiwebiirg-Cnmz m„ Havel St Havdsccn, 
Büüi& Rad, Info: www.uinogga.de oder 
03 31/870796 (AB) 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 


Bachstraße 7 
67 577 Alsheim 
Tel.:06249-4128 
Fax: 06249-67263 



Einladung zum 
Frauenarbeitskreis 
der DKP 

Sonntag, 22. September 2012, 
Haus des Parteivorstandes in 
Essen, 11.00 bis 16.00 Uhr 


Liebe Genossinnen, 

der Frauenarbeitskreis der DKP lädt zu einer Beratung des Frauenarbeits¬ 
kreises ein. 

Vorläufige Tagesordnung: 

1. Aktuelles und Frauenpolitisches 

2. Diskussion und unser weiteres Vorgehen zum Thema 
Reproduktionsarbeit/“Bessere Zeiten für Frauen“ 

Anträge an den Parteitag 

Arbeitsplanung 

3. Verschiedenes 


DKP Hamburg: 

Bezirksmitgliederversammlung am 19. + 20. Oktober 2012 

Die DKP-Hamburg lädt herzlich ein zur Bezirksmitgliederversammlung. 

Tagesordnung: 

1. ) Eröffnung und Begrüßung 

2. ) Konstituierung 

3. ) Berichte der Bezirksgremien 

4. ) Diskussion und Beschlussfassung zu Anträgen 

5. ) Wahlen zu bezirklichen Gremien 

6. ) Schlusswort 

Der 1 .Teil der BMV findet statt am Freitag + Samstag, 
den 19.+ 20. Oktober 2012 

im Gemeindesaal der Christuskirche, Bei der Apostelkirche 
(gegenüber U-Christuskirche) 

Freitag, den 19.10.: Einlass ab 17.30 Uhr, Beginn um 18.00 Uhr; 

Ende (vorauss.): 20.30 Uhr 

Samstag, den 20.10.: Einlass ab 09.00 Uhr, Beginn um 09.30 Uhr, 
Ende (vorauss.): 17.30 Uhr 

Für die Verpflegung ist gesorgt. 

Das Mitgliedsbuch ist mitzubringen. 

Der 2.Teil der BMV (u.a.: Anträge an den DKP-Parteitag, Wahl der Parteitags- 
Delegierten) wird stattfinden am Samstag, den 8. Dezember 2012. 


Wo Ferien noch Ferien sind. 

Im Dreiländer-Eck A/SL0H/H auf Künstlerhof am Dorfrand 
in der Steiermark 

Rundum Natur pur, Auwälder, Weinberge. Radlerparadies. 

Viel Sonne, viel Ruhe. 4 000 qm Liegewiese. 10 000 Bücher. 

2Thermen 4km, Zauberh. hist. Städtchen Radkersburg 3km. 

3 sep. Komf.-FeWo (93 qm, 93 qm, 63 qm). 2 bis 5 Pers. Nicht teuer. 

Kontakt: 

Tel. 0043-3476-3522 (ab 14 h.), Fax. 0043-3476-35224 
www.hollerhof-dedenitz.de 


Urlaub im Lotsenhaus an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 3 komfortable FE.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03 831 -459 366, www.ferien-im-lotsenhaus.de 


PapyRoSSa Verlag I Luxemburger Str. 202 150937 Köln 


Georg Fülberth: Geschichte der BRD 

Basiswissen Politik / Geschichte / Ökonomie 

Georg Fülberth beschreibt die Entwicklung des bürgerlichen 
Deutschland auf der einen Seite als Selbstbefreiungskampf 
des deutschen Kapitalismus aus der Sicherungsverwah¬ 
rung, die ihm 1945 auferlegt wurde und sich ab 1990 zur Do¬ 
rn nanz über Europa wandelte. Auf der anderen Seite steht 
der Kampf um mehr Gleichheit, Demokratie und Frieden. 

115 S.| EUR 9,90 

Jörg Roesler: Geschichte der DDR 

Basiswissen Politik / Geschichte / Ökonomie 

Jenseits der üblich gewordenen Horrorszenarien xlärt Jörg 
Roesler auf über die Geschichte des kleineren deutschen 
Staats als »Moskaus ungeliebtem Kind« und Alternative 
zum mächtigeren kapitalistischen Deutschland, dem es 
geopfert wurde, als es als Vorposten im Kalten Krieg nicht 
mehr gefragt war. 

130 S.| EUR 9,90 

Domenico Losurdo: Stalin 

Geschichte und Kritik einer schwarzen Legende 

Staatsmänner wie Churchill und Intellektuelle wie Hannah 
Arendt zollten Stalin einst große Achtung. Im Kalten Krieg 
wurde dieser dann zu einem Hitler ebenbürtigen Monster 
dämonisiert. Losurdo hinterfragt diese Stalinbilder allesamt 
und setzt Stalins Politik in ihren konkreten historischen Kon¬ 
text. Mit einem Essay von L. Canfora. 

451 S. | EUR 22,90 


Tel.: (02 21) 44 85 45 | mail@papyrossa.de | www.papyrossa.de 
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Gleiches in Peru 

Betr.: „Wasser für Reiche, Jauche für 
Arme UZ vom 31.8.2012, S. 16 

Während Mexiko durch den US-Kon- 
zern „Coca Cola“ gnadenlos ausgebeu¬ 
tet wird, geschieht Ähnliches im An¬ 
denstaat Peru durch den US-Konzern 
„Newmont Mining“ mit ausdrücklicher 
Billigung des ehemals als „Linker“ an¬ 
getretenen Präsidenten (dem sogar die 
heimische kampferprobte KP auf dem 
Leim ging!) und nunmehrigem Wende¬ 
hals und Kompradoren Humala. Der 
Kampf geht weiter! 

Falk Moldenhauer ; Bochum 

Organisatoren mussten 
Ablehnung und Widerstand 
überwinden 

Betr.: „20 Jahre Rostock-Lichten- 
hagen“ UZ vom 31.8.2012, S. 4 

Am 25. August konnte die VVN-BdA 
zusammen mit Bündnispartnern große 
Erfolge erringen. Ein sehr großes Me¬ 
dienecho selbst im Fernsehen begleite¬ 


te das Aufhängen einer Erinnerungsta¬ 
fel am Rostocker Rathaus, eine Kund¬ 
gebung auf dem Marktplatz und die 
große Demonstration nach Rostock- 
Lichtenhagen. Es ist gelungen, zum 
richtigen Zeitpunkt am richtigen Ort 
die richtigen Begriffe - nämlich „Ras¬ 
sismus“, „Pogrom“ und „Grenzenlose 
Solidarität“ zu setzen. Die Autoren sind 
nun der Meinung, dass all dies mit den 
falschen Personen erreicht wurde. Da 
erinnert man sich doch an Brecht, der 
der DDR-Regierung einmal sinngemäß 
sagte, sie solle sich für ihre Vorhaben 
dann doch mal ein passendes Volk su¬ 
chen oder auch an den Dichter Äsop 
und seine Fabel von dem Fuchs, dem 
die Trauben zu sauer sind: „Der Fuchs 
biss die Zähne zusammen, rümpfte die 
Nase und meinte hochmütig: ,Sie sind 
mir noch nicht reif genug, ich mag keine 
sauren Trauben. 4 Mit erhobenem Haupt 
stolzierte er in den Wald zurück.“ 

Das Bündnisspektrum zu kritisieren, 
heißt nicht zu wissen, vor welchen kon¬ 
kreten Problemen die Organisatoren in 


Rostock standen. Veranstaltungen zu 
„Rostock-Lichtenhagen“ machen zu 
wollen ist etwas grundsätzlich Anderes 
als ein „großes Bündnis“ gegen einen 
Nazi-Aufmarsch in irgendeiner ande¬ 
ren Stadt zu organisieren. Ablehnung 
und Widerstand gegen die Erinnerung 
an das Pogrom des rassistischen Mobs 
von 1992 gingen bis weit in die Reihen 
der geforderten natürlichen Bündnis¬ 
partner. Die Überwindung dieser Hin¬ 
dernisse erforderte enorm viel Kraft, 
die nun einmal von denen aufgebracht 
wurde, die sich uns als Bündnis ange¬ 
schlossen haben. 

Thomas Willms , 
Bundesgeschäftsführer der VVN-BdA 

„Was erlauben Weise?!“ 

Betr.: Arbeitsagentur-Chef Weise ist 
offen für Mindestlohn 

Herr Weise zeigt sich laut diverser Me¬ 
dienberichte „offen“ für einen Min¬ 
destlohn, der jedoch für ein selbst¬ 
ständiges Leben nicht ausreichen darf, 
denn ein „zu hoher Mindestlohn könne 


wiederum Arbeitsplätze kosten“. Das 
ganze sei nur „psychologisch“ sinnvoll, 
denn für Erwerbslose sollte es laut Wei¬ 
se eine „Mindestwertschätzung“ (!) ge¬ 
ben. 

Man möchte ausrufen: „Was erlauben 
Weise?!“ 

Wer derart gönnerhaft und vor Arro¬ 
ganz triefend daherkommt, hat nicht 
einmal ein Minimum an Wertschät¬ 
zung verdient. Zur Erinnerung: Weise 
ist Chefmanager eines Bundesunter¬ 
nehmens, dessen Aufgabe es vorgeb¬ 
lich ist, Arbeitsplätze zu vermitteln und 
nicht, Erwerblose zu beschimpfen und 
zu verunglimpfen. 

Weise, der Mitglied der CDU und des 
evangelikal-fundamentalistischen Ver¬ 
eins „pro Christ“ ist, bezieht (laut Fo¬ 
cus-Magazin 3/2011) ein Jahresgehalt 
von rund 250 000 Euro. Der derzeitige 
monatliche Hartz IV-Regelsatz beträgt 
374 Euro,jährlich also 4 488 Euro. Zum 
Thema Mindestlohn möge dieser Herr 
also doch einfach mal das Maul halten. 

Heinz- W. Hammer ; Essen 



Die 33. Montagsdemo im Frankfurter Flughafen zeigte sich auch solidarisch 
mit den Kolleginnen des Lufthansa-Bordpersonals im Kampf gegen Bil¬ 
liglöhne. 


Dampf machen Tür die UZ! 





Die Teile werden vermarktet, der 
Erlös kommt der UZ zugute. 

Das hilft uns, finanzielle Hemmnisse 


Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 


von den Schienen zu räumen. 


Rückfragen: 0201/225447 


Pille-Fest in der Karl-Liebknecht-Schule 



Bei (fast schon traditionell, toi, toi, toi) herrlichem Wetter fand am vergange¬ 
nen Wochenende das diesjährige Pille-Fest statt. Seit über dreißig Jahren gibt 
die DKP Rheinland-Westfalen „Die Pille 44 für die Kolleginnen der Bayer AG 
und des ChemPark Leverkusen heraus. 

In diesem Jahr fesselte die Besucherinnen besonders der Vortrag von Axel 
Köhler-Schnura, der über seien Japan-Reise anlässlich der Verleihung des 
ethecon-Schmähpreises anTepco berichtete. Der japanische Konzern betreibt 
das havarierte Atomkraftwerk in Fukushima. 

Fotos: Lang, Koopmann 



FR ★ 14. SEPT 


Schweinfurt: Kreismitgliederversam- 
mung der DKP Unterfranken mit Wahl des 
Delegiertenvorschlags für den 20. Partei¬ 
tag. DFG-VK-Büro, Gabelsbergerstraße 1, 
19 Uhr. 


SA ★IS. SEPT. 


Köln: „Kapitalismus - eine Liebesge¬ 
schichte“ . Filmvorführung und Diskus¬ 
sionsveranstaltung des Deutschen Frei¬ 
denkervereins. Bayenstraße 11,16 Uhr. 


Dl ★18. SEPT 


Recklinghausen: Diskussionsabend 
der DKP zu den „Antworten der DKP auf 
die Krise“. Ladenlokal Kellerstraße 7, 
19.30 Uhr. 


Ml ★ 19. SEPT 


Stuttgart: Veranstaltung über den Dichter 
und Maler Peter Weiss. Referentin: Janka 
Kluge, Landessprechererin derWN-BdA, 
Buchhändlerin und Journalistin. Clara- 
Zetkin-Haus, Gorch-Fock-Straße 26, 
Stuttgart-Sillenbuch, 19.30 Uhr. 

Essen: Vortrag und Diskussion mit dem 
Politologen und gebürtigen Afghanen Dr. 
Matin Baraki zum Thema: „Nichts ist gut 
in Afghanistan“ - Alternativen zum NAT0- 
Krieg, Veranstalter: Essener Friedensfo¬ 
rum, Ort: VHS Essen, Burgplatz 1, Beginn: 
19 Uhr 


FR ★ 21. SEPT 


Stuttgart: „Demokratie für wen?“ Vortrag 
und Diskussion mit Patrik Köbele, Stellv. 
Vorsitzender der DKP. Veranstaltung der 
DKP Stuttgart. Linkes Zentrum Lilo Herr¬ 
mann, Böblinger Straße 105,18.30 Uhr. 

Darmstadt: Fortsetzung der Diskussion 
des Parteitagsdokumentes „Antworten 
der DKP auf die Krise“, Veranstaltung 
der DKP. LinksTreff Georg Fröba, Land- 
graf-Philipps-Anlage 32 (direkt neben 
dem DGB-Haus), 17 Uhr. 

Köln: Infostand der DKP Köln-Kalk. Kal- 
kerhaupstraße/Steprathstraße, 11 Uhr bis 
13 Uhr. 

Essen: Aktionstag der Jugendlichen für 
Frieden und Völkerverständigung zum 
Weltfriedenstag der UNO. Thema: „Auf 
dem Instrument der Gewalt kann man 
keine Friedenslieder spielen“. Veran¬ 
stalter: Essener Friedensforum und Kidz 
e.V., Ort: Essener Fußgängerzone, Beginn: 
11 Uhr. 


MO ★ 24. SEPT 


Köln: Mitgliederversammlung der DKP 
Köln-Kalk. Naturfreundehaus, Kapellen¬ 
straße 9a, 19.00 Uhr. 

Terminankündigungen 

bitte so schnell wie möglich, spätestens (!) 
am Freitag eine Woche vor dem Erschei¬ 
nungstermin der entsprechenden Ausga¬ 
be der UZ, möglichst auch mit Angabe des 
Themas der Veranstaltung an termine@ 
unsere-zeit.de oder UZ-Redaktion, Hoff¬ 
nungstraße 18,45127 Essen. 
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Die letzte Seite 


unsere zeit m 


Meine progressive Woche 


Vom l. bis i. September 


Montag 


Probleme der antimonopolistischen Demokratie... 



... studieren diese drei jungen Mitglieder der SDAJ Rheinland-Westfalen in jeder freien Minute anhand 
des 1983 erschienenen Buches „Antimonopolistischer Kampf heute“ von Willi Gerns und Robert Steigerwald. 

Die Aufnahme entstand am Rande des Festes der DKP-Zeitung für die Mitarbeiter des Chemie-Parks Leverkusen „Die Pille“. 


Boosting und Blade Runner 

Die „großartigsten Paralympics aller Zeiten“ 


Aus Ägypten kommt die Meldung, dass 
die dortige neue Regierung zwei U-Boote 
vom Typ 209 bei HDW, Kiel kaufen wer¬ 
de - Kosten mehrere hundert Mio. Euro. 
Angesichts des Machtwechsels in Ägyp¬ 
ten, einer möglichen Frontstellung gegen 
Israel und der allgemein instabilen Lage 
in der Region stößt die mögliche Liefe¬ 
rung auf Kritik. 

Wie es sich für eine echte Demokratie ge¬ 
hört, muss die Lieferung durch den Bun¬ 
dessicherheitsrat genehmigt werden. Was 
und wie der entscheidet, unterliegt aber 
der Geheimhaltung. Ähnliches ist üb¬ 
rigens gängige weltweite Praxis. In den 
USA hat der Kongress immerhin ein 
Vetorecht - das er noch nie (!) wahrge¬ 
nommen hat; in Schweden gehören dem 
Entscheidungsgremium auch Parlamen¬ 
tarier an - die Geheimhaltung ist genau¬ 
so streng geregelt wie in Deutschland; 
in Großbritannien gibt es einen Parla¬ 
mentsausschuss, der sehr aktiv ist und 
schon mal Minister vorlädt - allerdings 
erst nachdem das Rüstungsgeschäft getä¬ 
tigt wurde. 

Angesichts dieser demokratischen, trans¬ 
parenten und verantwortungsvollen Vor¬ 
gehensweise ist es fast ein Wunder zu nen¬ 
nen, dass es weltweit immer wieder zu be¬ 
waffneten Auseinandersetzungen kommt. 
HDW-Aktionäre brauchen sich im Üb¬ 
rigen keine Sorgen zu machen. Der Typ 
209 hat sich in den letzten Jahren bereits 
Dutzende Male verkauft, weitere Aufträge 
liegen bereits vor. 

Im 1. Weltkrieg hatte der Krupp-Konzern 
Waffen an beide kriegführenden Sei¬ 
ten geliefert und musste sich dafür noch 
schmähen lassen. Die neue deutsche Rüs¬ 
tungsindustrie ist darüber längst hinaus. 
Waffen kriegt grundsätzlich jeder, der 
zahlt. Und keiner erfährfs. Gegenüber 
dem Kaiserreich ist unsere Demokratie 
ein echter Fortschritt. 

Mittwoch 

Unsere hochgelobte Exportindustrie hat 
außer Waffen noch andere Schnäppchen 
im Angebot. 140 000 verschiedene Che¬ 
mikalien sind auf dem Weltmarkt zu kau¬ 
fen. Das UN-Umweltprogramm UNEP 
weiß heute zu berichten, dass davon nur 
ein Bruchteil auf mögliche Risiken für 
Mensch und Umwelt untersucht ist. Zu- 


„Die Befreiungskriege’ aber befreiten 
vor allem die Feudalherren“, denn der 
Wiener Kongress markierte den Sieg 
der feudalen Reaktion über das bür¬ 
gerliche Frankreich. Ihre Propaganda 
verketzert den Repräsentanten der 
Bourgeoisie zum „korsischen Unge¬ 
heuer“, während seiner Herrschaft der 
Hundert Tage im Frühjahr 1815 zum 
„Feind der Menschheit“. Die europä¬ 
ischen Könige und Fürsten, die um 
die Beute stritten, zitterten, es könn¬ 
te Napoleon gelingen, der Revolution 
noch einmal Leben einzuhauchen. Die 
Volksmassen, die ihm in Frankreich 
zujubelten, hofften das sehnlichst und 
glaubten ihm, wenn er erklärte, er sei 
gekommen, um die „Prinzipien der 
Großen Revolution zu schützen.“ Er 
wurde bei Waterloo ein letztes Mal ge¬ 
schlagen, weil die französische Bour¬ 
geoisie längst konterrevolutionär ge¬ 
worden war, ihre einstigen Ideale ver¬ 
raten und den Kaiser fallen gelassen 
hatte. So steckte in dem, was Napole¬ 
on nach seiner letzten Niederlage sag¬ 
te, viel Wahrheit: „Die Mächte führen 
nicht Krieg mit mir, sondern mit der 
Revolution. Sie haben in mir immer 
deren Vertreter, den Mann der Revo¬ 
lution gesehen.“ Dementsprechend war 
die Abrechnung nach den „Hundert 
Tagen“. Der weiße Terror der Royalis¬ 
ten wütete besonders in Südfrankreich. 
In den Straßen von Marseille und Ni- 
mes wurden Bonapartisten und Solda¬ 
ten getötet, in den Städten und Dör¬ 
fern an der Mittelmeerküste Hunderte 
von Menschen umgebracht, in Avignon 
Marschall Brune ermordet, General 
La Bedoyere, Marschall Ney und an¬ 
dere hingerichtet, Morde und Hinrich¬ 
tungen auch in zahlreichen anderen 
Departements. 


lassungen werden trotzdem erteilt, in der 
Regel nach dem Grundsatz: „ Wir kennen 
deine Kontonummer 
Wen stört es da, dass laut UNEP Che¬ 
mikalien für den Tod von einer Million 
Menschen weltweit mitverantwortlich 
ist - vornehmlich natürlich in Ländern 
der „Dritten Welt“ Der wirtschaftliche 
Schaden allein aus übermäßiger Pestizid- 
Nutzung in Afrika südlich der Sahara sei 
inzwischen größer als die gesamte Ent¬ 
wicklungshilfe für medizinische Grund¬ 
versorgung, die der Region zukomme. 
Das ist auch Folge der humanen und ver¬ 
antwortungsbewussten Strategie von Che¬ 
miekonzernen wie Bayer und BASF, Ex¬ 
port und Produktion gefährlicher Stoffe 
immer mehr in diese Länder zu verlagern. 
Die Sparte Naher Osten/Afrika/Eatein- 
amerika von BayerCropSciene etwa weist 
Jahr für Jahr immer öfter zweistellige Zu¬ 
wachsraten aus. 

★ 

Zweistellige Zuwachsraten kennt auch 
das Schwesterunternehmen Bayer- 
HealthCare. Die Milliardenüberschüsse 
der Krankenkassen müssten dort starke 
Begehrlichkeiten wecken. Hiermit bie¬ 
te ich der deutschen Pharma-Industrie 
meine aktive mediale Mithilfe an, dass 
die Überschüsse bei ihr landen. Falls Sie 
meine Kontonummer noch nicht kennen: 
1234 567 BLZ 8 901234 567. 

Donnerstag 

Angesichts der Wohltaten, die unsere In¬ 
dustrie gleichmäßig über alle Regionen 
der Erde verteilt, ist es eigentlich verwun¬ 
derlich, dass immer wieder und immer 
mehr Menschen ihre Heimat verlassen. 
Dass sie ausgerechnet nach Europa stre¬ 
ben, gleicht in einem Punkt dem Streben 
des DDR-Bürgers in den „freien Westen“: 
sie wussten nicht, was sie erwartet. 
Gestern und heute z. B. sterben vor der 
türkischen Küste und der italienischen In¬ 
sel Lampedusa 106 Menschen, die (wahr¬ 
scheinlich) für teures Geld einen Platz auf 
überladenen Schiffen gekauft hatten. Zum 
menschenfreundlichen Charakter dieses 
Menschenhandels und der gnadenlosen 
Menschenjagd von Frontex passt die Mel¬ 
dung, dass auf einem Boot vornehmlich 
Frauen und Kinder starben, während der 
Kapitän und der Schlepper gerettet wer¬ 
den konnten. Adi Reiher 


Wäre es für den Verlauf des Ge¬ 
schichtsprozesses günstiger gewesen, 
wenn Napoleon gesiegt, die europäi¬ 
schen Feudalreaktionen gestürzt und 
an ihrer Stelle die Bourgeoisie, wenn 
auch unter französischer Vorherrschaft, 
an die Macht gebracht hätte? Stimmen 
großer Geister dieser Zeit lassen ver¬ 
muten, dass sie das besser gefunden 
hätten. Heine sah den Triumph mit gro¬ 
ßer Skepsis. In seinem Nachlass steht: 
Bei Waterloo siegte „die schlechte Sa¬ 
che des verjährten Vorrechts 4 ... Na¬ 
poleon vertrat - trotz aller Proble¬ 
me - die „Sache der Revolution. Es 
war die Menschheit, welche zu Water¬ 
loo die Schlacht verloren“. Aufschluss¬ 
reich seine „Grenadiere“, die er dem 
Schicksal Napoleons widmete. Goethe 
sprach von der Ablösung der bürger¬ 
lichen Vorherrschaft Napoleons durch 
die feudale Vormacht des Zaren. Er sah 
in Napoleon einen „außerordentlichen 
Menschen“, sprach von der „Größe des 
Helden“, einem „Halbgott“. Menschen 
aus dem Volk äußerten erschrocken, 
„der Adel hat gewonnen“. Golo Mann 
schrieb vom „Lehrgang des Napoleo- 
nischen Zeitalters“, eines ersten kon¬ 
zentrierten Lehrganges dessen, „was 
im Lauf des 19. und 20. Jahrhunderts 
oft gelernt und repetiert werden muss¬ 
te“. Die „neuen Ideen“ hielt er nicht 
für erschöpft. „Sie waren nun da und 
mächtig und blieben mächtig.“ Das be¬ 
zeugt, dass die Napoleonzeit insgesamt 
ein großer Schritt vorwärts war, in der 
Epoche des Übergangs vom Feudalis¬ 
mus zum Kapitalismus. 

Gerhard Feldbauer 

(Dieser Beitrag wurde in Ergänzung unseres 
Artikels an gleicher Stelle vom 7.9. geschrie¬ 
ben) 


„Die Spiele sind nach Hause gekom¬ 
men, sie waren mitreißend und aus mei¬ 
ner Sicht die großartigsten Paralympics 
aller Zeiten“, sagte der Präsident des 
Internationalen Paralympischen Komi¬ 
tees Phil Craven bei der Abschlussfeier 
am Ende von Spielen, die sich in punc¬ 
to Publikumsbegeisterung und Span¬ 
nung durchaus mit der der vor wenigen 
Wochen beendeten Olympiade messen 
konnten. 

Friedhelm Julius Beucher, Präsident 
des Deutschen Behindertensportver¬ 
bandes (DBS), sprach auf der Ab¬ 
schlusspressekonferenz von den „be¬ 
deutendsten Spiele in der 64-jährigen 
Geschichte der Paralympics“ und lobte 
das aus seiner Sicht sensationelle Ab¬ 
schneiden des deutschen Teams. Das 
hatte 18 Gold-, 26 Silber- und 22 Bron¬ 
zemedaillen gesammelt. Vor vier Jah¬ 
ren in Peking lauteten die Zahlen al¬ 
lerdings ähnlich: 14,25,20. 

Dass Beucher trotzdem von einer 
deutlichen Steigerung sprach, dürfte 
aus dem Wunsch nach weiterer Förde¬ 


rung resultieren. Vor Peking waren die 
deutschen Topathleten nur neun Mo¬ 
nate betreut worden, die Vorbereitung 
auf London begann bereits im Januar 
2009. Nun hat der DBS ein Konzept zur 
„Weiterentwicklung des Stützpunktsys¬ 
tems ab dem 01. 01. 2013“ vorgelegt. 
Darin wird die erweiterte Förderung 
der behinderten Leistungssportler vom 
Innenministerium erwartet. Auf der 
Pressekonferenz sagte Beucher, dass 
die ständige Professionalisierung wei¬ 
tergehende Unterstützung notwendig 
mache: „Die Zeiten sind vorbei, dass 
man nach der Arbeit noch trainiert und 
vorn in der Weltspitze dabei ist.“ Dabei 
denkt Beucher offenbar auch an Spon- 
sorengelder: „Wir brauchen auch wei¬ 
ter gute Partner in der Wirtschaft“. 
Dieses Konzept folgt 1:1 dem des olym¬ 
pischen Nichtbehindertensports. Die¬ 
ser Trend ist keine deutsche Spezialität, 
sondern weltweit zu beobachten. Doch 
der Professionalisierung und Anglei¬ 
chung folgen die analogen Probleme. 
Die Vermarktung der Sportlerin¬ 
nen wird immer 
wichtiger. Beson¬ 
ders gut war das 
am Beispiel des 
Südafrikaners 
Oscar Pistorius 
(s. Foto) zu beob¬ 
achten. Der Un¬ 
terschenkelam¬ 
putierte hatte 
die Teilnahme an 
den olympischen 
Spielen gericht¬ 
lich erstritten 
und lässt sich als 
„Blade Runner“ 
bezeichnen. Vor 
den Paralympics 
hatte er den Ge¬ 
winn von mehre¬ 
ren Goldmedail¬ 
len angekündigt. 
Auf seine erste 
Niederlage re¬ 
agierte er mit 
Schmähungen 
seines Bezwin¬ 
gers - da dürf¬ 
te die Angst vor 
dem Verlust von 
Sponsorengel- 
dern mitgespielt 
haben. 

Auch die Ausein¬ 
andersetzung 
zweier deutscher 


Sprinter fand vor einem ähnlichen 
Hintergrund statt. Dem einen stand 
exklusiv ein neuentwickeltes künst¬ 
liches Gelenk zur Verfügung. Er ge¬ 
wann publikumswirksam Gold - eine 
bessere Markteinführung hätte sich 
der Gelenkhersteller kaum wünschen 
können. Die Frage nach dem „Mate¬ 
rial“ erhält damit eine noch größere 
Brisanz, als wir sie aus dem „Normal“- 
Sport kennen. 

Mit der wachsenden Professionali¬ 
sierung der Paralympiker geht auch 
eine spezielle Form des Dopings ein¬ 
her, das Boosting. Nach wikipedia 
bezeichnet man damit eine Metho¬ 
de der unerlaubten Leistungssteige¬ 
rung im Sport, bei der ein Sportler sich 
selbst Schmerzen zufügt, um durch den 
Adrenalinschub mehr leisten zu kön¬ 
nen. Mögliche Formen des Boostings 
sind beispielsweise eigene Schläge, Hi¬ 
neinsetzen in spitze Gegenstände, Ab¬ 
binden oder Einklemmen der eigenen 
Blase. Es wird von Fällen berichtet, in 
denen Sportler ihre Zehen mit dem 
Hammer zertrümmert haben. 

Dem DBS wäre angesichts dessen an¬ 
zuraten, die Fürsorgepflicht für behin¬ 
derte Menschen in den Mittelpunkt sei¬ 
ner Politik zu stellen als unbesehen auf 
unkontrollierbare Professionalisierung 
zu setzen. Siggi Emmerich 


Der rote Kanal 


Abgezockt statt abgesichert 

Eine Eigentumswohnung als Geldanlage für 
den Normalverdiener - scheinbar eine geni¬ 
ale Idee: Doch am Ende bleiben nichts als 
Schulden - ein Leben lang. Das Geschäft 
mit Schrottimmobilien boomt und die Kri¬ 
se macht es windigen Profiteuren leichter 
denn je. 

Mo., 17.9., 21.50-22.20, ard 
Ware Mensch 

Jahr für Jahr reisen 400 000 Menschen il¬ 
legal in den Schengen-Raum ein, oft mit 
Hilfe von Schleuserbanden. Zehn Milliarden 
US-Dollar fließen dabei in die Taschen der 
Banden - ein lukrativer globalisierter Men¬ 
schenhandel. 

Mo., 17.9., 22.50 - 23.35 Uhr, ard 

Kinder auf den Straßen, USA 1933 

Amerika in den 20ern: Die Familien von Ed¬ 
die (Frankie Darro) und Tommy (Edwin Phi¬ 
lips) leiden unter der Wirtschaftskrise. Die 
beiden Jungs haben gerade die Highschool 
abgeschlossen, finden aber keinen Job. 
Mi., 19.9., 5.05-5.55 Uhr,3sat 



Oscar Pistorius, der Blade Runner 


Wäre es günstiger gewesen ... 

Betr.: Die Schlacht von Borodino 














